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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 
des MieterMagazins gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Komplett aktualisiert

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen 
Mieterbundes das zuverlässige, umfassende und immer 
aktuelle Nachschlagewerk für Fachleute und Laien.  

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche 
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so  -
wie unzählige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das 
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter  -
lexikons spürbar verändert. Mieter – aber auch Vermieter – 
müssen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2020/2021 bringt sie auf 
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist für 14 Euro zzgl. Versandkosten 
 erhältlich über den Online-Shop des DMB-Verlages  
https://shop.mieterbund.de/buecher/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld
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In Charlottenburg 
häufen sich die Abrisse 
von Häusern mit preiswerten 
Mieten. Warum ist das so?

19

Schnee und Eis auf dem Gehweg 

vor dem Wohnhaus müssen ge-
räumt werden. In der Regel beauf-
tragt der Vermieter damit einen exter-
nen Dienstleister. Gelegentlich nimmt 
er aber auch seine Mieter in die Pflicht.

24

Die Deutsche Wohnen verkörpert in 
Berlin vieles von dem, was auf dem Woh-
nungs markt schief läuft. Es ist kein  Zufall, 
das sie namentlich im Zentrum eines Volks-
begeh rens steht, das sie und andere private 
 Immobiliengiganten  enteignen will.

14
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 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 12/2020, Sei­
te 14, Katharina Buri: „Arbeitsplatz 
Wohnzimmer – Das Homeoffice ver ­
ändert das Arbeiten, die Wohnung 
und die Stadt“

Könnten!

Sie schreiben: „Mit dem Arbeiten im 
Wohnquartier wird auch die wohn-
ortnahe Infrastruktur wichtiger – lan-
ge Wege könnten der Vergangenheit 
angehören.“ Könnten! Allerdings 
sorgen die vielen Menschen, die on-
line bestellen, seit einiger Zeit für die 
allmähliche Zerstörung wohnortnaher 
Infrastruktur.
C. Allyn per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 8/2020, Sei­
te 16: „Zwischen Schreberglück und 
Wohnungskrise – Welche Zukunft 
haben Berlins Kleingartenflächen?“ 
Interview von Rosemarie Mieder 
mit dem stellvertretenden BMV­ 
Geschäftsführer Sebastian Bartels 

Daseinsvorge? 

Kann Herr Bartels etwas sagen zu 
der Anzahl der seit vielen Jahren im-
mer mehr bis zur Baufälligkeit verfal-
lenden und vernachlässigten Miets-
häuser sowie den so verloren gehen-
den Wohnungen, über die auch der 
Berliner Mieterverein immer wieder 
berichtet hat? Wieviel Wohnraum 
könnte so geschaffen werden, wenn 
die Treuhand- und Enteignungsmög-
lichkeiten von der Gesetzgebung er-
leichtert würden?
Besonders angesichts der letzten, 
für Mensch, Tier- und  Pflanzenwelt 
qualvoll heißen Sommer wird ver-
mehrt vom Bedarf an kühleren 
Stra ßen, lebendigem Stadtgrün, 
besse rer Versickerung und vielerlei 
nötigen Maßnahmen gesprochen. 
Der Abbau von gewachsenen pflan-
zenreichen Schrebergärten im Stadt-
bereich ist also eine schlechte Idee.
Bartels sagt: „Im Einzelfall muss 
die Kleingartennutzung hinter der 
sozialen Daseinsvorsorge zurück-
stehen, weil die wachsende Stadt 
(...) Wohnraum erfordert.“ Wessen 
Daseinsvorsorge? In Frage stellt Bar-
tels nicht den Zuwachs, der Grenzen 
haben sollte auch zum Wohl der 
hier lebenden Stadtbevölkerung. 
Man kann auch sagen, dass die Oa-
sen der Kleingärten der „sozialen 
Daseinsvorsorge“ auf vielerlei Art 
dienen, nicht nur als Gestaltungs-, 
Erholungs-, Nahversorgungs- und 
Rückzugsgebiete für die Menschen, 
die die Kleingärten bewirtschaften 
und die Anlagen pflegen.
S. Sedona per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 10/2020, 
Seite 13, Jens Sethmann: „Neuer 
Senator für Stadtentwicklung und 
Wohnen – ‚Wir halten Kurs‘“

Zynismus

Interessiert greife ich (Nichtmitglied) 
mir ein druckfrisches Exemplar des 
MieterMagazins aus der Werbeabla-
ge im Hausflur. Informativ. Optisch 
attraktiv. Fassungslos macht mich 
allerdings der Lobgesang auf Herrn 
Sebastian Scheel (Linke). Seine Par-
tei trägt Verantwortung in Bund, 
Ländern und Gemeinden, also auch 
für den Scherbenhaufen auf dem 
Wohnungsmarkt. Das „Wir  halten 
Kurs“ ist an Zynismus nicht zu über-
bieten. Warum präsentiert das Mie-
terMagazin ausgerechnet Herrn 
Scheel als Heilsbringer? 
W. Hopp per E­Mail
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Im Gedenken – Eberhard Ehrler
Bereits im Dezember 2020 ist Eberhard Ehrler, unser 
lang jähriger Bezirksleiter für den Alt-Bezirk Weißensee, 
verstorben.

Eberhard Ehrler war in den 90er Jahren ehrenamtlicher 
Kollege der ersten Stunde. Trotz seines Wohnsitzes in 
Hohenschönhausen war er „seinem“ Bezirk Weißensee 
eng verbunden und konnte so für unseren Verein auch 
manche Tür öffnen. Die Bezirksgruppe Weißensee des 
Berliner Mieterverein e.V. hat Eberhard Ehrler über viele 
Jahre in großem Einvernehmen mit allen aktiven Mitglie-
dern geleitet und über sein Ausscheiden aus dieser eh-
renamtlichen Funktion hinaus noch unsere Mitglieder in 
der Sprechstunde im Freizeithaus Weißensee betreut. Er 
galt auch dort als ruhiger, zuhörender und aufgeschlos-
sener Gesprächspartner.

Wir sind dankbar dafür, dass Eberhard Ehrler die Ent-
wicklung unseres Vereins in den Nachwendejahren mit-
gestaltet hat und wir ihn kennenlernen durften. 
Wir werden uns gerne an ihn erinnern.

Berliner Mieterverein e.V.
Dr. Rainer Tietzsch, Vorsitzender
Hans­Günther Miethe für die Bezirksgruppe Pankow
Reiner Wild, BMV­Geschäftsführer
MieterMagazin 1+2/2021
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 Wir sind für Sie da! 
Liebe Ratsuchende, liebe Mitglieder,

im zweiten Lockdown haben wir die Hygienemaßnahmen zu 
Ihrem und zum Schutz unserer Kolleginnen und Kollegen an-
gepasst.

Telefonberatung ist derzeit unsere Standardberatung.
Zur Reduzierung der Kontakte ist die persönliche Beratung auf 
die zwingend notwendigen Beratungsgespräche beschränkt. 
Damit folgen wir auch den Empfehlungen des Robert-Koch-
Instituts. Mit einer umfassenden Telefonberatung können 
Sie kontaktfrei und gut beraten werden.

Bitte vereinbaren Sie über unser Servicetelefon S 030-226 260 
einen Termin für einen Rückruf. Sie werden dann zur vereinbar-
ten Zeit von unseren beratenden Anwältinnen und Anwälten 
zurückgerufen und können Ihre Angelegenheit ausführlich be-
sprechen.

Für diese ausführliche Telefonberatung können Sie uns  vorab Ih-
re Unterlagen per E-Mail (an: unterlagen@berliner-mieterverein.de) 
zusenden. Bitte geben Sie im Betreff Ihren Nachnamen und 
Ihre Mitgliedsnummer an und nutzen Sie bei Anhängen die 
drei gängigen Formate PDF, Officedokumente und JPEG.

Persönliche Beratungen nur in Ausnahmefällen 
und nach Terminvereinbarung
Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass derzeit nur in Ausnah-
mefällen persönliche Gespräche in unseren Beratungszentren 
möglich sind. Dieses Angebot richtet sich an Personen, die 
eine persönliche Assistenz benötigen oder Dolmetscher mit-
bringen. Zudem bieten wir Ihnen Termine an, wenn es nicht 
möglich ist, uns vorab wichtige Unterlagen zu übersenden. 

Für alle Beratungen benötigen Sie eine vorherige telefonische 
Terminvereinbarung. Nur wenn Sie eine persönliche Assistenz 
benötigen oder einen Dolmetscher mitbringen, ist eine Beglei-
tung möglich. Falls Sie gemeinsam beraten werden wollen, nut-
zen Sie bitte die Möglichkeit, die Telefonberatung gemeinsam 
über die Freisprechanlage Ihres Telefons in Anspruch zu nehmen.

Alle Termine vereinbaren Sie bitte über unser Servicetelefon 
S 030-226 260.

Alle bis jetzt schon vereinbarten persönlichen Beratungster-
mine bleiben allerdings bestehen. Bitte beachten Sie jedoch 
unseren Tipp: Sie können auch Ihren bereits vereinbarten 
 Besuch bei uns einfach in einen Telefontermin umbuchen!  
Sie werden dann zu dem vereinbarten Termin zurückgerufen. 
rMagazin 1+2/2021
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 Berliner Mieterverein auch bei  Faceboo
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterve
In den Beratungszentren haben wir die erforderlichen Vorkeh-
rungen für den Gesundheitsschutz getroffen. Falls Sie einen 
Termin für den persönlichen Besuch in der Beratung verein-
bart haben, bitten wir Sie, folgende Regeln zu beachten:
L Bitte bleiben Sie bei Krankheitssymptomen wie Husten und 
Fieber oder einer positiven Testung zu Hause und nutzen Sie 
die telefonische Rechtsberatung. Bitte bleiben Sie ebenfalls zu 
Hause und nutzen die telefonische Rechtsberatung, wenn Sie 
sich haben testen lassen und das Ergebnis noch aussteht.
L Erscheinen Sie bitte pünktlich. Der Zutritt zur Beratungs-
stelle ist zur Vermeidung von Kontakten erst 5 Minuten vor 
Ihrem vereinbarten Termin möglich.
L Es ist eine Mund- und Nasenschutzmaske (FFP 2 oder KN 95) 
zu tragen und der Mindestabstand von 1,50 Metern einzuhal-
ten.

Weitere Beratungsangebote

Alle „kleinen“ Beratungsstellen, für die wir Räume anderer 
Träger nutzen, werden vorrübergehend ab dem 1. Februar 
 geschlossen. Auskünfte erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226 260.

Telefonische Kurzberatung ohne Terminvereinbarung
montags bis freitags von 13 bis 16 Uhr sowie montags und 
donnerstags von 17 bis 20 Uhr unter S 030-226 152. 
Hier ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen möglich. 
Falls dies erforderlich ist, vereinbaren Sie bitte einen Termin 
für die ausführliche Telefonberatung.

E-Mail-Beratung/schriftliche Anfragen
Ihre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner-mieterverein.de  
oder Ihren Brief an den Berliner Mieterverein, Spichernstraße 1, 
10777 Berlin.

Mitglied werden
Bitte nutzen Sie unsere Beitrittsformulare unter: www.berliner-
mieterverein.de/beitreten.htm. Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
unter Servicetelefon S 030-226 260 gerne zur Verfügung.

Melden Sie sich gerne für Ihre Fragen. 
Wir bleiben auch in schwierigen Zeiten im Kontakt.

Vielen Dank.

i.V.  Reiner Wild, Geschäftsführer
k 
rein/
Änderung Ihrer persönlichen Daten

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr 
Nach name   hat sich geändert? Aktuell können 
Sie Ihre Daten wegen Anpassungsarbeiten nicht 
online unter www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv 
mitteilen. Nutzen Sie bitte stattdessen die Mail-
Anschrift buchhaltung@berliner-mieterverein.de. 
Vielen Dank.
MieterMagazin online lesen

Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des 
Mieter Maga zins gehören wollen, dann melden Sie 
sich an unter buchhaltung@berliner-mieterverein.de
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
5
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Mit der Vermietung an Geflüchtete 
ist viel Geld zu verdienen. Die hap-
pige Miete wird vom Amt bezahlt, 
Unwissenheit und Angst dieser Be-
wohnerklientel werden skrupellos 
ausnutzt. Ein Beispiel aus Lichten-
berg. 

Die Liste der Probleme, die Hunder-
te von Mietern mit der Enca Group 
haben, ist lang. Die Wohnungen in 
der Egmontstraße 1-3, Skandinavi-
sche Straße 1-3 sowie Lückstraße 
29 werden seit 2017 zimmerweise 
an Geflüchtete, hauptsächlich aus 
Afghanistan, vermietet. Monatelang 
funktionierten in einigen Wohnun-
gen Heizung und Warmwasser nicht. 
Bettwanzen machten sich breit. Da-
zu kamen hohe Nachforderungen 
wegen dubioser Nebenkostenab-
rechnungen. Teilweise wurde die 
Gemeinschaftsfläche allen Mietern 
komplett zugeschlagen. Wer sich 
wehrte, bekam nicht selten post-
wendend die Kündigung (das Mie-
terMagazin hatte in seiner  Ausgabe 
10/2019 über die  Zustände berichtet: 
„Einträgliches Vermietungsgeschäft“). 

EncA-VErMiEtUnGEn An GEfLü

„Alles ist besser als d
6

Protest gegen den 

Umwandlungsboom
Der Praxis, sämtliche Kosten für 
Schäden den Mietern aufzubürden, 
schob das Amtsgericht nun in einem 
rechtskräftigen Urteil einen Riegel 
vor. Es wies sämtliche Schadenser-
satzansprüche des Vermieters zu-
rück. Die Enca Group konnte in 
 die sem Fall weder belegen, dass der 
Bett  wanzenbefall schuldhaft vom 
Mieter herbeigeführt wurde noch 
dass die Scheibe der Balkontür nicht 
bereits – wie vom Mieter angeführt 
– beim Einzug beschädigt war.  Eine 
schuldhafte Pflichtverletzung des 
Mieters sei nicht ersichtlich. Bei dem 
in Rechnung gestellten Streichen der 
Wände handele es sich um norma-
le Schönheitsreparaturen. Die im 
Mietvertrag dazu vorhandene Klau-
sel sei unwirksam, so das Gericht. 
Auch ei ne fristlose Kündigung we-
gen Zahlungsverzugs wurde zurück-
gewiesen. 
495 Euro warm kosten die circa 17 
bis 20 Quadratmeter großen Zim-
mer. Teilweise wurde in einer Drei-
zimmerwohnung die Küche als viertes 
Zimmer vermietet. Der Mietendeckel 
sei nicht anwendbar, weil die Häuser 
nAts
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2015/2016 mit „neubaugleichem 
Aufwand“ saniert worden seien, ar-
gumentiert die Enca. „Hier ist der 
Vermieter beweispflichtig“, heißt es 
beim Berliner Mieterverein. Ange-
sichts der vielen Mängel glaubt man 
hier keinesfalls an den behaupteten 
op-Zustand. 

Das Problem: Viele Bewohner ha-
ben große Angst, ihre Wohnung zu 
verlieren. „Alles ist besser als das 
Heim“, sagen mehrere junge Afgha-
nen. Doch das Urteil zeigt: Kämp-
fen lohnt sich.
Birgit Leiß

ihre Liste der 

Probleme mit dem 

Vermieter ist lang: 

Junge Mieter der 

Enca Group

L AG Lichtenberg 

vom 3. November 

2020 – 20 C 151/20 – 
floch

UMwAnDLUnGsBEricht DEs sE

in 99 von 100 fällen d

im Jahre 2019 wurden in  Berlin 
12 700 Mietwohnungen in Eigen-
tumswohnungen umgewandelt. 
Das geht aus dem Anfang Dezem-
ber vorgelegten Umwandlungsbe-
richt des senats hervor. 
5400 dieser Wohnungen liegen in 
einem Milieuschutzgebiet – und das, 
obwohl Umwandlungen in sozialen 
Erhaltungsgebieten seit 2015 geneh-
migungspflichtig sind. In 99 Prozent 
aller Umwandlungen haben sich die 
Eigentümer verpflichtet, sieben Jahre 
lang nur an Mieter zu verkaufen. Bei 
diesem Ausnahmetatbestand müssen 
die Bezirksämter die Umwandlung ge-
nehmigen. Tatsächlich wurden bis-
lang nur 0,26 Prozent der Wohnun-
gen an Mieter verkauft.  Sebastian 
Scheel, Senator für  Stadtentwicklung 
und Wohnen, spricht sich daher eben-
so wie der  Berliner Mieterverein da-
für aus, dieses Schlupfloch zu schlie-
ßen: „Ich fordere die Bundesregie-
rung auf, den Ausnahmetatbestand 
ersatzlos zu streichen“, so der Sena-
tor. Gleichwohl habe der Genehmi-
gungsvorbehalt eine leicht dämpfen-
de Wirkung. Nur in den Milieuschutz-
gebieten war seit Inkrafttreten der 
Umwandlungsverordnung bis 2019 
ein Rückgang der Umwandlungen 
zu verzeichnen. 
Die meisten Umwandlungen in Mi -
lieu  schutzgebieten wurden 2019 
in Pankow genehmigt (1243 Woh-
nungen). Es folgen Neukölln (1112) 
und Friedrichshain-Kreuzberg (970). 
Ein Ende ist nicht abzusehen – im 
 Gegenteil: Im ersten Halbjahr 2020 
wurde für 5279 Mietwohnungen in 
Milieuschutzgebieten die Umwand-
lung beantragt – fast so viele wie im 
gesamten Jahr 2019.       Birgit Leiß
MieterMagazin 1+2/2021
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Mit ihren solar -

panee len auf dem 

Dach bie tet die 

Münchner woh-

nungsbaugenossen-

schaft wagnis ihren 

Mietern preiswerten  

strom an
MiEtErstroM

Versorgung 
auf kurzem weg

solarmodule auf Mietshausdächern 
sollen die Energiewende voranbrin-
gen und können eine kostengünsti-
ge stromversorgung der Bewohner 
von Mehrfamilienhäusern sein. Der 
Berliner Mieterverein ist Koopera-
tionspartner eines  neuen Projekts.

Energie aus Solarzellen auf dem Dach 
des Wohnhauses, die direkt an die 
Mieter im Haus geht: Das ist das Mie-
terstrom-Modell. Vorteile hat es vie le. 
Zum einen entfallen diverse Kos  ten, 
die der über das Stromnetz bezoge-
ne Strom mit sich bringt, etwa Netz-
entgelte oder Stromsteuer. Oben-
drauf kommt noch der Mieterstrom-
zuschlag, eine Förderung für je-
de Kilowattstunde des so gewonne-
nen Stroms. 
Als nachteilig allerdings werden im-
mer wieder der hohe bürokratische 
Aufwand und die recht lichen Anfor-
derungen genannt. Ist das auch der 
Grund,  warum sich das Modell in 
MieterMagazin 1+2/2021

Das wohnhaus 

ist weiter vom 

Abriss bedroht
Berlin bislang nicht wirklich durchge-
setzt hat? Die Hochschule für Wirt-
schaft und Recht Berlin (HWR) und 
die  Hochschule für Technik und 
Wirtschaft Berlin (HTW) wollen mit 
dem gemeinsamen Forschungspro-
jekt „MieterstromPlus“ diese  Frage 
klären, und auch untersuchen, wie 
man mehr Nutzer dafür gewinnen 
kann. 
Erste Ergebnisse des Projekts, bei 
dem der Berliner Mieterverein Ko -
operationspartner ist, liegen be-
reits vor: Eine Befragung von 189 
Haushalten in ausgewählten Mie-
terstrom-Projekten der Berliner 
Stadtwerke im Mai und Juni 2020 
oller fall vo
hat ergeben, dass sich manche Mie-
ter gegen die Stromversorgung vom 
eigenen Dach entschieden ha ben, 
weil es die Option bei Abschluss des 
Mietvertrags noch nicht gab, weil 
ein anderer Anbieter einen günsti-
geren Preis bot oder weil der Wech-
sel-Aufwand ganz allgemein als zu 
hoch eingeschätzt wurde. Für dieses 
Jahr ist eine weitere Befragung ge-
plant. Das Thema könnte auch da-
durch Fahrt aufnehmen, dass Wohn- 
und Gewerbeneubauten ab dem Jahr 
2023 verpflichtend eine  Solaranlage 
auf dem Dach installiert haben müs-
sen. 
Katharina Buri

L Infos zum 
Mieterstrom: 

www.bmwi.de/
redaktion/DE/
Artikel/Energie/
mieterstrom.html

Die HWR sucht für 

ihre Untersuchung 

Mieter, denen Solar-

strom vom eigenen 

Dach angeboten 

wird. Kontakt:

Julia.Memmert@
hwr-berlin.de
S 030-62 93 31 52 
n spekulation 

hABErsAAthstrAssE 40-48

Besonders eindrucksv

Das ehemalige schwesternwohn-
heim der charité darf abgerissen 
werden. Das Verwaltungsgericht 
hat einen Vergleich  vorgeschlagen, 
über den Bezirk und Eigentümer 
derzeit verhandeln. Das ist eine 
herbe Enttäuschung für die lang-
jährigen Mieter. 
Daniel Diekmann, Sprecher der Inter-
essengemeinschaft Habersaathstra-
ße, ist stinksauer: „14 Jahre Kampf 
um das Haus sollen umsonst sein.“ 
105 preisgünstige, wärmegedämmte 
Wohnungen aus den 1980er Jahren 
sollen für einen Neubau  abgerissen 
werden. Der Bezirk Mitte hatte lan-
ge Zeit nichts gegen die  Entmietung 
und den teilweisen Leerstand unter-
nommen, erst im Juni 2020 stellte 
sich die Bezirksverordnetenversamm-
lung mit einem Beschluss gegen den 
Abriss. Mittes Baustadtrat Ephraim 
Gothe (SPD) nannte die Habersaath-
straße 40-48 einen „besonders ein -
drucksvollen Fall von Immobilien-
spekulation.“ Man wollte die Re-
kommunalisierung prüfen. 
Doch die Firma Arcadia Estates zog 
vors Verwaltungsgericht. Dem Ei-
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gentümer könne die Abrissgeneh-
migung nicht verweigert werden, 
signalisierte man dort. Nach Aus-
kunft von Bezirksstadträtin  Ramona 
Reiser (Linke) hat die Arcadia  Estates 
zugesagt, in dem geplanten  Neubau 
105 Wohnungen für 7,92 Euro net-
tokalt pro Quadratmeter zu errich-
ten. Die Bestandsmieter, so Reiser, 
sollen zu „sehr günstigen Konditio-
nen“ in den Neubau ziehen können 
oder Abfindungen erhalten.  
Die „glorreichen 12“, wie sich die 
verblieben Mieter scherzhaft nen-
nen, fordern dagegen, dass sich der 
Bezirk nicht auf diesen Vergleich 
einlässt. „Wir haben gültige Mietver-
träge“, erklären sie. Die Firma Arca-
dia Estates reagierte nicht auf eine 
Bitte des MieterMagazins um Stel-
lungnahme.                    Birgit Leiß
7
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BaulandmoBilisierungsgese

union torpediert 
umwandlungsverbot

die Bundesregierung hat auf ihrem 
Wohngipfel im september 2018 be-
schlossen, die umwandlung von 
miet- in eigentumswohnungen weit-
gehend auszuschließen. gegen den 
gesetzentwurf von Bauminister see-
hofer (Csu) und dem Kabinett regt 
sich nun massiver Widerstand aus 
Cdu/Csu-Kreisen.

Das „Baulandmobilisierungsgesetz“ 
soll Änderungen des Baugesetzbu-
ches auf den Weg bringen und auch 
einen neuen Genehmigungsvorbe-
halt für Umwandlungen schaffen. 
Dem Gesetzent wurf zufolge  dürfen 
in Gebieten mit angespanntem  Woh-
  nungsmarkt Mietshäuser nur noch 
mit einer behördlichen Genehmi-
gung in Einzel eigentum aufgeteilt 
werden. Eine solche Genehmigung 
würde nur erteilt, wenn die Woh-
nungen an mindestens zwei Drittel 
der Mieter zur eigenen Nutzung ver-
kauft werden sollen, wenn die Woh-
nungen an Familienmitglieder oder 
Erben des Eigentümers gehen oder 
8

wenn dem Eigentümer wirtschaftlich 
nicht zuzumuten ist, auf den Einzel-
verkauf der Wohnungen zu verzich-
ten. In Milieuschutzgebieten gibt es 
bereits einen Umwandlungsvorbe-
halt. Die neue Regelung würde für 
ganz Berlin gelten, denn der Senat 
hat bereits die ganze Stadt zum Ge-
biet mit  angespanntem Wohnungs-
markt erklärt.
Der Union geht dies zu weit.  Allen 
voran bekämpft der  rechtspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion Jan-
Marco Luczak aus Berlin den Geneh-
migungsvorbehalt. Angeblich möch-
te er die Eigentumsbildung von Mie-
tern nicht erschweren. 
„Völlig daneben“ findet Lukas Sieben-
kotten, Präsident des Deutschen Mie-

wenn dem Eigentümer wirtschaftlich 
gedient
terbundes (DMB), die  Debatte. Das 
Argument, ein Genehmigungsvorbe-
halt erschwere jungen  Familien die 
Eigen tumsbildung, widerlegt der 
DMB mit Zahlen aus Berlin: Bei den 
rund 18 000 Wohnungen, die zwi-
schen 2015 und 2019 in Milieuschutz -
gebieten umgewandelt worden sind, 
haben nur 54 Mieter von  ihrem Vor-
kaufsrecht Gebrauch gemacht. Mie-
ter können sich in der Regel die auf-
gerufenen Kaufpreise schlicht nicht 
leisten. Stattdessen war die Um-
wandlung bisher oft der  Anfang 
der Mieterverdrängung, denn die 
umgewandel ten  Wohnungen wur  -
den oft  luxussaniert und zu Ma xi-
mal preisen verkauft.
Jens Sethmann

spekulanten verfrühstüc
Preiserhöhung Bei der Bsr

der gelbe sack hat aus

müllabfuhr und straßenreinigung in 
Berlin werden teurer. gleichzeitig 
soll im gesamten stadtgebiet von 
gelben säcken auf gelbe tonnen 
umgestellt werden.
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L Dass Mülltrennung 

und -vermeidung 
Spaß machen können, 
zeigt das TrenntMa-
gazin der Initiative 

Trenntstadt Berlin, 
hinter der unter an-
derem BSR und Alba 

stehen. Das Magazin 
erscheint zweimal 
jährlich als Printaus-
gabe und digital unter

https://trennt
magazin.de

orange und gelbe 

tonnen für die 

jetzt abgeschafften 

gelben säcke
Für die Müllabfuhr müssen die Ber-
liner ab diesem Jahr etwas tiefer in 
die Taschen greifen – 3,8 Prozent 
wird die BSR mehr kassieren. Sie 
begründet dies mit gestiegenen Be-
triebskosten. Die Gebühren für Rest-
müll in der schwarzen Hausmüllton-
ne erhöhen sich beispielsweise um 
3,24 Euro jährlich für einen 60-Liter-
Behälter oder um 18,88 Euro für 
ei   nen 660-Liter-Container. Die für 
je  den Haushalt erhobenen Grundge-
bühren haben sich um jährlich 1,20 
Euro erhöht und liegen dann bei ins-
gesamt 32,76 Euro. Ebenfalls teurer 
wurde die Straßenreinigung. Auch 
sie erhöhte sich um 3,8 Prozent.
Bis Ende 2022 sollen diese Preise Be-
stand haben, gab das Unternehmen 
bekannt. Für die orange oder gelbe 
Wertstofftonne und für die Wert-
stoffsäcke fallen auch weiterhin 
 keine Entsorgungskosten an. 
Auch eine Neuerung ist geplant: 
Der Senat will die „gelben Säcke“ 
abschaffen. Aktuell nutzen noch et-
wa 385 000 Bewohner auf 175 000 
Grundstücken im Stadtgebiet Säcke, 
vor allem die Bewohner von Einfami-
lienhäusern. Die gelbe oder orange-
farbene Tonne, die auch jetzt schon 
die meisten Berliner verwenden, hat 
gegenüber Säcken den Vorteil, dass 
sie nicht von Wildtieren wie Krähen 
oder Waschbären geöffnet werden 
kann und der Müll so nicht in die 
Umwelt gelangt.
Katharina Buri
MieterMagazin 1+2/2021
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mietsPiegel-reform 

rolle rückwärts

trotz des Berliner mietendeckels 
bleiben die zivilrechtlichen re-
gelungen zur mieterhöhung auch 
für die Berliner mieter wichtig. 
die Chance, mietspiegel zukünf-
tig rechtssicherer zu machen, wird 
gerade vertan. den gesetzentwurf 
zu einer ohnehin nur halbherzigen 
mietspiegel-Verbesserung hat die 
Bundesregierung noch einmal ver-
schlechtert.

Bis vor den Bundesgerichtshof (BGH) 
ging ein Rechtsstreit um eine Miet-
erhöhung von 2017. Eine Spandauer 
Mieterin hatte das Mieterhöhungs-
verlangen der Deutschen Wohnen 
zurückgewiesen, denn der Berliner 
Mietspiegel ließ keinerlei Mieterhö-
hungsmöglichkeit zu. Das Woh-
nungsunternehmen wollte aber die 
Mieterhöhung mit einem Gutachten 
begründen, da die Orientierungs-
hilfe zur Spanneneinordnung nicht 
zum qualifizierten Teil des Mietspie-
gels gehört. Die Kammern des Berli-
ner Landgerichts haben dazu unter-
schiedliche Ansichten. Der BGH gab 
der Deutschen Wohnen indessen 
recht. Das Gutachten ergab, dass 
die Mieterin monatlich 52 Euro mehr 
zahlen muss.
„Die Entscheidung des Bundesge-
richtshofs ist formal nachvollziehbar, 
in der Sache aber nicht plausibel“, 
erklärt Reiner Wild, Geschäftsführer 
des Berliner Mietervereins. „Denn 
die Gutachten zur Miethöhe haben 
keine bessere Qualität als die Berli-
ner Orientierungshilfe zur Spannen-
einordnung und schneiden letztend-
lich wegen ihrer hohen Kosten den 
Mietern oft den Rechtsweg ab.“ Der 
Fall zeige zum wiederholten Mal, 
dass der Mietspiegel rechtssicher 
gestaltet werden muss.
Das laufende Reformvorhaben der 
Bundesregierung kann diese Forde-
rung nicht einlösen. Der im Dezem-
ber vorgelegte Gesetzentwurf fällt 
noch zurück hinter den vorherigen 
Referentenentwurf (das MieterMa-
gazin berichtete in seiner  Ausgabe 
12/2020, Seite 7: „Sichere Basis für 
Mietspiegel“). Als Begründung für 
MieterMagazin 1+2/2021
eine Mieterhöhung sollen neben 
dem Mietspiegel weiterhin sowohl 
Sachverständigengutachten als auch 
Vergleichswohnungen zulässig sein. 
„Statt die allseits bekannte Lücke 
endlich zu schließen, lässt das Ka-
binett dieses Einfallstor für die Um-
gehung der ortsüblichen Vergleichs-
miete weiterhin sperrangel weit ge-
öffnet, kritisiert Lukas Sie ben kotten, 
Präsident des Deutschen Mieterbun-
des. 
Er bemängelt zudem, dass ein Miet-
spiegel, der den Anforderungen der 
neuen Mietspiegelverordnung ent-
spricht, nicht automatisch als qualifi-
ziert gelten soll. Das bedeutet, dass 
Mieter, die sich gegen eine Mieterhö-
hung wehren möchten, weiterhin 
beweisen müssen, dass der Miet-
spiegel tatsächlich ein  qualifizierter 
Mietspiegel ist. „Ein Rückschritt 
sondergleichen, sagt Siebenkotten. 
Die unverständlichen Schwächun-
gen des Mieterschutzes müssten im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren 
unbedingt korrigiert werden.
Jens Sethmann

Kritik an der Bundes-

regierung: mit einer 

halbherzigen reform 

wird der mietspiegel 

nicht rechtssicherer

L BGH Urteil vom 

18. November 2020 

– VIII ZR 123/20 –
Der Webtipp
eine app für dicke luft
Das Corona-Jahr 2020 brachte Berlin deutlich  sauberere 
Luft: Erstmals wurde der seit 2010 geltende Grenzwert für 
Stickstoffdioxid-Belastung eingehalten. Wer aber in der 
Neuköllner Karl-Marx-Straße seine Lauf schuhe angezogen 
hat oder aufs Rad gestiegen ist, musste trotzdem zu be-
stimmten Zeiten „dicke Luft“ einatmen. „Hauptstadtluft“ 
heißt eine App der Senatsverwaltung für Umwelt und Ver-
kehr, die im Stundentakt aktualisierte Modelldaten zur 
Luftqualität an Berliner Hauptverkehrsstraßen bereithält. 
Gemessen werden die Schadstoffe NO2 (Stickstoffdioxid) 
und der sogenannte Feinstaub (PM10). Die Belastung wird 
in Konzentrationsklassen unterteilt und in sechs Farben 
auf den Abschnitten des Berliner Hauptverkehrsstraßen-
netzes angezeigt. Die Extreme: Dunkelgrün steht für sau-
bere Luft, dunkelrot für hohe Belastung. Für Nebenstra-
ßen werden keine Werte berechnet, denn die Luftbelas-
tung ist hier in der Regel sehr viel niedriger. Weil auch die 
aktuelle Verkehrslage mit Staus und Straßensperrungen 
mit der App abgerufen werden kann, könnte der Blick 
auf die „Hauptstadtluft“ so alltäglich werden wie der 
auf die Wetterdaten. Kostenfrei verfügbar ist die App 
über Google Play Store und Apple Store.  rm

Mehr Informa-
tionen unter:

www.berlin.de/
senuvk/umwelt/
luftqualitaet/de/

luftreinhalteplan _
 projekte/luftqualitaet _ 

an _ strassen.shtml
9
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40 Jahre beim Berliner Mieterverein  
Drei Fragen an Reiner Wild
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MieterMagazin: Herr Wild, was ver-
anlasste einen 27-jährigen Soziolo-
gen mit Hochschulabschluss seiner-
zeit, beim Berliner Mieterverein an-
zufangen?
Wild: Das Interesse, bei den ge-
sellschaftlichen Konflikten um das 
Wohnen an einer durchaus wichti-
gen Stelle mitwirken zu können. 
Dahinter steckte natürlich auch 
die Hoffnung, für die wirtschaft-
lich Schwächeren etwas zu bewe-
gen. Attraktiv war aber auch, doch 
recht frei von Konventionen, Zwän-
gen und Einbindungen agieren zu 
können – anders als in der öffentli-
chen Verwaltung oder dem Wissen-
schaftsbetrieb. Der Mieterverein fi-
nanziert sich schließlich nur aus Mit-
gliedsbeiträgen.  
Da ich aus der Stadtteilarbeit kam, 
versprach ich mir zudem vom ge-
samtstädtischen und bald auch ge-
samtdeutschen Blick des Mieter-
vereins mehr Spannung. 
MieterMagazin: Wissen Sie noch, 
welches Thema der BMV damals ge-
rade auf seiner politischen  Agenda 
hatte?
Wild: Ja, sehr genau. Ich bereitete 
gleich zu Beginn meines Arbeitsver-
hältnisses mit dem damaligen Ge-
schäftsführer Hartmann Vetter und 
dem Vorstand eine Konferenz zur 
Mietermodernisierung vor. Das war 
im doppelten Sinne wichtig: Es ging 
um die Stärkung der Gebrauchsrech-
te für Mieter. Aber auch darum, der 
Vernachlässigung der Wohnungsbe-
stände durch die Vermieter etwas 
entgegenzusetzen. Parallel dazu wa-
ren dem Mieterverein damals eine 
stärkere Zusammenarbeit mit Mie-
terinitiativen, die Legalisierung von 
besetzten Häusern und der Beginn 
einer behutsamen Stadterneuerung 
wichtig. Viele Themen von damals 
haben sich bis heute durchgezogen. 
MieterMagazin: Wenn man 40 Jah-
re lang in der Geschäftsführung ei-
nes Interessenverbandes arbeitet, 
kann man Erfolge verbuchen, muss 
aber auch Niederlagen einstecken. 
10
Was war besonders erfreulich, wel-
che Niederlage schmerzlich?
Wild: Manches war ein bisschen Er-
folg und auch ein bisschen Nieder-
lage. Zum Beispiel die selbst durch-
geführte Mieterabstimmung zum 
Erhalt der Mietpreisbindung im al-
ten West-Berlin. Fast 500 000 Mie-
ter haben ihre Stimme  abgegeben 
– ein gigantisches  organisatorisches 
Unterfangen, was zweifelsfrei ein 
Erfolg an Mobilisierung  darstellte. 
Dennoch endete 1987 die öffent-
lich-rechtliche Preisbindung, aller-
dings in Form eines Überleitungs-
gesetzes. Die größten aktuellen Er-
folge sind sicher die Einführung des 
Mietendeckels und die Beschrän-
kung der Mieterhöhungen nach 
 Modernisierung im BGB. Schmerz-
liche Niederlagen waren die Privati-
sierung von Gehag, GSW und kom-
munaler Bestände nach der Wider-
vereinigung, ganz zu schweigen von 
den Grundstückverkäufen der öf-
fentlichen Hand. Diese Fehler ma-
chen uns heute schwer zu schaffen. 
Insgesamt bin ich aber sehr zufrie-
den, dass es zusammen mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen, dem Vor-
stand und vielen, vielen Engagierten 
innerhalb und außerhalb des BMV 
gelungen ist, den Mieterinnen und 
Mietern in der Stadt eine gewichtige 
Stimme zu verleihen, die bis in den 
Bundestag, die Bundesregierung und 
die EU vernommen wird. 
Interview: Udo Hildenstab

K Reiner Wild hat 
im Januar 1981, 
also vor 40 Jahren, 
beim Berliner Mie-
terverein seine be-
rufliche Tätigkeit 
begonnen. Heute 
ist er dessen Ge-
schäftsführer.
Broschürentipp
Ein Ratgeber für Senioren
Wie will und wie kann ich im Alter leben? Diese Fra-
ge stellen sich heute viele Menschen schon frühzeitig – 
und stehen dabei vor mehr Alternativen als jemals zu-
vor. Neben klassischen Pflegeheimen oder Seniorenre-
sidenzen gibt es beispielsweise Mehrgenerationenhäu-
ser, Wohngruppen, den barrierefreien Umbau des ver-
trauten Zuhauses oder auch den Umzug in ein anderes 
Land, in dem es sich angenehm, gut umsorgt und kos-
tengünstig leben lässt. Eine neue Broschüre der Ver-
braucherzentrale Nordrhein-Westfalen gibt für all die-
se Überlegungen eine Broschüre an die Hand, die mehr 
enthält als das Für und Wider. „Neues Wohnen im Al-
ter“ erläutert Begriffe und gesetzliche  Bestimmungen, 
lässt Experten, Verbraucherschützer und Senioren zu 
Wort kommen, zeigt neueste technische Möglichkei-
ten auf und rechnet Kostenmodelle durch. Dazu ent-
hält die Broschüre praktische Checklisten zur Prüfung 
von Wohnmöglichkeiten. Sie richtet sich an rüstige Se-
nioren, Menschen, die bereits auf Hilfen angewiesen 
sind, an Pflegebedürftige und deren Angehörige. Ein 
sehr nützlicher und übersichtlicher Ratgeber für eine 
wichtige Lebensphase. 
rm

Neues Wohnen im 
Alter – Selbstständig, 

gemeinsam, mit Service 
oder Pflege, Verbraucher-

zentrale NRW, Düsseldorf, 
2020, 16,90 Euro

Bestellen unter: 

www.ratgeber-ver
braucherzentrale.de 

oder S 0211 / 38 09-555
MieterMagazin 1+2/2021
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750 Euro Miete 
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nach einem Monat: 

Da  hatte der Mie -

ter in der Chodo-
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„A CASA ASSEt MAnAgEMEnt“ 

Firmensitz in London 
Briefkasten in Berlin

Ausländische Studierende oder Ar-
beitnehmer werden auf dem Woh-
nungsmarkt häufig abgezockt. Mit 
einer kompetenten Rechtsberatung 
lässt sich das Schlimmste abwen-
den, wie folgender Fall zeigt. 

Zum August 2020 hatte ein junger 
Mann aus Indien eine Wohnung in 
der Chodowieckistraße 41 im Prenz-
lauer Berg angemietet. 750  Euro 
warm sollte die einfach  möblierte 
Einzimmerwohnung kosten. Doch 
schon einen Monat später bekam er 
die Kündigung zum 30. September. 

„Mein Freund hatte ein langfristiges 
Mietverhältnis gesucht“, er  klärt An-
nalena Fuchs. Sowohl bei der Besich-
tigung als auch bei der Vertragsun-
terzeichnung mit der „A Casa Asset 
Management GmbH“ sei ausdrück-
lich von einem unbefristeten Miet-
verhältnis die Rede gewesen. Bei der 
Kündigung stützte man sich nun auf 
die Klausel, wonach das Mietver-
hältnis auf zwei Monate läuft und 
sich danach automatisch verlängert, 
wenn es nicht gekündigt wird. Anna -
lena Fuchs und ihr Freund wandten 
MieterMagazin 1+2/2021

BgH zu BEtRiEB

Einblick au
sich daraufhin an eine Be ratungsstelle 
des Mietervereins. Dort erfuhren sie, 
dass eine Befristung ohne triftigen, 
im Vertrag genannten Grund – bei-
spielsweise eine ge  plante Eigennut-
zung – nicht rechtens ist: Die  Klausel 
im Mietvertrag war unwirksam. Doch 
der Mieter hatte genug von dem un-
seriösen  Gebaren des Vermieters und 
mochte das Mietverhältnis lieber be-
enden und nach einer anderen Woh-
nung suchen. Aber er verlangte noch 
auf Anraten des Mietervereins  einen 
Nachweis über die Anlage der Kau-
tion. Als das Unternehmen dem nicht 
nachkam, hielt er in Absprache mit 
dem Mieterverein die Miete zurück. 
Erst dann reagierte man. Auf den 
Vorschlag, den Schlüssel einzuwer-
fen und sich die Kaution überwei-
sen zu lassen, wollte sich der Mieter 
nicht einlassen und bestand auf ei-
ner persönlichen Übergabe mit Bar-
auszahlung der Kaution. 
Das sollte sich als richtige Entschei-
dung herausstellen, denn auf Be-
wertungsportalen im Internet ist im 
Zusammenhang mit diesem Vermie-
ter die Rede von „Abzocke“ und 
SkoStEnABRECHnungEn 

ch in die zahlungsbeleg
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„Vorkassebetrug“. Ein Betroffener 
schreibt, er warte seit zwei Jahren 
auf die Rückzahlung der Kaution. Da 
die im Handelsregister eingetragene 
Geschäftsadresse Legiendamm 14 
offenbar nur eine Briefkastenadresse 
ist, sind Klagen gegen das Unterneh-
men schwierig. Firmensitz ist laut 
Homepage London. Geschäftsführer 
Larry Woghiren weist die Vorwürfe 
in einer Stellungnahme an das Mie-
terMagazin zurück. Man sei bereits 
erfolgreich gegen die rufschädigen-
den Bewertungen im Internet vor -
ge gangen.                      Birgit Leiß
e 
Höchstrichterlich entschieden: Mie-
ter dürfen zur kontrolle von Betriebs-
kostenabrechnungen nicht nur Rech-
nungen, sondern auch zahlungsbe-
lege einsehen. 

F

L BGH, Urteil vom 
9. Dezember 2020 

– VIII ZR 118/19 –

Der BgH stärkte das 

Recht auf Belegeinsicht
„Jetzt haben Mieter bessere Mög-
lichkeiten zur Überprüfung ihrer Be-
triebskostenabrechnung“, erklärt 
Wibke Werner, stellvertretende 
 Geschäftsführerin des Berliner Mie-
tervereins. Nach Zugang einer Be-
triebskostenabrechnung haben Mie-
ter grundsätzlich das Recht, beim 
Vermieter die zugrunde liegenden 
Rechnungs- und Ausgaben-Belege 
einzusehen und bei Unstimmigkei-
ten Einwände gegen die Abrechnung 
vorzubringen. Der Anspruch auf Be-
legeinsicht erstreckt sich auch auf 
die Zahlungsbelege. Nur so  könne 
der Mieter erkennen, ob bei den 
Rechnungen von Versorgern und 
Dienstleistern etwa Kürzungen vor-
genommen worden sind oder dem 
Vermieter Preisnachlässe gewährt 
wurden, so die Begründung des 
Bundesgerichtshofs (BGH).
Zur Verhandlung stand der Fall ei-
nes Berliner Mieters, der mit der Be-
triebskostenabrechnung 2013 rund 
1200 Euro nachzahlen sollte. Bei der 
Überprüfung legte ihm seine Ver-
mieterin zwar die Rechnungen vor, 
verweigerte ihm aber die Einsicht 
 in die Zahlungsbelege. Dadurch hat 
die Vermieterin nun ihren Anspruch 
auf die Betriebskosten-Nachzahlung 
verloren.
Jens Sethmann
11



Panorama

„

ERtRäGEn wEGEn CoRonA

 – woher die Miete nehmen?

Unter bestimmten 

Umständen können 

Gewerbemieter eine 

änderung ihres Miet­

vertrages verlangen
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Regale voll, Läden leer – Umsätze 
eingebrochen. So sieht es für  viele 
kleine Geschäftsleute aus. Seit En­
de letzten Jahres kann das dazu 
führen, dass sie einen Anspruch 
auf Mietvertragsänderung haben. 
Aber nicht automatisch. Es wird im­
mer im Einzelfall geprüft. 

Unzählige Gewerbemieter bekom­
men derzeit bitter zu spüren, was 
eine regelmäßige Störung der Ge­
schäftsgrundlage“ bedeutet. Hinter 
ihnen volle Regale, vor ihnen leere 
Läden und Kassen. Dazu der Druck, 
die Miete dennoch pünktlich und in 
voller Höhe zahlen zu müssen. Be­
reits im Frühjahr 2020 war mit einem 
sogenannten Mietenmoratorium auf 
die außergewöhnliche Situation rea­
giert worden: Mietrückstände durf­
ten von Anfang April bis Ende Juni 
nicht zur fristlosen Kündigung füh­
ren, sofern sie den Auswirkungen der 
Pandemie geschuldet waren. Die Mie­
ten wurden nicht erlassen, sondern 
gestundet und müssen bis zum 30. Ju ­

AnpASSUnG bEi GEwERbEMiEtv

Laden zu, Kassen leer
12

neue Sozial­

wohnungen: 

5800 statt 8500
ni 2022 ausgeglichen werden. Das 
galt sowohl für Wohn­ als auch Ge­
werbemietverhältnisse. 
Nun hat der Gesetzgeber zumindest 
bei Gewerbemietverhältnissen nach­
gelegt. Im Dezember letz ten  Jahres 
wurde verfügt, dass staatlich ange ­
ordnete Schließungen von Ge schäf­
 ten zur Anpassung von Miet verträ­
gen führen können. Der Grund, so 
Bundesjustizministerin Christine 
Lambrecht (SPD): Durch die ange­
ordneten Beschränkungen könnten 
angemietete Räume nur noch teil­
weise oder gar nicht mehr genutzt 
werden.
Ein automatischer Anspruch auf 
Mietminderung ist das allerdings 
nicht. Auch nach der Neuregelung 
muss der Mieter nachvollziehbar 
darlegen, dass die Parteien den Ver­
trag gar nicht oder mit anderem In­
halt geschlossen hätten, wären die­
se Veränderungen vorhersehbar ge­
wesen. Es wird immer im Einzelfall 
geprüft werden müssen. Das je­
doch, so betonte Lam brecht, sei 
GEn

natsziel
durchaus auch im Sinne der Vermie­
ter. Viele von ihnen hätten schon 
jetzt mit ihren Mietern einvernehm­
liche Lösungen zur zeitweisen Redu­
zierung der Miete gefunden. Denn 
natürlich hätten sie mehr von einem 
Mieter, der ihnen erhalten bleibe 
und später wieder seine volle  Mie ­
te zahlen könne. Damit im Streitfall 
schnell Rechtssicherheit erzielt wird, 
müssen Gerichte entsprechende 
Verfahren beschleunigt behandeln. 
Rosemarie Mieder
berlin hat im Jahr 2020 das neu­
bauziel für geförderte Sozialwoh­
nungen verfehlt. Grund seien vor 
allem die coronabedingten Erschwer­
nisse im Genehmigungsverfahren.

nEUbAU von SoziALwohnUn

Corona verhindert Se
In den Jahren 2019 und 2020 woll­
te Berlin insgesamt 8500  mietpreis­ 
und belegungsgebundene Sozial­
wohnungen bauen. Es konnten je  ­
doch nur 5800 Wohnungen in 93 
Bauprojekten genehmigt werden. 

„Es schmerzt, dass es uns nicht ge­
lungen ist, unser ehrgeiziges Ziel zu 
verwirklichen“, sagt Stadtentwick­
lungssenator Sebastian Scheel (Lin­
ke). Als Gründe nannte er neben Um­
weltschutzproblemen und gestiege­
nen Baukosten vor allem die Coro na­
Pandemie: Die Bezirksämter konn­
ten nicht so viele Baugenehmigun­
gen erteilen und Bebauungsplan­Ver­
fahren nicht vor antreiben, weil die 
nötigen Schritte zur Bürgerbeteili­
gung sich nicht durchführen ließen. 
„Es gilt auch unter diesen erschwer­
ten Bedingungen weiterhin, alle An­Fo
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strengungen zu  unternehmen, um 
immer mehr Menschen mit bezahl­
ba ren Wohnungen zu versorgen“, 
so Scheel.
Die geförderten Wohnungen gehen 
an Haushalte mit Wohnberechti­
gungsschein. Vier von fünf Woh­
nungen werden zu einer Anfangs­
miete von durchschnittlich 6,60 Euro 
pro Quadratmeter an Geringverdie­
ner vermietet, die übrigen zu 8,20 
Euro an Haushalte mit mittleren 
Einkommen. Der Senat stellte dafür 
Fördergelder in Höhe von 522 Millio­
nen Euro bereit. 
Nach wie vor verschmähen  private 
Bauherren die Förderung weitge­
hend. 92 Prozent der neuen Sozial­
wohnungen werden von den landes­
eigenen Wohnungsbaugesellschaf­
ten errichtet.          Jens Sethmann
MieterMagazin 1+2/2021



heimstaden 

verspricht seinen 

Mietern langfristige 

planungssicher­

heit für 82 häuser: 

wrangelstraße 82Fo
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hEiMStAdEn

versöhnliche töne

der große öffentliche druck hat 
gewirkt. Um den vorkauf von 82 
häusern abzuwenden, verzichtet 
der schwedische immobilienkon­
zern heimstaden auf Eigentums­
umwandlungen und Luxusmoder­
nisierungen. die häuser außerhalb 
der Milieuschutzgebiete haben die­
se Garantien allerdings nicht.

Am 20. November hat Heimstaden 
eine umfassende Abwendungsver­
einbarung für 82 Häuser mit mehr 
als 2200 Wohnungen in zehn Bezir­
ken unterschrieben. Die Bezirke hat­
ten gemeinsam mit dem Senat ange­
kündigt, in den Milieuschutzgebie­
ten ihr Vorkaufsrecht zu nutzen, falls 
keine solche Vereinbarung zustan­
de kommt.
Heimstaden verpflichtet sich  unter 
anderem dazu, auf die Umwandlung 
der Mietshäuser in Eigentumswoh­
nungen für die Dauer von 20 Jahren 
zu verzichten. Zudem sichert das 
Unternehmen zu, möblierte Woh­
nungen mit befristeten Mietverträ­
gen in reguläre Mietverhältnisse auf 
unbestimmte Zeit umzuwandeln. 
Modernisierungskosten sollen au­
ßerdem nur soweit auf die Mieter 
umgelegt werden, dass die Netto­
kaltmiete 30 Prozent des Haushalts­
einkommens nicht übersteigt. Diese 
Zusagen gelten für 10 Jahre.
„Ein Paketkauf dieser Größe ist  eine 
wahnsinnig schwierige Aufgabe für 
alle Beteiligten“, sagt Neuköllns Bau­
stadtrat Jochen Biedermann (Grü­
ne), in dessen Bezirk allein 800 be­
troffene Wohnungen liegen. „Bezir­
ke und Senatsverwaltungen sind ge­
schlossen aufgetreten – das hat sich 
gelohnt. Wer in Berlin kauft, darf die 
Rechnung nicht ohne die Miete rin nen 
MieterMagazin 1+2/2021
und Mieter machen.“ Bei den ers­
ten 16 Häusern hatte sich Heimsta­
den im Oktober noch geweigert, ei­
ne Abwendungsvereinbarung abzu­
schließen. Die Bezirke zogen darauf­
hin in drei Fällen das Vorkaufsrecht.
Heimstaden gibt sich nun versöhn­
lich: „Alle unsere deutschen Kunden 
können sicher sein, dass sie langfris­
tig planen können, wenn sie  eine 
Wohnung von Heimstaden  mieten“, 
verspricht Vorstand Patrik Hall. Dies 
heims

Miets

Lausit
kann Heimstaden nun bei den rund 
50 Häusern, die nicht in Milieuschutz­
gebieten liegen, unter Beweis stellen.
Der Initiative „Stop Heimstaden“, in 
der sich die betroffenen Mieter zu­
sammengeschlossen haben, wäre es 
indessen lieber gewesen, wenn sie 
nach einem Vorkauf durch die Bezir­
ke in die Hände eines gemeinwohl­
orientierten Vermieters geraten wä­
ren.
Jens Sethmann

L Mieterinitiative 
„Stop Heimstaden“:

www.stopheim
staden.org 
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Webtipp
online­Rechner: wieviel  
wohngeld steht mir zu?
Gut 20 000 Haushalte bezogen in Berlin Ende 2019 Wohn­
geld. Der Mietzuschuss wird an Personen und Haushalte mit 
kleinem Einkommen gezahlt, um sie bei den Mietkosten oder 
den Kosten für selbst bewohntes Eigentum zu unterstützen. 
Wer Anspruch auf Wohngeld hat und auf wie viel genau, das 
lässt sich nur mithilfe einer komplizierten Formel berechnen. 
Abhilfe schaffen will ein neuer Online­Rechner, hinter dem 
das Portal „Smart­Rechner.de“ steht. Die Website bietet 
zahlreiche weitere Serviceleistungen, etwa rund um die The­
men Steuern, Arbeit und Soziales oder Recht. Klickt man sich 
zum Wohngeldrechner durch, findet man zunächst die wich­
tigsten Infos rund ums Thema: Wer kann Wohngeld bean­
tragen? Wo wird es beantragt? Wie lange wird es gezahlt? 
In den Rechner selbst muss man zunächst Bewilligungsjahr 
und Bundesland, dann den Wohnort eingegeben. Kleine Fra­
gezeichen neben jedem Eingabefeld helfen bei  Unsicherheit 
bezüglich der eigenen Eingaben weiter. Kaltmiete beziehungs­
weise Belastung werden ebenso abgefragt wie die Anzahl 
der Haushaltsmitglieder und deren Einkommen. Ist alles aus­
gefüllt, wird nach einem Klick auf „Berechnen“ übersichtlich 
aufgelistet, welche Beträge zuschussfähig sind. Fazit: Auch 
wenn am Ende nur der Abfrageservice der Stadt Berlin ein­
deutig Auskunft darüber geben kann, ob ein Anspruch auf 
Wohngeld gegeben ist, bietet der Online­Rechner schnell 
und unkompliziert einen ersten Überblick. kb

Der Wohngeldrechner ist 
kostenlos erreichbar unter

www.smart­rechner.de/
wohngeld 

Weitere Infos zum Abfra-
geservice und zur Beantra-

gung von Wohngeld unter 

https://inberlin
wohnen.de/

stichwort­wohngeld
13
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TITEL
Auch wenn die Deutsche Wohnen nicht der einzige Wohnungskonzern ist, den es betrifft, steht 
Berlins größter Vermieter im Fokus des Volksbegehrens „Deutsche Wohnen & Co enteignen“: 
Was am Wohnungsmarkt schief läuft, verkörpert die Deutsche Wohnen. Als Aktiengesellschaft 
ist sie hauptsächlich dem Wohl ihrer Aktionäre und nicht dem ihrer Mieter verpflichtet, was sich 
in hohen Renditeausschüttungen an Investoren und schleppenden Reparaturen bei  ihren Bewoh­
nern zeigt. Sie hat in Berlin eine große Marktmacht, erkennt den Berliner Mietspiegel nur an, wo 
er ihr nützt, und stemmt sich gegen den Mietendeckel, den sie mit Schattenmieten unterläuft.
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Anatomie 
  eines Immobiliengiganten
D ie Deutsche Wohnen be-
sitzt 163 000 Wohnungen 
und ist damit nach der Vo-

novia Deutschlands zweitgrößtes 
Wohnungsunternehmen. Den Ge-
samtwert seiner Immobilien taxiert 
das Unternehmen auf 24,9 Milliar-
den Euro. 70 Prozent des Deutsche-
Wohnen-Bestandes, also 115 000 
Wohnungen, befinden sich in  Berlin. 
Das Unternehmen beherrscht knapp 
sieben Prozent des Berliner Miet-
woh nungsmarktes. Sein Portfolio 
besteht zum größten Teil aus priva-
tisierten, ehemals öffentlichen Woh-
nungsbaugesellschaften wie der Ge-
hag und der GSW. 
Schon im Vorfeld der Mietendeckel-
Einführung machte die Deutsche Woh-
nen aus der Ablehnung keinen Hehl. 
Nachrichten zum Thema Mietenbe-
grenzung sind für das börsennotierte 
Un ternehmen unangenehm, denn sie 
beeinträchtigen den Bör senkurs. Im 
Geschäftsbericht 2019 wird der Mie-
tendeckel als Risikofaktor benannt. 

Mietendeckel bremst  
das Wachstum

Im September 2020 musste die Deut-
sche Wohnen feststellen, dass die 
durchschnittliche Nettokaltmiete in 
ihren Berliner Wohnungen im Ver-
gleich zum Vorjahr nur um 0,5 Pro-
zent auf 6,90 Euro pro Quadratme-
ter angestiegen war. Ohne Mieten-
deckel hatte das Unternehmen mit 
einem Mietwachstum von 2,4 Pro-
zent gerechnet – was seine Ableh-
nung dieses mietenbegrenzenden 
Instruments erklärt.
Die Deutsche Wohnen betont, dass 
sie den Mietendeckel anwendet. Sie 
arbeitet aber mit den  sogenannten 
Schattenmieten: In neue Mietverträ-
ge schreibt sie neben der gesetzlich 
gedeckelten Miete auch die Miethö-
he, die sie ohne den Mietendeckel 
verlangen würde. Dies bemäntelt 
der Konzern als „Information“ der 
Mieter. Bei denen kommt es aber 
so an, wie es wohl beabsichtigt ist: 
Man müsse sich im Zweifelsfall auch 
die höhere Miete leisten können. Für 
den Fall, dass das Gesetz vor dem 
Bundesverfassungsgericht scheitert, 
hat Deutsche-Wohnen-Chef Zahn 
bereits im „Spiegel“ angekündigt: 
„Wenn der Mietendeckel nicht ver-
MieterMagazin 1+2/2021
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Thema Sanieren: 

In der Grellstraße 

leben die Mieterinnen 

und Mieter auf einer 

Großbaustelle
fassungskonform ist, wovon wir aus-
gehen, werden wir die entgangenen 
Mieten nachfordern müssen.“ Der 
Deckel habe die Deutsche Wohnen 
im letzten Jahr rund 9 Millionen Eu-
ro gekostet, 2021 würde es dreimal 
so viel sein.
„Wir müssen neue Wege suchen“, 
meint Zahn. „Um die Probleme auf 
dem Wohnungsmarkt zu lösen, 
braucht es Mut, Willen, Gestaltungs- 
und Überzeugungskraft sowie Cha-
 rakter.“ All das hat der rot-rot-grüne 
Senat mit der Einführung des Mieten-
deckels zweifellos bewiesen, doch 
die ser neue Weg ist nicht in Michael 
Zahns Sinn. Sein Gegenvorschlag: 
„Wenn wir in Zukunft die Höhe der 

Das „Mieterversprechen“  

Miete am Einkommen  orientie ren, 
würden wir ein solidarisches Mitein-
ander in unserer Stadt fördern.“ 
Vorstandsmitglied Lars Urbansky 
ergänzt: „Wir möchten diejenigen 
unterstützen, die Unterstützung tat-
sächlich benötigen. Das ist unser 
Ansatz für einen langfristig fairen 
Wohnungsmarkt.“ Statt einer stadt-
weiten Begrenzung des allgemeinen 
Mietniveaus, was Ziel des Mietende-
ckels ist, möchte die Deutsche Woh-
nen, dass Mieter mit Zahlungspro-
blemen ihre Einkommensverhältnis-
se offenbaren und dann der Vermie-
ter sein Mieterhöhungsverlangen re-
MieterMagazin 1+2/2021
duziert – was wohl nicht zufällig an 
das „Mieterversprechen“ der Deut-
schen Wohnen im Juli 2019 erinnert. 
Unter dem Eindruck der Mietende-
ckel-Debatte und des angelaufenen 
Volksbegehrens „Deutsche Wohnen 
& Co enteignen“ kündigte das Woh-
nungsunternehmen damals an, dass 
kein Mieter wegen einer Moderni-
sierung oder einer Mieterhöhung 
seine Wohnung verlieren und jede 
vierte neu zu vermietende Wohnung 
an einen Mieter mit Wohnberech-
tigungsschein (WBS) gehen  sollte. 
Weiter kündigte die Deutsche Woh-
nen an, Millionen in soziale und 
gemeinnützige Projekte zu stecken 
und „signifikant in den Neubau zu 
investieren“. 
Das klingt sehr engagiert, aber bei 
genauerer Betrachtung erweist sich 
die Wirkung als äußerst begrenzt. 
In einem Jahr wurden nur bei 800 
finanziell überlasteten Mieterhaus-
halten Mieterhöhungen ganz oder 
teilweise zurückgenommen, 3500 
Wohnungen wurden an WBS-Inha-
ber vermietet. Die Einkommensgren-
zen für einen WBS sind ohnehin so 

Soziales Engagement 
hält  genauer Betrachtung 
nicht stand

hoch, dass ungefähr jeder  zweite 
Berliner Haushalt eine solche Be-
rechtigung bekommen kann. Und: 
Nur jede vierte Wohnung der un-
teren Einkommenshälfte anzubie-
ten, kann nicht als besonderes so-
ziales Engagement durchgehen. Ge-
meinnützige Projekte zu fördern, 
ist für einen privaten Vermieter zwar 
nicht selbstverständlich, aber für ein 
Woh nungsunternehmen mit ganzen 
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„Wenn der Mieten­

deckel nicht ver fas  ­

sungskon form ist, 

dann fordern wir die  

entgangenen Mieten 

nach“: Michael Zahn, 

Vorstandsvorsitzen­

der Deutsche Wohnen
1998

Gründung der Deutsche 
Wohnen AG durch die 
Deutsche Bank. 

Kauf der Berliner Gehag, die 
Deutsche Wohnen verdoppelt  
damit ihren Wohnungsbestand.

Finanzmarktkrise: Der Kurs der Aktie stürzt von 
rund 30 Euro kurzzeitig auf unter 3 Euro ab.

Deutsche Wohnen:
Aktienkurs im Spiegel der Unternehmensgeschichte
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2008 2009 20102007

45 EUR

40 EUR

35 EUR

30 EUR

25 EUR

20 EUR

15 EUR

10 EUR

 5 EUR

Verbindung mit 
der Deutschen 
Bank gelöst, als 
unabhängige AG 
an der Frankfurter 
Börse notiert.

2006

2007/08

2007
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2010
Quar tieren im Bestand sind  stabile 
Nachbarschaften auch im eigenen 
Interesse. 
Beim Neubau ist die Deutsche Woh-
nen in Berlin bisher nicht hervorge-
treten. Das einzige nennenswer-
te Projekt ist die Siedlung Westend 
am Olympiastadion. Der seit 2014 
geplante Bau von 580 Wohnungen 
hat sich um Jahre verzögert, weil 
das Unternehmen darauf beharrte, 
die dort vorhandenen 200 Wohnun-
gen nicht zu sanieren, sondern ab-
zureißen.
Das Mieterversprechen der Deut-
sche Wohnen passt auch nicht zum 
Umstand, dass sie den Berliner 

Thema Bauen: Seit A 
2014 verzögert sich 

der Neubau von 

580 Wohnungen, 

weil die Deutsche 

Wohnen dort 200 

Wohnungen abreißen 

statt sanieren will

Thema Reparaturen:  

Am Kottbusser Tor 

fallen seit Jahren im­

mer wieder Heizung 

und Warmwasser aus
16
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Mietspiegel konsequent bekämpft. 
Wo ihr die vom Mietspiegel einge-
räumten Möglichkeiten zu Mieterhö-
hungen nicht ausreichen, versucht 
sie ihr Verlangen mit Vergleichswoh-
nungen oder Sachverständigengut-
achten zu begründen. Vor den Ge -
   richten scheitert das zwar in den al-
lermeisten Fällen. Doch schon ein-
zelne Teilerfolge bringen das Unter-
nehmen einem Ziel näher, dass es 
offensichtlich vor Augen hat: die 
Rechtskraft des Mietspiegels zu un-
tergraben. Neueste  Leidtragende 
ist eine Spandauer Mieterin,  deren 
Miete nach dem Mietspiegel eigent-
lich gar nicht erhöht werden konn-
te, nun aber auf Grundlage  eines 
Gutachtens von der Deutschen 
Woh nen um 52 Euro im Monat an-
gehoben werden darf – mit dem 
Segen des Bundesgerichtshofs. Das 
Gutachten war weit teurer als die 
damit erwirkten Mieteinnahmen. 
Das zeigt, dass es dem Konzern prin-
zipiell um die Beschädigung des 
Mietspiegels geht.
Im März 2020 hat die Deutsche 
Wohnen einen Corona-Hilfsfonds in 
Höhe von 30 Millionen Euro ins Le-
ben gerufen, um Mieter, Geschäfts-
partner und Dienstleister zu unter-
stützen, die durch die Corona-Pan-
demie in finanzielle Schwierigkeiten 
geraten sind. Öffentlichkeitswirk-
sam wurde dafür die Dividendenaus-
schüttung an die Aktionäre für das 
Jahr 2019 von dem vorgesehenen 
1 Euro pro Inhaberaktie kurzfristig auf 
90 Cent gekürzt. Was wie eine ver-
antwortungsvolle Selbstbeschrän-
kung angesichts der gesellschaftli-
chen Verwerfungen durch Covid-19 

„Robustes  
Geschäftsmodell“

aussieht, tut den Aktionären aller-
dings nicht weh: Die Dividende ist 
trotzdem höher denn je. Es wurden 
immer noch drei Cent pro Aktie 
mehr ausgeschüttet als im Vorjahr. 
Insgesamt betrug die Dividenden-
ausschüttung für das Jahr 2019 über 
350 Millionen Euro. Das sind mehr 
als 2100 Euro je Wohnung. Anders 
ausgedrückt: Der durchschnittliche 
Deutsche-Wohnen-Mieter zahlt mit 
seiner Miete jeden Monat 177 Euro 
Kauf des ehemals 
gewerkschaftseigenen 
Wohnungsunternehmens 
BauBeCon.

Kauf der Berliner GSW, damit 
erneute Verdopplung ihres 
Wohnungs bestandes.

Versuch, die überwiegend 
in Nordrhein­Westfalen tä­
tige LEG zu übernehmen. 
Gleichzeitig versucht die 
Vonovia  eine feindliche 
Übernahme der Deutschen 
Wohnen. Beides scheitert.
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Aufstieg in den 
Börsenindex MDAX.
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Die Aktien der 

Deutsche Wohnen 

werden seit 2006 

an der Frankfurter 

Börse gehandelt
nur ins Portemonnaie der Aktionäre. 
Die Pandemie konnte der Deutschen 
Wohnen und ihren Aktionären bis-
her nichts anhaben. „Gerade in dem 
aktuell unsicheren Umfeld zeigt sich 
die Qualität unseres ausgesprochen 
robusten Geschäftsmodells“, rühmt 
sich der Vorstandsvorsitzende Mi-
chael Zahn. Die Aktie habe sich als 
„stabile und sichere Anlagemöglich-
keit erwiesen“. 
Auf lange Sicht blieb der Börsenkurs 
der Aktie von allen Krisen unbeein-
druckt. In den letzten zehn Jahren 
wuchs der Kurs ohne große Aus-
schläge von etwa 9 Euro auf rund 
42 Euro im Jahr 2018. Im Juni 2019 
stürzte der Wert jedoch ab, als der 
Senat den Berliner Mietendeckel 
beschlossen hatte, und sank bis En-
de August auf knapp 30 Euro. Im 
Februar 2020 kostete die Aktie aber 
MieterMagazin 1+2/2021
schon wieder 38 Euro. Das Inkraft-
treten des Berliner Mietendeckels 
am 23. Februar fiel dann mit dem 
allgemeinen Kursverfall am Aktien-
markt zu Beginn der Corona-Pande-
mie zusammen. Im Mai wurde dann 
schon wieder die  40-Euro-Marke 
überschritten. Die zweite Stufe des 
Mietendeckels, bei der ab November 
überhöhte Mieten gesenkt werden 
mussten, hatte keine nennenswer-
ten Auswirkungen mehr auf den Bör-
senwert. Zum Jahresanfang 2021 
lag der Kurs bei 44 Euro. Die Deut-
sche Wohnen erwartet am Ende des 
Jahres 2021 Bewertungsgewinne in 
Höhe von rund sechs Prozent des 
derzeitigen Immobilienwertes. Das 
heißt: Die Grundstücke und  Häuser 
des Unternehmens werden durch 
die Marktentwicklung innerhalb ei-
nes Jahres ohne irgendwelches Zu-
tun rund 1,5 Milliarden Euro mehr 
wert sein. 

Gekauftes Prestige  

Der Immobiliengigant schmückt sich 
gern mit seinen 30 000 denkmalge-
schützten Wohnungen. Besonders 
die Berliner Unesco-Welterbe-Sied-
lungen werden von ihr prominent 
herausgestellt. Vier der sechs Wohn-
siedlungen aus den 20er Jahren, die 
2008 in die prestigeträchtige  Liste 
aufgenommen wurden, gehören 
dem Unternehmen. Die Deutsche 
Verlegung des Firmen­
sitzes von Frankfurt 
nach Berlin in die ehe­
malige Gehag­Zentra­
le, Umfirmierung in 
Deutsche Wohnen SE 
(Societas Europaea).

2018/2019
Der Versuch, große Tei­
le der Karl­Marx­Allee zu 
kaufen, wird von Senat 
und Bezirk per Vorkaufs­
recht vereitelt.

Volksbegehren „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“ 
startet.

Mietendeckel tritt in 
Kraft. 

Deutsche Wohnen 
steigt als Ersatz für 
die kriselnde Lufthan­
sa in den Börsenindex 
DAX auf.
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2017 2018 2019 2020

Senat kündigt Mietende­
ckel an, Datenschutz ver­
hängt Millionenbußgeld.

2017

2019
2020
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45 EUR

40 EUR

35 EUR

30 EUR

25 EUR

20 EUR

15 EUR

10 EUR

 5 EUR
Die Eigentümerstruktur der Deutschen Woh­
nen ist unübersichtlich. Die größten Anteils­
eigner sind der weltgrößte Vermögensver­
walter BlackRock und die Investment­Firma 
MFS aus den USA mit jeweils rund zehn Pro­
zent  sowie die Norwegische Zentralbank mit 
knapp sieben Prozent. Ein britischer und ein 
weiterer US­Finanzfonds sind noch mit mehr 
als drei Prozent beteiligt. Der große Zwei­
Drittel­Rest ist Streubesitz, deren Anteils­
eigner nicht veröffentlicht werden  müssen. 
Darunter befinden sich nicht nur Privat­
aktionäre, sondern auch weitere institutio­
nelle In vestoren aus dem In­ und Ausland 
wie Vermögensverwalter, Hedgefonds 
und Pensionsfonds. 
„In wessen Namen und mit wessen Geld 
 diese wiederum agieren, bleibt fast   immer 
unbekannt“, erklärt Christoph Trautvetter 
in seiner Untersuchung „Wem gehört die 
Stadt?“. Wer bei seiner Bank Geld in einen 
DAX­Aktienfonds anlegt, ist auch Mitbesit­
zer und Mitprofiteur der Deutschen Wohnen. 
js

Wem gehört die 
Deutsche Wohnen?
17



HInTErgrundTITEL

eite Phase beginnt

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

Wohnen hat allerdings dazu nichts 
beigetragen, denn sie wurde erst 
kurz vor beziehungsweise nach der 
Unterschutzstellung Eigentümer. Die 
Ringsiedlung Siemensstadt und die 
Weiße Stadt stammen aus den Be-
ständen der GSW, die Hufeisensied-
lung und die Wohnstadt Carl Legien 
gehörten zur Grundsubstanz der Ge -
hag. Das Hufeisen-Symbol der Ge-
hag hat die Deutsche Wohnen als 
Firmenlogo gekapert.

Thema Außendarstel­

lung: Zum Glanz der 

Welt erbesiedlungen 

(hier: Hufeisen­

siedlung) hat die 

Deutsche Wohnen 

nichts beigetragen – 

sie geht aber gerne 

damit hausieren
18
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Schön sanierte Hausfassaden ma-
chen sich in Unternehmensprospek-
ten immer gut. Doch der Weg dahin 
ist für Deutsche-Wohnen-Mieter 
mitunter beschwerlich. Die  Mieter 
der Wohnanlage Grellstraße im Be-
zirk Prenzlauer Berg können ein Lied 
davon singen. Für die Sanierung soll-
ten sie innerhalb der Siedlung ab-
schnittsweise in Umsetzwohnungen 
ausweichen. Doch die  Koordination 
klappte überhaupt nicht. Mittlerwei-
le ist die ge samte Wohnanlage  eine 
einzige Großbaustelle, die Mieter 
wohnen mitten in Dreck und Lärm, 
und einige sollen nun sogar zum 
zweiten Mal in eine Umsetzwoh-
nung ziehen.
Instandhaltungen werden von der 
Deutschen Wohnen oft verschleppt. 
„Am Kottbusser Tor haben wir un-
entwegt Heizungs- und Warmwas-
serausfälle – seit Jahren!“,  berichtet 
die Mieterinitiative Kotti & Co. Mo-
bile Heizgeräte bietet das Woh-
nungsunternehmen seinen Mietern 
an, Informationen über die Wieder-
herstellung der Versorgung bleibt 
 ihnen der Konzern jedoch schuldig. 
Immer wieder müssen sich Deut-
sche-Wohnen-Mieter auch mit 
 unerklärlich hohen Betriebskosten-
abrechnungen herumschlagen.

Deutsche Wohnen 
schürt Enteignungs-
debatte selbst

Auf Kriegsfuß steht das Unterneh-
men auch mit dem Datenschutz. 
Berlins Datenschutzbeauftragte Ma-
ja Smoltczyk hat im November 2019 
ein Rekord-Bußgeld in Höhe von 
14,5 Millionen Euro verhängt, weil 
der Konzern eine riesige Sammlung 
von sensiblen Daten zu den persön-
lichen und finanziellen Verhältnissen 
ihrer aktuellen und ehemaligen Mie-
ter angelegt hatte. „Letztendlich 
zahl en die Mieter auch für diese 
Schlamperei der Deutschen Woh-
nen“, beschwerte sich Reiner Wild, 
Geschäftsführer des Berliner Mieter-
vereins: „Keine Frage, die Deutsche 
Wohnen schürt selbst die Debatte 
um die Vergesellschaftung.“
Jens Sethmann
Volksbegehren: Die zw

In der zweiten Phase des Volksbegehrens 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“ müssen 
die Initiatoren ab 24. Februar 170 000  gültige 
Unterschriften von wahlberechtigten Berli­
nerinnen und Berlinern sammeln. Wenn das 
gelingt, aber das Abgeordnetenhaus sich an­
schließend das Anliegen nicht zu eigen macht, 
kommt es zur Volksabstimmung: Am 26. Sep­
tember 2021 wird dann zusammen mit den 
Bundestags­ und  Abgeordnetenhauswahlen 
auch über die Vergesellschaftung großer Woh­
nungsunternehmen abgestimmt. Der Ber  liner 
Mieterverein unterstützt das An liegen.
Mit dem Volksbegehren soll der Se nat auf­
gefordert werden, „alle Maß nahmen einzu­
leiten, die zur Überführung von  Immobilien 
sowie Grund und Boden in Gemeineigentum 
zum Zwecke der Vergesellschaftung erfor­
derlich sind“. Grundlage ist der bisher noch 
nie angewandte Artikel 15 des Grundgeset­
zes. 
Angestrebt ist, alle Wohnungskonzerne, die 
in Berlin mehr als 3000 Wohnungen  besitzen, 
zu vergesellschaften. Aktuell beträfe das rund 
240 000 Wohnungen, die dem gewinnorien­
tierten Markt entzogen würden. Neben den 
115 000 Wohnungen der Deutschen Woh­
nen ge hören dazu rund 42 000  Wohnun gen 
der Vonovia, 18 000 Wohnungen von ADO 
Properties, 16 000 Wohnungen der Covivio, 
14 000 Wohnungen von Akelius und 7500 
Wohnungen von Grand City Properties. Neu­
zugang auf der Liste ist der schwedische Kon­
zern Heimstaden, der im Jahr 2020 durch um­
fangreiche Ankäufe seinen Berliner Bestand 
auf mindestens 5000 Wohnungen gesteigert 
hat. Nicht betroffen sind öffentliche Woh­
nungsunternehmen, Genossenschaften und 
andere gemeinwohlorientierte Vermieter. 
Die enteigneten Wohnungen  sollen in  eine 
Anstalt des öffentlichen Rechts überführt 
und im Sinne des Gemeinwohls ohne Gewinn­
erzielungsabsicht bewirtschaftet werden.
Ein Streitpunkt ist die Höhe der entstehen­
den Kosten, denn bei einer Enteignung muss 
eine Entschädigung gezahlt werden. Der Se­
nat beziffert sie in seiner offiziellen Schät­
zung auf 28,8 Milliarden Euro. Die Initia­
toren des Volksbegehrens wollen hingegen 
keinen spekulativen Wertzuwachs an die Ei­
gentümer zahlen und halten deshalb 18 Mil­
liarden Euro für die höchstmögliche Entschä­
digungssumme. Diese Summe könne man 
zu den vom Senat benannten Kreditbedin­
gungen aus den laufenden Mieteinnahmen 
und somit ohne Belastung des Landeshaus­
halts bestreiten. Für gerechtfertigt hält die 
Initiative aber eine Entschädigung, die sich 
nach einer „fairen Miete“ in Höhe von 3,70 
Euro pro Quadratmeter berechnet. Mit dieser 
an den Möglichkeiten der Mieter bemesse­
nen Miethöhe lässt sich unter den genann­
ten Bedingungen eine Entschädigung von 
8 Mil liarden Euro erwirtschaften.  js
MieterM
L Volksbegehren 

„Deutsche Wohnen 

& Co enteignen“:

www.dw

enteignen.de
agazin 1+2/2021
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drei beispiele für 

den Abriss preis-

werten Wohnraums: 

Windscheidstraße 3, 

fechnerstraße 7 und 

fasanenstraße 64
AbrissprAxis in ChArlottenburg-Wilmersdorf

ideale bedingungen  
für  Abriss-spekulanten
in keinem anderen bezirk werden so viele mietshäuser aus den 1950er 
und 1960er Jahren abgerissen wie in Charlottenburg-Wilmersdorf. im-
mer häufiger muss günstiger, mit öffentlichen mitteln errichteter Wohn-
raum exklusiven eigentumswohnungen platz machen. ist der bezirk zu 
großzügig beim erteilen von Abrissgenehmigungen?
Ein aktuelles Beispiel: Windscheid­
straße 3/3a. Die beiden Häuser sind 
herunterkommen, viele Wohnungen 
stehen seit Jahren leer. Der Eigen­
tümer plant hier einen Neubau mit 
Tiefgarage. Die Abrissgenehmigung 
liegt bereits vor. Derzeit verhandeln 
die verbliebenen Mieter mit dem Ei­
gentümer um eine Abfindung. Einige 
haben jetzt eine Verwertungskündi­
gung bekommen. 
In der Fasanenstraße 64 waren die 
Abrissbagger bereits da. Bis  zuletzt 
harrten zwei Senioren in dem 
1960er­Jahre­Bau aus. Sie dürfen 
nun zu günstigen Konditionen in 
den Neubau ziehen. Doch wo es 
vorher 40 preiswerte Mietwohnun­
gen in gutem Zustand gab, entsteht 
2/2021
nun ein mondäner Neubau mit „tos­
kanischen Säulen“. Eine 31 Quadrat­
meter große Eigentumswohnung 
wird über eine halbe Million Euro 
kosten. Ein anderer Fall: Uhlandstra­
ße 77. Auch hier wurde die Abriss­
genehmigung bereits erteilt. 

baustadtrat in der Kritik

„Die Situation ist eine wohnungs­
politische Katastrophe“, sagt Bau­
stadtrat Oliver Schruoffeneger (Bünd ­
nis 90/Die Grünen), der in der Be­
zirksverordnetenversammlung viel 
Kritik für sein „Durchwinken“ von 
Abrissanträgen einstecken musste. Er 
verteidigt sich: Eine Abrissgenehmi­
gung könne nur verweigert werden, 
wenn die Häuser im Milieuschutzge­
biet liegen oder unter Denkmal schutz 
stehen.  
Der Bezirk sei immer wieder vor Ge­
richt gezogen, um Abrisse zu ver­
hindern, berichtet Christoph  Wapler, 
Fraktionsvorsitzender der Grünen in 
Charlottenburg­Wilmersdorf. So 
auch im Falle der Uhlandstraße 
103, wo man dann vor dem Ver­
waltungsgericht unterlag: „Der 
Verwertungsdruck und das Streben 
nach Gewinn­Maximierung ist ge­
rade in unserem Bezirk enorm“, so 
Wapler. Mit einer  Eigentumsquote 
von 43 Prozent ist der Bezirk Spit­
zenreiter. Dazu kommt, dass in der 
City­West nach den Kriegszerstö­
rungen viele Mietshäuser in locke­
rer Bebauung und mit großzügigen 
Innenhöfen entstanden sind. Das 
birgt viel Potenzial für eine noch 
bessere Grundstücksausnutzung, 
zumal – wie Niklas Schenker von der 
Linksfraktion kritisiert – Investoren 
dann auch noch mit einer Erhöhung 
der Geschossflächenzahl belohnt 
werden: Statt eines Fünfgeschossers 
ist beispielsweise in der Windscheid­
straße 3 ein Siebengeschosser ge­
plant. „Kaum Milieuschutzgebiete 
und eine enorme Nachfrage nach 
Eigentumswohnungen – das sind 
komfortable Bedingungen für spe­
kulative Abrisse“, erklärt Schenker. 
Zweifellos ist der Städtebau der Nach­
kriegszeit an einigen Stellen verbes­
serungswürdig. Die Ecke Fechner­
straße 7/Uhlandstraße etwa mit ih  ­
ren einstöckigen Gewerbebauten 
neben einem Mietshaus soll nach 
dem Willen des Eigentümers neu 
geordnet werden. Doch statt das 
Bestandsgebäude zu integrieren, ist 
sein Abriss geplant. Die Bewohner 
haben lange gekämpft, doch irgend­
wann ließen sich auch die letzten 
vier Mieter auf eine – offenbar statt­
liche – Abfindung ein. „Einige aus 
dem Haus sind betagt, die hätten 
ein Gerichtsverfahren mit ungewis­
sem Ausgang nicht durchgestan­
den“, erklärt eine Bewohnerin resi­
gniert. Ende April 2021 müssen alle 
ausziehen.
Intakte Gebäude abzureißen sei öko­
logischer Wahnsinn, meint Theresa 
Keilhacker, Architektin und Mitglied 
der Kommission Nachhaltiges Bauen.  
Birgit Leiß
            

Keine gesetzliche handhabe

Auch die vor einigen Jahren verschärfte Zweckentfremdungs­
verbotverordnung ist kein geeignetes Instrument, um Ab­
risse zu verhindern. Demnach muss sich der Eigentümer le­
diglich verpflichten, die gleiche Anzahl von Ersatzwohnun­
gen zu schaffen. Doch die vom Senat eingeführte Miet ober­
grenze von 7,92 Euro wurde vom Verwaltungsgericht ge­
kippt. Präzedenzfall war der Abriss der Suarezstraße 24 
in Charlottenburg (VG vom 27. August 2019 – VG 6 K 
452.18). Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig, der 
Ball liegt jetzt beim Oberverwaltungsgericht.  bl
19
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Byrgit Balder,  E
Marc Bock und chris

tel Wagner vom Mie

tentisch Gropiusstad
Mietentisch Gropiusstadt 

„Für altmieter geht es jetzt 
um existenzielles“
der Mietentisch Gropiusstadt kämpft gegen steigende Mieten infolge 
energetischer sanierungen. Byrgit Balder, Marc Bock und christel Wagner 
wohnen in unterschiedlichen häusern des unternehmens „Gropiuswoh-
nen“ und engagieren sich in der initiative Mietentisch Gropiusstadt. 

    
 -

-

t

MieterMagazin: Hätten Sie sich mal 
träumen lassen, Demonstrationen 
zu organisieren und Fernsehteams in 
Ihrer Wohnung zu empfangen?
Byrgit Balder: Bestimmt nicht. Aber 
als ich am 2. November 2018 – an 
das Datum erinnere ich mich noch 
genau – die Modernisierungsankün-
digung in den Händen hielt, war ich 
wütend: Um 168 Euro sollte meine 
Miete steigen – bei einer Heizkos-

L Weitere Infos: 

www.facebook.
com/Mietentisch-
Gropiusstadt/

Das MieterMagazin 

stellt an dieser 

Stelle in lockerer 

Folge Nachbar-

schafts- und Quar-

tiersinitiativen vor.
tenersparnis von 4 Euro! Die Gro-
piusstadt wurde einmal für sozial 
Schwächere erbaut. Es wäre nicht 
im Sinne des Architekten Walter 
Gropius, dass Leute hier ausziehen 
müssen, weil sie sich die Miete nicht 
mehr leisten können. Viele Altmieter 
wohnen hier seit 50 Jahren. Für die 
geht es jetzt um Existenzielles, und 
deswegen bin ich auf die Straße ge-
gangen.
Marc Bock: Ich bin 2016 in eine 
be reits modernisierte Wohnung ge-
zogen. Im Innenstadtring hatten wir 
nichts Bezahlbares gefunden. Dass 
ich mich jetzt engagiere, zielt da-
rauf, dass die Mieten nicht weiter 
steigen. 
christel Wagner: Ich wohne seit 
2004 am Sollmannweg. Wir sind 
hierhergezogen, als mein Mann in 
Rente ging. Bei uns ist die  Miete 
noch günstig, eine Modernisierung 
wurde noch nicht angekündigt. 
Aber ich will auf jeden Fall gewapp-
net sein. 
MieterMagazin: Ist das Unterneh-
men „Gropiuswohnen“ gesprächs-
bereit? Was ist das für ein Vermie-
ter?
Marc Bock: Ich bin mir sicher: Wenn 
wir uns nicht zusammengeschlossen 
und das Bezirksamt auf den Plan ge-
rufen hätten, wäre das Unternehmen 
ziemlich skrupellos vorgegangen. Un-
ser Kampf hat auf jeden Fall bewirkt, 
dass die „Gropiuswohnen“ nicht al les 
mit uns machen kann. Ich denke, sie 
wollen dort auf keinen Fall ein Nega-
tiv-Image wie die Deutsche Wohnen 
bekommen. 
Byrgit Balder: Wir haben versucht, 
mit dem Vermieter ins Gespräch zu 
kommen, aber von der Mieterhö-
hung rückt er kein Stück ab. Im 
März 2019 haben wir eine Demo 
zum Büro der Gropiuswohnen orga-
nisiert. Dort hing ein Schild „Wegen 
technischer Störung geschlossen“. 
Wir haben uns dann an den Neuköll-
ner Baustadtrat Jochen Biedermann 
gewandt und um Überprüfung ge-
beten. Dabei stellte sich heraus, dass 
gar keine Baugenehmigung vorlag. 
Weil es ein Hochhaus ist, muss aber 
ein Antrag gestellt werden. Es folgte 
dann ein dreimonatiger Baustopp. 
Im Oktober 2019, nach zahlreichen 
Protestaktionen, verpflichtete sich 
die Gropiuswohnen in einer Abspra-
che mit dem Bezirksamt zu einer 
Kappung bei 2 Euro pro Quadratme-
ter und Monat – statt der ursprüng-
lich geforderten 2,50 Euro. Diesem 
Kompromiss haben wir zugestimmt. 
Solange der Mietendeckel gilt, kann 
aber nur 1 Euro pro Quadratmeter 
umgelegt werden. 
MieterMagazin: Was wollen Sie als 
Mieterinitiative erreichen?
christel Wagner: Dass die Mieten 
bezahlbar bleiben. 
Byrgit Balder: Unsere Erfahrungen 
an andere Mieter weitergeben und 
ihnen zur Seite stehen, damit es bei 
ihnen nicht so krass wird. Wir haben 
versucht, die anderen Mieter davon 
zu überzeugen, in den Mieterver-
ein oder in eine Rechtsschutzversi-
cherung einzutreten. Man kann sich 
nicht alles gefallen lassen, man muss 
sich wehren. 
Marc Bock: Mir geht es nicht nur 
um Symptombekämpfung. Wir stre-
ben die Rekommunalisierung an, nur 
so können solche  Preistreibereien 
langfristig gestoppt werden. Es ist 
doch klar, dass eine Aktiengesell-
schaft nicht im Sinne der Mieter 
handelt. Denen geht es um Profit-
maximierung, nicht um das Wohl 
der Mieter ... 
Byrgit Balder: ... denn den Aktio-
nären wurde versprochen, dass die 
Rendite steigt. 
Das Interview führte Bigit Leiß.
            

Mieterproteste an der tagessordnung

Seit 2018 brodelt es in der einstigen Großsiedlung des Sozia-
len Wohnungsbaus im Süden Neuköllns. Es begann im Lö-
wensteinring 23/25. Dort wollte die Gropiuswohnen, die 
in der Großsiedlung rund 4240 Wohnungen aus dem ehe-
maligen Bestand des Wohnungsunternehmens Gehag be-
sitzt, energetisch sanieren. Die Mieter protestierten und er-
reichten, dass die Firma, die für die chaotisch  ausgeführte 
Asbestsanierung verantwortlich war, ausgewechselt wer-
den musste. Auf die Mieterinitiative Löwensteinring folg-
te die Mieterinitiative ULLI („Ullrich-von-Hassell-Weg 5-7/
Lipschitzallee 59/61“). Der Mietentisch Gropiusstadt ist die 
übergreifende Organisation im Stadtteil.  bl
MieterMagazin 1+2/2021

https://www.facebook.com/Mietentisch-Gropiusstadt/
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verlangte erfolglos 

eine vorverlegung 

  des  Gerichtstermins – 

der spätere pro zess -

erfolg nutzte seinen 

Mandanten nichts 

mehr

Keine seltenheit: 

ein rechtsstreit ist 

noch in der Berufung, 

aber der eigentümer 

kann räumen lassen
räuMunG vor ausschöpFunG des rechtsWeGes

Fehleranfälliges verfahren
„Kein Grund zur panik“, denken manche Mieter, wenn sie vor dem amts-
gericht einen räumungsprozess verloren haben. schließlich gibt es noch 
eine zweite instanz. doch unter umständen ist die Wohnung weg, bevor 
das Landgericht über die Kündigung entschieden hat. 
Es ist der kurze,  verhängnisvolle Satz 
am Ende eines  schriftlichen Urteils: 
„Das Urteil ist vorläufig v oll streck-
bar“, heißt es da. Das bedeutet, dass 
der Vermieter sofort nach der erst-
instanz lichen Entscheidung einen Räu-
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mungs titel erwirken kann. Dazu muss 
er zwar eine Sicherheitsleistung beim 
Gericht hinterlegen. Aber das ist al-
lenfalls für kleine Privatvermieter ei-
ne Hürde. 
Dass aus einem erstinstanzlichen 
Urteil vollstreckt – sprich geräumt 
2/2021
– wird, hat Rechtsanwalt Christoph 
Müller in den letzten 30 Jahren nur 
„zwei oder drei Mal“ erlebt. Doch 
seit einiger Zeit hat der Fachanwalt 
für Mietrecht zunehmend solche Fäl-
le. „Das Erlangungsinter esse an der 
Wohnung ist bei den Vermietern 
enorm gestiegen“, erklärt Müller. 
Früher habe man sich mit dem An-
walt der Gegenseite geeinigt, dass 

die frühere  Übereinkunft 
gilt nicht mehr

nicht vollstreckt werden soll, bevor 
ein rechtskräftiges Urteil vorliegt. 
Diese stille Übereinkunft, so Müller, 
sei aufgekündigt worden. Zwar löst 
eine vorzeitige Vollstreckung Scha-
densersatzansprüche aus, nämlich 
dann, wenn das Landgericht die 
Kündigung später zurückweist und 
die Wohnung bereits neu vermietet 
wurde. Der Vermieter muss dann 
eine Zeitlang die Differenz zwischen 
der neuen und der alten, günstigeren 
Miete übernehmen. Abschreckend 
wirkt das nach Müllers Einschätzung 
jedoch nicht mehr: „Das sind Pea-
nuts für Immobilienhaie und im Kal-
kül oft schon enthalten.“ Schließlich 
kann eine leere Wohnung zu einem 
viel höheren Preis verkauft werden 
als eine vermietete. 
Doch wie kann es überhaupt sein, 
dass geräumt wird, ohne das rechts-
kräftige Urteil abzuwarten? Grund-
sätzlich sollte der Anwalt oder die 
Anwältin sofort nach dem Urteil 
Vollstreckungsschutz beantragen. 
Doch manchmal wird es schlicht 
vergessen – auch Anwälte machen 
Fehler. Zudem muss der Einspruch 
begründet sein. Das heißt, es muss 
dargelegt werden, welche schwer-
wiegenden Nachteile für den Mieter 
mit einer Räumung verbunden wä-
ren – etwa eine Suizidgefahr oder die 
derzeitige Situation einer Pandemie. 
Zusätzlich prüft das Gericht, ob die 
Klage in  einer zweiten Instanz über-
haupt Aussicht auf Erfolg hat. 
Hat der Vermieter dann einen Räu-
mungstitel, kann die Zwangsvollstre-
ckung nur noch abgewendet werden, 
wenn der Mieter eine Sicherheitsleis-
tung hinterlegt. Welche Folgen all 
diese Unwägbarkeiten haben, zeigt 
ein tragischer Fall aus Moabit. Das 
Amtsgericht konnte hier keine be-
sonderen Um stände erkennen, die 
den Räumungs schutz für eine Familie 
mit vier Kin  dern begründet hätten. 
Die geforderte Sicherheitsleistung 
von 17 000 Euro konnte die Familie 
nicht aufbringen. Rechtsanwalt Cor-
nelius Krakau hatte Beschwerde ge-
gen die Sicherheitsleistung eingelegt 
und eine Vorverlegung des Termins 
beim Landgericht verlangt –  beides 
vergeblich. Im März 2019 wurde per 
Gerichtsvollzieher geräumt. Dass 
die Kündigung später vom Gericht 
zurückgewiesen wurde, nutzt den 
Mietern nichts mehr. Ihre Wohnung 
in der Lübecker Straße 40 wurde an-
geblich neu vermietet. 
Der Berliner Mieterverein (BMV) 
fordert eine Änderung der Zivilpro-
zessordnung. Es müsse ein Siche-
rungssystem installiert werden, sagt 
Sebastian Bartels von der BMV-Ge-
schäftsführung: „Das Verfahren ist 
sehr fehleranfällig, schon wegen 
der Zeitnot und der vielen Fristen, 
die zu beachten sind.“ Insbesonde-
re eine Räumung nach einem Ver-
säumnisurteil sei ein „Unding“. Ein 
Versäumnisurteil bedeutet, dass ein 
Urteil ergeht, ohne dass sich der oder 
die Beklagte dazu geäußert hat, bei-
spielsweise weil man – wie im  Falle 
der Moabiter Familie – das Schrei-
ben mit der Räumungsklage gar 
nicht erhalten hat.        Birgit Leiß
            

der Fall Liebigstraße 34

Auch für die Liebigstraße 34, ein bekanntes Haus der links-
autonomen Szene, hatte der Eigentümer, ein Unternehmen 
der umstrittenen Padovicz-Gruppe, den Gerichtsvollzieher 
schon bestellt, obwohl nur ein Urteil der Erstinstanz vorlag. 
Weil es sich um ein Gewerbemietverhältnis handelte, war 
dies das Landgericht. Erst ganz knapp vor dem angesetzten 
Räumungstermin entschied das Kammergericht, dass das 
Gebäude geräumt werden darf, weil die Gewerbemietver-
träge ausgelaufen seien.  bl
21
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Hintergrund

Die rechtslage E
bietet senioren

keinen ausreichen-

den schutz vor

 unseriösen Anbietern
Betreutes Wohnen

Geschäftsmodell „silbermarkt“
seniorengerechtes Wohnen in gepflegter umgebung, mit angenehmen 
nachbarn und vielen serviceleistungen: Bunte Prospekte von residenzen, 
Apartmenthäusern und Wohnanlagen versprechen gute Betreuung bis ins 
hohe Alter. Aber Vorsicht: Auf dem service-Wohnungsmarkt tummeln sich 
viele Anbieter. nicht wenigen geht es in erster Linie ums Geldverdienen. 

    
 

 

Als Elisabeth L. 2017 in das Span­
dauer Seniorenzentrum zog, war sie 
sich sicher, eine gute Entscheidung 
getroffen zu haben. Zwar lagen die 
Kosten deutlich über denen ihrer al­
ten Mietwohnung, aber dafür war 
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hier alles barrierefrei, und im Vertrag 
wurden viele Serviceleistungen an ­
geboten, die ihr Leben erleichtern 
sollten: ein 24­Stunden­Notruf, 
hauseigene Gemeinschaftsräume 
und Treffs, das Café und der Friseur 
in der Einrichtung, mobilisierende 
Selbsthilfe für Hochbetagte durch 
geschultes Personal, ein Auskunfts­ 
und Beratungsdienst, die Vermitt­
lung von Hausmeister und Putzhil­
fen. So nahm es die 76­Jährige auch 
erst einmal hin, dass schon bald die 
erste Mieterhöhung auf dem Tisch 
lag. Aber dann folgte 2019 die zwei­
te – und wenige Monate darauf die 
dritte. Dabei bezahlte die  Seniorin 
bereits 1547 Euro für das 50,5 Qua­

Barrierefreiheit ist für 

senioren ein Muss

L Auf seiner Inter-
netseite bietet der 

Pflegeschutzbund 
BIVA eine Checkliste, 
die wichtige Fragen 

zum Betreuten 
Wohnen enthält: 

www.biva.de/doku
mente/broschueren/
Checkliste _ Betreutes 
_ Wohnen.pdf
dratmeter große Zweizimmerapart­
ment. Begründet wurde die erneute 
Mietanhebung mit steigenden Kos­
ten für die Serviceleistungen. Diese 
könnten die Betreiber – so gaben sie 
an – weder beeinflussen noch durch 
Einsparungen an anderer Stelle aus­
gleichen. 
„Kein seltener Fall“, kommentiert 
Ulrike Kempchen von der Bundes­
interessenvertretung für alte und 
pflegebetroffene Menschen  (BIVA). 
„Seniorinnen und Senioren ziehen 
in solche Einrichtungen, weil sie 
den Versprechen glauben und da­
rauf vertrauen: Hier werden wir be­
treut, hier kümmern sie sich um uns 

„Betreutes Wohnen“ ist 
kein geschützter Begriff

bis zum Schluss!“ Aber hinter dem 
sogenannten „Betreuten Wohnen“, 
das sich seit Beginn der 1990er Jah­
re mehr und mehr im wahrsten Sin­
ne des Wortes einen „Silbermarkt“ 
erschlossen hat, verbergen sich die 
unterschiedlichsten Wohnangebote 
– und viele, längst nicht immer seriö­
se Investoren. Die bauen auf den 
schlechten Ruf von Pflegeheimen, 
die Finanzkraft älterer Menschen 
und das Fehlen klarer gesetzlicher 
Regelungen. Denn der Begriff „Be­
treutes Wohnen“ ist bis heute juris­
tisch nicht geschützt, im Gegensatz 
zu Pflegeheimen gilt hier nicht das 
Wohn­ und Betreuungsvertragsge­
setz (WBVG). Letzteres regelt als 
Verbraucherschutzgesetz unter an­
derem Vertragsschluss, Vertrags­
inhalt, die Mängelgewährleistung 
und Kündigungsmöglichkeiten. 
Das sogenannte „Betreute Wohnen“ 
setze dagegen keinerlei verbindliche 
Anforderungen voraus – insbeson­
dere nicht hinsichtlich der Betreuung, 
so die Leiterin der Rechtsabteilung 
von BIVA. „Deshalb ist schon der 
Name irreführend: Korrekterweise 
müsste es Service­Wohnen heißen.“ 
Es schließt zwar eine wichtige Ver­
sorgungslücke im vorstationären Be­
reich und kann für ältere Menschen 
durchaus die Lösung ihrer Wohnpro­
bleme sein, aber es ist eben auch ein 
gewinnversprechendes Geschäfts­
modell. Denn die Preise für solches 
Service­Wohnen liegen deutlich über 
den üblichen Mietpreisen vor Ort.
„Wer über einen Umzug in ein Senio­
renzentrum oder eine Seniorenresi­
denz nachdenkt, sollte sich auf jeden 
Fall den Mietvertrag vorher genaues­
tens ansehen“, erläutert Ulrike Kemp  ­
chen. Der enthält oft neben Wohn­ 
und Wohnnebenkosten eine Pau­
schale für den Grundservice, aus 

Den neuen Mietvertrag 
genau prüfen

der einzelne Angebote oder Dienst­
leistungen nicht einfach abgewählt 
und herausgerechnet werden kön­
nen. Man müsse sich fragen, so die 
Rechtsvertreterin des Pflegeschutz­
bundes, ob man die Leistungen dort 
wirklich in Anspruch nehmen will, 
oder ob der Notrufknopf, eine Reini­
gungshilfe, die Fußpflegerin und der 
Friseur nicht billiger zu haben sind, 
wenn man sie sich selbst sucht. 
„Es gibt auch nicht wenige Fälle, da 
stellen ältere Menschen enttäuscht 
fest, dass Versprochenes nicht ein­
gehalten wird, Erwartungen nicht 
erfüllt werden oder der Service im 
MieterMagazin 1+2/2021
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Laufe der Zeit nachlässt“, ergänzt 
die Juristin: Das Büro des Beratungs­
dienstes sei dann längst nicht so oft 
besetzt wie versprochen, Kulturaben­
de fänden nur selten statt oder ent­
sprächen nicht den eigenen Inter­
essen, und pflegerisch geschultes 
Personal gäbe es im Haus gar nicht. 
Kempchen: „Auf meinem Tisch lag 
die Beschwerde einer betagten Senio­
rin, die mit akuter Atemnot an der 
Pforte ihres Wohnkomplexes um ei­
nen Notarzt bat – und von dort nur 
zu hören bekam, dafür sei man nicht 
zuständig.“ 
Neben Einrichtungen, in denen sich 
die Älteren wohlfühlen, wo man sich 
um ihre Belange kümmert und um 
ihr Wohlergehen sorgt, gibt es eben 
auch unengagierte und sogar dubio­
se Anbieter mit einem unseriösen 
Geschäftsgebaren. Dazu zählt die 
BIVA­Vertreterin den Wechsel von 
MieterMagazin 1+2/2021
Dienstleistungs­ und Pflegeanbie­
tern und die Veränderung des Ser­
viceangebotes, ohne die Betroffenen 
darüber zu informieren und die Ver­
träge anzupassen. Besonders kritisch 
sieht sie den Verkauf ganzer Anla­
gen oder auch einzelner Apartments 
als Eigentumswohnungen aus Ren­
ditegründen. „Aus unserer Sicht sind 
Eigentumswohnungen mit verschie­
denen Eigentümern eine ungünstige 

Wichtige Frage: Wer ist 
der Ansprechpartner?

Wohnform für ein Service­Wohnen – 
wissen die Bewohner doch oft nicht 
mehr, wer denn nun ihr Ansprech­
partner ist.“ Wer kümmert sich bei 
technischen Problemen vor Ort und 
repariert die defekte Hauseingangs­
tür oder holt schnell eine Firma, wenn 
der Fahrstuhl kaputt ist? 
Auch die Wohnungseigentümer seien 
oftmals ahnungslos, worauf sie sich 
einließen. Sie wüssten nichts über 
die besonderen Bedürfnisse alter 
und pflegebedürftiger Menschen 
– und nichts über deren  besondere 
Rechte im Falle einer Kündigung, 
 etwa wegen Eigenbedarfs. 
Großen Widerstand haben Investo­
ren, die aus rein wirtschaftlichen Er­
wägungen handeln, bei den Bewoh­
nerinnen und Bewohnern von Ser­
vice­Wohnanlagen dennoch in aller 
Regel nicht zu fürchten. Alte Men­
schen reagieren eher zurückhaltend 
und ängstlich. Kempchen: „Wer kei­
ne durchsetzungsfähigen Verwand­
ten an seiner Seite hat, setzt sich 
kaum zur Wehr, geht einem Rechts­
streit aus dem Weg und wird auf kei­
nen Fall einen langjährigen Prozess 
riskieren.“ Nicht nur aus Scheu vor 
Konflikten, sondern auch aus dem 
Wissen heraus, dass man auf einem 
schwierigen Wohnungsmarkt wie 
Berlin nicht so ohne Weiteres einen 
Platz in einer anderen Einrichtung 
des Service­Wohnens findet – und 
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einen weiteren Umzug wahrschein­
lich auch nicht mehr verkraftet. 
So verleiht die Schwäche des einen 
Vertragspartners dem anderen die 
Macht, seine Interessen durchzuset­
zen. Es sei denn, die Mieter haben 
Verbündete an ihrer Seite: Elisabeth 
L. wandte sich nach ihrer zweiten 
Mieterhöhung an den Berliner Mie­
terverein, dessen Mitglied sie seit 
vielen Jahren ist. Nach einem Schrei­
ben an den Betreiber des Senioren­
zentrums, in dem der Rechtsberater 
des BMV darlegte, dass eine solche 
Mieterhöhung unwirksam sei, zog 
dieser sie erst einmal zurück. 
„Aber klar ist: Die derzeitige Rechts­
lage bietet keinen ausreichenden 
Schutz für hilfebedürftige Senioren 
vor unredlichen Leistungsanbietern“, 
so Ulrike Kempchen. Sie rät allen, 
die in eine solche Wohnform  ziehen, 
genau hinzuschauen und auch die ei­
genen Finanzen zu prüfen. Wer nach 
vielen Jahren feststellt, dass er weite­
re Mieterhöhungen nicht mehr ver­
kraftet, wird wohl oder übel auszie­
hen müssen.      Rosemarie Mieder

F „Wer unter-

schreibt, sollte sich 

vorher fragen, ob 

er die angebotenen 

Dienstleistungen 

alle braucht“: ulrike 

Kempchen vom BIVA

L BMV-Info 144: 

„Altenheim-Verträge 

– Betreutes Wohnen“

www.berliner-mieter
verein.de/recht/
infoblaetter/info-
144-wohnen-im-
altenheim-und-
betreutes-wohnen-
rechtslage-und-
checkliste-fuer-
den-vertrags
abschluss.htm
            

Vier schritte zum Betreuten Wohnen

1. Klären Sie, wo Sie wohnen möchten: in Ihrem alten Kiez 
oder doch lieber näher bei den Kindern?  Erkundigen Sie sich 
dann vor Ort und holen Sie  Informationen ein, etwa bei Se­
niorenberatungsstellen, Wohlfahrtsverbänden oder auch 
kommunalen oder genossenschaftlichen Wohnungsunter­
nehmen.
2. Lassen Sie sich die Häuser zeigen und sprechen Sie mit 
anderen Bewohnern. Fragen Sie die Betreiber nach einem 
möglichen  Probewohnen. 
3. Seien Sie mit einer Checkliste unterwegs, auf der steht, 
was Ihnen wichtig ist. Vergleichen Sie damit Leistungen 
und Kosten. Überlegen Sie, was Sie tatsächlich brauchen. 
4. Prüfen Sie den Miet­ und Betreuungsvertrag. Ziehen Sie 
wenn möglich Kinder oder auch Freunde hinzu.
Mitglieder im Berliner Mieterverein, aber auch im Pflege­
schutzbund BIVA, können den Vertrag von Fachanwälten 
prüfen lassen.  rm
23
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Hintergrund
Schnee und eiS

Räumung von Gehwegen ist Pflicht
Meist wird vom Vermieter mit der Schneeberäumung ein externer dienst-
leister beauftragt. doch gar nicht selten liegt die Räumpflicht in Mieter-
händen. Wir sagen ihnen, worauf es dann ankommt.
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Für die Beräumung der Gehwege, die 
an ein Grundstück angrenzen, ist in 
Berlin gemäß Straßenreinigungsge-
setz grundsätzlich der Anlieger ver-
antwortlich, im Normalfall also der 
Eigentümer. Er trägt auch dafür Sorge,
dass die Wege gestreut sind. Kommt 
er seiner Sorgfaltspflicht nicht nach 
und ein Passant stürzt und verletzt 
sich, kann dieser Schadensersatz ver-
langen. Wird die Winterdienstpflicht 
verletzt, drohen außerdem Geldbu-
ßen – in Berlin bis zu 10 000  Euro. 
Beauftragt der Vermieter einen 
Dienstleister mit der Schneeberäu-
mung, kann er die Kosten dafür über 
die Betriebskostenabrechnung auf 
die Mieter umlegen. In diesem Fall 

L  Informationen 

der BSR zum 

Winterdienst: 

www.bsr.de/winter
dienst-20511.php

Ob der Winterdienst 

von einem dienst-

leister oder von Mie-

tern verrichtet wird, 

die Anforderungen 

sind die gleichen
können diese die Kosten steuerlich 
als haushaltsnahe Dienstleistungen 
geltend machen – obwohl die Leis-
tung im Freien und auf öffentlichen 
Wegen erbracht wird.  
Allerdings kann der Eigentümer den 
Winterdienst auch auf seine Mieter 
übertragen. Dies muss aber klar aus 
dem Mietvertrag hervorgehen. Ein 

Alter und  Berufstätigkeit 
spielen keine Rolle

Aushang im Hausflur, ein Zettel im 
Briefkasten oder ähnliches ist nicht 
ausreichend. Die Stiftung  Warentest 
schreibt: „Auch ein Gewohn heits-
recht, wonach Erdgeschoss mieter 
stets räumen und streuen  müssen, 
gibt es nicht.“ Werden Mieter durch 
den Mietvertrag oder einen  Absatz 
in der Hausordnung – sofern  diese 
wesentlicher Bestandteil des Vertrags 
ist – in die Pflicht genommen, spielt 
es keine Rolle, ob sie  berufstätig und 
somit den größten Teil des Ta ges 
nicht zu Hause sind. Selbst Hochbe-
tagte müssen im Zweifel jemanden 
finden, der den Dienst für sie über-
nimmt – so haben zumindest einige 
Gerichte entschieden. Hinzu kommt: 
Einmal am Tag schippen und streuen 
genügt meist nicht. Auf der Website 
der BSR heißt es hierzu: „Glätte ist 
unverzüglich nach ihrem Entstehen 
zu bekämpfen, Schnee unverzüglich 
nach Beendigung des Schneefalls zu 
räumen. Dauert der Schneefall über 
20 Uhr hinaus an oder tritt nach die-
ser Zeit Schneefall oder Glättebildung 
ein, so ist der Winterdienst bis 7 Uhr 
(sonn- und feiertags bis 9 Uhr) des 
folgenden Tages durchzuführen.“
Des Weiteren ist der Abschluss einer 
Privathaftpflichtversicherung wich-
tig. Denn es kann immer einmal etwas 
dazwischenkommen. Stürzt in dieser 
Zeit jemand, verletzt sich und klagt, 
kann es teuer werden.
Als Streugut sind in Berlin „abstump-
fende“ Mittel zulässig, etwa Sand, 
Granulat, Kies oder Splitt. Diese sind 
im Baumarkt erhältlich. Der Einsatz 
von „Auftaumitteln“ wie Salz stellt 
nach dem Straßenreinigungsgesetz 
eine Ordnungswidrigkeit dar und 
kann mit empfindlichen Bußgeldern 
geahndet werden. Wird nach dem 
Berliner Naturschutzgesetz geahndet, 
sind Strafen bis zu 50 000 Euro mög-
lich. Salz schädigt unter anderem die 
Straßenbäume schwer.
Wer gemäß § 6 Absatz 2 StrReinG 
eine Ausnahme von der Winter-
dienstpflicht erwirken will, weil er 
wirtschaftlich oder körperlich nicht 
in der Lage ist, der Verpflichtung 
nachzukommen – beispielsweise ei-
ne schwere Behinderung hat – kann 
sich in Berlin mit einem formlosen 
Antrag und entsprechenden Nach-
weisen an das Amt für regionalisier-
te Ordnungsaufgaben wenden.
Katharina Buri 
            

Wie und wo muss geräumt werden? 

Um den Gehweg vor dem Grundstück begehbar zu halten, 
muss dieser in den meisten Gegenden Berlins auf einer Breite 
von mindestens 1,50 Metern – bei schmaleren Wegen auf 
der Gesamtbreite – von Schnee und Eis befreit werden. Der 
Schnee sollte laut BSR „grundsätzlich auf dem der Fahrbahn 
zugewandten Gehwegrand angehäuft werden.“ Freigehal-
ten werden sollten demnach Rinnsteine, Gullys, Ein- und 
Ausfahrten, Haltestellenbereiche, Radwege, Radfahrstreifen 
und gekennzeichnete Behindertenparkplätze. Den Winter-
dienst auf den Fahrbahnen übernimmt die BSR.  kb
MieterMagazin 1+2/2021
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dem Abwasser E    
wird die Wärme 

 entzogen, dann 

wird es gereinigt 

und als Betriebs-

wasser genutzt

Am Arnimplatz 

in Prenzlauer 

Berg landet das 

Grauwasser nicht 

im Abflussrohr
GRAuWASSeR

Zu schade zum Wegkippen
Mit der Restwärme von Grauwasser kann man energie sparen, und ge-
reinigt kann man es für die Toilettenspülung und in der  Waschmaschine 
einsetzen. ein Berliner ingenieurbüro hat dafür ein Pilotprojekt entwickelt, 
das seit acht Jahren fehlerfrei und effektiv funktioniert. es nutzt der um-
welt und spart den Bewohnern Kosten. 
Wenn in dem sechsstöckigen Eck-
haus am Arnimplatz im Ortsteil 
Prenzlauer Berg geduscht oder der 
Stöpsel aus der Badewanne gezogen 
wird, können die Mieter sicher sein: 
Hier wird nichts verschwendet. Das 
Wasser und seine Restwärme gur-
geln nicht einfach so durch den Ab-
fluss. Über ein separates Rohr fließt 
es in den Keller, wo es gesammelt 
wird. 
Das Büro „Nolde & Partner – Inno-
vative Wasserkonzepte“  entwickel te 
vor etwa zehn Jahren eine  Metho de, 
mit der sich das Abwasser aus  Du sche 
und Badewanne in Wasch- und Ge-
schirrspülmaschine   („Grauwasser“)
nutzen lässt. Aus 41  Wohnungen 
und vier Gewerbeeinheiten fließt das 
2/2021
Grauwasser des Hauses in  eine Auf-
bereitungsanlage im  Keller und wird 
hier zuerst durch ein Sieb von stö-
renden Stoffen  befreit,  bevor ihm 
die Wärme durch  einen  Wär  me-
übertrager in Form eines Rohrbün-
dels entzogen wird. Die auf die se 
Weise gewonnene Energie erwärmt 

Wasserreinigung 
ohne chemie

kaltes Frischwasser auf 25 Grad Cel-
sius vor, ehe es durch das Blockheiz-
kraftwerk auf die erforderlichen Tem-
peraturen für das  ganze Haus ge-
bracht wird. Das dabei ab gekühlte 
Grauwasser fließt über Schaumstoff-
würfel in  sogenannten Wirbelbett-
reaktoren. Hier wird es ohne chemi-
sche oder  biologische Zusätze – al-
lein über Luftzufuhr – durch Mikro-
organismen gereinigt, geklärt und 
mit Hilfe von UV-Licht desinfiziert. 
Als sogenanntes Betriebswasser ist 
es optisch von Trinkwasser nicht zu 
unterscheiden und darf für die Toi-
lettenspülung, die  Waschmaschine 
und die Gartenbewässerung, die 
Gemüse- und  sogar für die Fisch-
produk tion verwendet werden. 
„Wer bedenkt, dass wir in Deutsch-
land jeden Tag pro Kopf etwa 122 
Liter Trinkwasser verbrauchen, dem 
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muss klar sein, welches Potenzial 
sich hier verbirgt“, so Erwin Nolde. 
Denn mit Hilfe von Grauwasserre-
cycling können mindestens 30 bis 50 
Prozent davon eingespart werden. 
Und das ist nur die eine Seite. Auch 
energetisch zahlt sich die Zweitnut-
zung aus: Pro Kubikmeter aufberei-
tetem Betriebswasser benötigt die 
Pilotanlage am Arnimplatz für alle 
ablaufenden Prozesse einschließlich 
der Rückverteilung des Betriebswas-
sers an Haushalte und Gewerbe ins-
gesamt 1,4 Kilowattstunden Strom. 
Rechnet man die Wärmerückgewin-
nung dagegen, steht betriebswirt-
schaftlich unter dem Strich ein kla-
res Plus.  
Als Nolde & Partner die Ergebnisse 
ihres Projektes 2016 zum Ideenwett-
bewerb „Das Gute kann jetzt in Se-
rie gehen“ einreichten, erkannte das 
Gutachterteam vor allem die Klima-
relevanz. Das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit (BMUB) beschloss, 
Anlagen zur Wärmerückgewinnung 
vorerst einmal für drei Jahre zu bezu-
schussen – ein Anreiz für Vermieter 
von Mehrfamilienhäusern, wenn sie 
über energetische Sanierung nach-
denken. „Dazu kommt aber auch 
das Sparpotenzial bei den Bewoh-
nern“, so Erwin Nolde. Das liegt im 
Jahr zwischen 60 und 100 Euro pro 
Kopf.                  Rosemarie Mieder
            

Auch den Regen kann man nutzen

Neben dem Grauwasser, das im Haushalt anfällt, kann auch 
Niederschlagswasser als Betriebswasser genutzt werden. 
Dazu ist der Einbau einer Regenwassernutzungsanlage – 
meist mit einem Speicher im Erdreich – notwendig. Dort 
wird das Regenwasser gesammelt und mit Hilfe von Filtern 
aufbereitet. Die Verwendung von Brauchwasser im häusli-
chen Bereich erfordert immer einen fachgerechten Einbau. 
Die Leitung dafür muss von den Trinkwasserleitungen ge-
trennt sein.  rm
25
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Der Kampf um Mieterrechte hatte schon immer zwei Arme: die in einem Zu    sam ­
menschluss wie dem Mieterverein längerfristig organisierte Mieterschaft und die 
eher themen­ und anlassbezogenen, locker organisierten Mieterinitia tiven. 
Ein gemeinsames Agieren haben die beiden Arme in der Vergangenheit oftmals 
nicht zustande gebracht. Dieses MieterMagazin SPEZIAL geht den Gründen nach 
und zeigt Möglichkeiten und Chancen eines guten Zusammenspiels auf.

EWEGTE MIETER
MieterMagazin SPEZIAL
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A GESChIChtE DEr BErLInEr MIEtErorGAnISAtIonEn

Zwischen staatlicher Kontrolle und Selbstbegrenzung
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Es war auch der A 
Kampf um den Erhalt 
der Mietpreisbindung 
an der Seite des Mie-
tervereins, der Walter 

Momper 1989 das Amt 
des Regierenden Bür-

germeisters einbrachte 

Mieter-Demonstration 
im Berliner Lustgarten 

1922

F

Der Berliner Mieterverein (BMV) und 
seine Vorläufervereine stellten sich 
lange als unpolitisch dar. Dabei ver­
traten sie immer auch ein politisches 
Anliegen, nämlich die Stärkung der 
Mieterrechte. Seit den 1980er Jahren 
tritt der BMV offensiver für die Inter­
essen der Berliner Mieterinnen und 
Mieter ein.

Im Jahr 1888 wurde der erste Vorläufer des 
Berliner Mietervereins, der „Verein Berliner 
Wohnungsmiether“, gegründet. Sein Zweck 
war „die Wahrnehmung und Förderung der 
Interessen der Wohnungsmiether im Allge­
meinen und seiner Mitglieder im Besonderen, 
unter Ausschluß aller politischen und religiö­
sen Tagesfragen“. Es war ratsam, sich als un  ­
politischer Verein darzustellen, denn „politi­
sche“ Vereine wurden staatlich überwacht:
Sie mussten ihre Satzungen und Mitglieder
listen den Behörden vorlegen und durften 
weder Frauen noch Lehrlinge oder Schüler 
aufnehmen. Außerdem konnten aufgrund 
des seit 1878 geltenden Gesetzes „wider die 
gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial­
demokratie“ Vereine schnell verboten wer­
den. Der Verein Berliner  Wohnungsmiether 
erschien aber ohnehin kaum sozialdemokrati­
scher Umtriebe verdächtig: Rund 60 Prozent 
der Mitglieder waren Gewerbetreibende und 
Kaufleute, nur fünf Prozent waren Arbeiter. 
In der Anfangszeit bestand die Arbeit des 
Vereins hauptsächlich aus der Rechtsbe­
ratung seiner 4000 Mitglieder. Der Verein 
kämpfte aber auch gegen das sogenannte 
Kahlpfändungsrecht und hatte Erfolg: Die­
ses Recht des Vermieters, bei Mietern im 
Zahlungsrückstand alles zu pfänden, was 
sie nicht am Leibe trugen, wurde 1894 ab­
geschafft. 
Auf dem heutigen Berliner Gebiet wurden 
bis 1907 noch mindestens elf weitere Mie­
tervereine gegründet, von denen sich einige 
1918 zum Mieterbund Groß­Berlin zusam­
mengeschlossen haben. Schätzungsweise 
hatten sie in Berlin zu ihren Hochzeiten 1919 
bis 1924 zusammen rund 50 000 Mitglieder. 
Die Weimarer Republik verbesserte die Stel ­
lung der Mieter erheblich. Nach dem Reichs­
mietengesetz von 1922 und dem Mieter­
schutzgesetz von 1923 konnten Vermieter 
Kündigungen nur durch eine Aufhebungs­
klage vor einem Mietschöffengericht durch­
setzen. Dort saßen neben den Amtsrichtern 
auch Laienrichter, die von Mietervereinen ge­
stellt werden konnten. Auch in den ab 1918 
eingerichteten Mieteinigungsämtern saßen 
Mietervertreter als Beisitzer. Die Mieterver­
bände mussten jedoch hart darum kämpfen, 
dass die zunächst befristeten Gesetze verlän­
gert wurden.
Nach der Machtübernahme der National­
sozialisten betonten die Mieterverbände 
wieder ihre politische Neutralität, offenbar 
um sich vor der Zerschlagung zu schützen. 
Doch im Jahr 1934 wurden die zerstrittenen 
Verbände im Reich und in Berlin zusammen­
gelegt und politisch „gleichgeschaltet“. Nen­
nenswerten Widerstand dagegen sucht man 
in der Geschichte der Mieterverbände leider 
vergeblich. 
Der Berliner Mieterverein gründete sich im 
Jahr 1949 neu. Durch die Nachkriegsjahr­
zehnte zog sich der Kampf gegen die Ab­
MieterMagazin 1+ 2/2021
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schaffung der Mietpreisbindung für den Alt­
baubestand. Nach dem Lücke­Plan, benannt 
nach dem damaligen Wohnungsbauminister 
Paul Lücke (CDU), sollten ab 1960 aus 
„Schwarzen Kreisen“ mit Preisbindung nach 
und nach „Weiße Kreise“ ohne Preisbindung 
werden. Vermieter durften dann die Miete 
drastisch erhöhen. Der Weiße Kreis hing wie 
ein Damoklesschwert über den West­Berliner 
Mietern. Der Berliner Mieterverein agierte in 
dieser so zentralen Frage anfänglich nur mit 
angezogener Handbremse. Er betonte seine 
politische Neutralität und distanzierte sich 
von Aktionen anderer Mieterorganisationen, 
weil er sie für „kommunistisch unterwandert“ 
hielt. Obwohl laut Satzung überparteilich, 
stand er der SPD nahe. 
Nach dem Aufbegehren der 68er­Studenten­
bewegung war aber auch die Wohnungs­ und 
MieterMagazin 1+ 2/2021
Baupolitik der SPD nicht mehr unumstritten. 
Der Soziale Wohnungsbau erwies sich als oft 
zu teuer, die neu gebauten Großsiedlungen 
wurden als seelenlos und menschenfeindlich 
kritisiert, Spekulation und Filz griffen um sich, 
und der Abriss der Altbauviertel rief immer 
mehr Proteste in West­Berlin hervor. Am Ber­
liner Mieterverein gingen diese Bewegungen 
vorbei, bis Aktivisten sich einmischten und 
schließlich 1979 mit einem neugewählten 
Vorstand und einer neuen Geschäftsführung 
frischen Wind in den Verein brachten. Der Ver­
ein trat nun auch politischer auf und suchte 
den Schulterschluss mit den verschiedenen 
Initiativen.
Mit dem Weißen Kreis wurde es in den 80er 
Jahren ernst. Um die Mietpreisbindung zu er­
halten, organisierte der Berliner Mieterverein 
1987 zusammen mit anderen Mieter­ und So­
L Ein Buch zur Ge-
schichte des Berliner 
Mietervereins:
Armin Hentschel, 
Reiner Wild: Wider 
Miethswucher und 
Eigenthümertyrannei – 
101 Jahre Berliner Mie-
terverein 1888-1989, 
Berlin 1989, erhältlich 
in der BMV-Geschäfts-
stelle für 10 Euro, bei 
Bestellungen zuzüglich 
2 Euro Versandkosten

zialverbänden sowie der SPD­Opposition viel­
fältige Aktionen. Unter anderem wurden fast 
500 000 Unterschriften gesammelt. Dennoch 
wurde der Weiße Kreis 1988 eingeführt. Das 
Thema war den Berlinerinnen und Berlinern 
aber so wichtig, dass sie bei den folgenden 
Wahlen einer Koalition aus SPD und Grünen 
zur Mehrheit verhalfen. Der neu gewählte Re­
gierende Bürgermeister Walter Momper hatte 
sich zuvor persönlich an den Aktionen gegen 
den Weißen Kreis beteiligt.
In der DDR hatte es vor dem Mauerfall keine 
Mietervereine gegeben. Der 1990 gegründe­
te Mieterverein für Ost­Berlin hat sich noch 
im selben Jahr mit dem Berliner Mieterverein 
zusammengeschlossen. Der ebenfalls neue 
Mieterbund der DDR trat dem Deutschen 
Mieterbund bei.
Jens Sethmann
Das Jahr 1968 brachte einen tiefen gesell-
schaftlichen Umbruch. Ausgehend von Stu-
dentenprotesten entstand eine Bewegung, 
die sich für Frieden, Frauenemanzipation, Ar-
beiterrechte und Umweltschutz einsetzte und 
mehr Mitbestimmung der Bürger einforder-
te. In den 70er Jahren schlug die Bewegung 
zwei Wege ein. Die einen machten sich auf 
den „langen Marsch durch die Institutionen“ 
mit der Absicht, in Parteien, Verwaltungen, 

Reformen: Auf die Straße ode

tion A 
amen-
sition 

Berlin-
ukölln
Verbänden, Gerichten, Universitäten, Schu-
len und Redaktionen die bestehenden Struk-
turen von innen zu reformieren. Die anderen 
wollten eine außerparlamentarische Opposi-
tion bleiben und „von der Straße“ aus politi-
schen Einfluss nehmen. Die Friedens-, Frauen- 
und die Antiatomkraft-Bewegung ging daraus 
hervor. Als Sammelbecken gründeten sie 1979 
„Die Grünen“ –  eine Partei, die längst eine 
etablierte Institution ist.  js
A GESChIChtE DEr BErLInEr MIEtErInItIAtIVEn

Rebellionen, Streiks und  Hausbesetzungen
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Mieterinitativen handelten meist oh­
ne die organisierten Mietervereine. 
Und auch die Mietervereine hielten 
sich oft von den Protesten der unor­
ganisierten Mieter fern. Diese gegen­
seitige Abgrenzung hat beiden Seiten 
mehr geschadet als genutzt. 

Im 19. Jahrhundert waren Mieterproteste 
meist unorganisiert. Wenn ein Mieter, der in 
Zahlungsschwierigkeiten gekommen war, „ex­
mittiert“, also geräumt werden sollte, versam­
melten sich nicht selten die Nachbarn vor 
dem Haus, um den Hausbesitzer und den Ge  ­
richtsvollzieher zu vertreiben oder um s päter 
die auf die Straße gestellten Möbel des Mie­
ters einfach wieder gemeinsam zurück in 

Die Praxis des A
Protestes gegen 

Wohnungsnot: Haus-
besetzung, um 1980
seine Wohnung zu tragen. Ein solcher Fall 
löste im Juli 1872 die sogenannten Blumen­
straßenkrawalle aus: Im Viertel zwischen 
Ostbahnhof und Strausberger Platz tobten 
tagelang Straßenkämpfe, die der Polizeiprä­
sident schließlich mit einem Militäreinsatz 
blutig niederschlagen ließ.
Aufschlussreich für das Verhältnis zwischen 
Mietervereinen und Mieterinitiativen ist die 
Mieterstreikbewegung der Jahre 1932 und 
1933. Begonnen hatte diese Bewegung im 
Juli 1932 in 14 Häusern der Mädler­Grund­
stücks­AG in der Swinemünder Straße im 
Bezirk Mitte. 300 Familien stellten die Miet­
zahlungen ein, um den Vermieter zu einer 
Absenkung der Mieten um 30 Prozent zu be­
wegen. Mehr als zwei Drittel der Bewohner 
waren arbeitslos. „Erst kommt bei uns det Es­
sen. Miete könn’wa keene bezahlen“, hatte 
eine ältere Mieterin einem Zeitungsbericht 
zufolge bei einer Mieterversammlung gesagt. 
„Erst das Essen, dann die Miete“ wurde zur 
27



ekter Demokratie

In den QM-Gebieten 
sorgen Quartiersräte 

für Mitsprache vor Ort 
(hier bei einer Zusam-

menkunft aller Berliner 
Quartiersräte 2013)

„Erst essen, dann 
Miete“ war der 
Slogan des Mieter-
streiks von 1932 

Ende der 70er Jahre 
brachte der Unmut 
über die Kahlschlag-
politik des West-
Berliner Senats in den 
Stadtteilen Mieter-
initiativen hervor
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Parole eines in den folgenden Monaten durch­
geführten Mieterstreiks, bei dem mehr als 
300 Häuser mit über 14 000 Mietern mit­
machten. Der Streik ging von sogenannten 
Mieterräten der Häuser aus. 
Nach dem Vorbild der Swinemünder Straße 
bildeten sich 1932 viele neue Mieterräte, die 
in den Streik traten – oft erfolgreich: So hat 
der Vermieter der ehemaligen Stadtvogtei am 
Molkenmarkt, der sogenannten „Wanzenburg“, 
nach nur einem Monat eine Senkung der Mie­
ten um 40 bis 42 Prozent und eine Streichung 
der Mietrückstände zugesagt. 
Auf dem Höhepunkt der Streikbewegung rief 
ein Zentraler Mieterausschuss für den 5. Feb­
ruar 1933 zu einem Mieter­Delegiertenkon­
gress auf. „In unzähligen Mieterkämpfen“, 
heißt es in dem Aufruf, „haben die Mieter 
gemeinsam, ohne Unterschied der Parteizu­
gehörigkeit, der KPD­Arbeiter neben dem 
Arbeiter der SPD und der NSDAP und diese 
alle gemeinsam mit parteilosen Arbeitern, An­
gestellten, Beamten und Kleingewerbetrei­
benden, den Kampf um die Wohnung in der 
Einheitsfront erfolgreich behauptet.“ Über 
die Mietervereine äußerte sich der Ausschuss 
enttäuscht: „Zum Teil musste dieser Kampf 
geführt werden gegen die seit Jahren beste­
henden Mietervereine und Organisationen, 
die den Mietern wohl die hohen Beiträge 
abnehmen, sonst aber nichts tun, um den 
täglichen Kampf zu unterstützen.“
Die Mietervereine kamen der Aufforderung 
sich einzureihen nicht nach. Auch die SPD 
distanzierte sich: „Wir führen keinen Kampf 
gegen die Mietervereine und Organisationen. 
Wir lehnen eine Einheitsfront mit der NSDAP 
ab.“ Die geschichtliche Entwicklung überholte 
diesen Streit mit Hitlers Machtübernahme am 
30. Januar 1933.
Zahlreiche Mieterinitiativen entstanden in den 
70er Jahren des letzten Jahrhunderts. Gegen 
die zerstörerische Politik der Kahlschlagsanie­
rung des West­Berliner Senats wuchs der Wi­
28
derstand. Bürgerinitiativen bildeten sich, und 
über 100 zum Abriss vorgesehene Häuser 
wurden besetzt. Die Hausbesetzer verfolgten 
durchaus verschiedene Ansätze. Während die 
einen unorganisiert und anarchisch bleiben 
wollten und Verhandlungen ablehnten, grün­
deten andere Vereine oder Genossenschaften 
und handelten mit den Bezirksämtern Verträ­
ge über ihren Verbleib aus. 
In Ost­Berlin verlief der Widerstand gegen die 
Baupolitik lange im Stillen. Man eignete sich 
leerstehende Altbau­Wohnungen einfach an. 
Informationen, wo es leere Wohnungen gab, 
kursierten unter der Hand. 
Organisierte Formen nahm der Mieterprotest 
gegen Ende der DDR an. So unterwanderten 
findige Oppositionelle aus der Oderberger 
Straße in Prenzlauer Berg den Wohnbezirks­
ausschuss (WBA), ein offizielles Gremium, 
das meist nur biedere Nachbarschaftsaktio­
nen durchführte. Dieser gekaperte WBA 
machte 1988 die Abrisspläne für die Oder­
berger Straße öffentlich, organisierte den 
Widerstand und brachte das Vorhaben so 
überraschend schnell zu Fall. Nach der Wen­
de wurde der WBA zur Keimzelle der stadt­
weiten Bewegung „Wir Bleiben Alle“.
Jens Sethmann
Erfolgreiche Einforderung  dir

Seit der Protestbewegung von 1968  forderten 
West-Berliner Bürgerinnen und Bürger zuneh-
mend das Recht ein, an politischen Entschei-
dungen beteiligt zu werden. So setzten sie 
durch, dass in den Sanierungsgebieten ge-
wählte Betroffenenvertretungen bei den Pla-
nungen mitreden dürfen. Damit konnten Se-
natsverwaltung, Bezirksamt und Sanierungs-
träger nicht mehr über die Köpfe der Bewoh-
ner hinweg entscheiden. Die Politik kam den 
Forderungen nach Partizipation auch entge-
gen: 1986 wurden im neuen Baugesetzbuch 
Bürgerbeteiligungsverfahren gesetzlich fest-
geschrieben. In den Stadtteilen mit einem 
Quartiersmanagement (QM) gibt es seit 1999 
Quartiersräte, in denen die Bewohner über 
die Vergabe von Fördergeldern mitentschei-
den können. 
Auch die Möglichkeiten der direkten Demo-
kratie werden immer mehr genutzt. Schon 
1982 startete der Berliner Mieterverein in 
neun Bezirken gleichzeitig neun Bürgerbegeh-
ren zum Erhalt der Mietpreisbindung. Rund 
250 000 Bürger unterstützten dieses Vorha-
ben. Auf Landesebene waren Volksbegehren in 
Berlin bis 2006 nur zu wenigen Fragen zuläs-
sig. Nachdem etliche Beschränkungen gefal-
len waren, machten Bürger zunehmend davon 
Gebrauch. So erzwangen sie die Rekommuna-
lisierung der Wasserbetriebe, die Freihaltung 
des Tempelhofer Feldes und Verbesserungen 
im Sozialen Wohnungsbau. Zurzeit läuft ein 
Volksbegehren zur Vergesellschaftung profit-
orientierter Wohnungskonzerne.  js
MieterMagazin 1+ 2/2021
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Kampf gegen  Deregulierung und Sozialabbau
A BMV­PoLItIK nACh 1990
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Die 90er Jahre im gerade wieder ver­
einigten Deutschland waren geprägt 
durch den Rückzug des Sozialstaats. 
Staatliche und kommunale Infrastruk­
tur wurde privatisiert, der Arbeits­
markt wurde dereguliert, und die 
Wohnungsversorgung sollte der Markt 
regeln. Die schwarz­gelbe Bundesre­
gierung trieb diese Entwicklung vor­
an, Rot­Grün setzte sie fast  nahtlos 
fort. Für die Arbeit des Berliner Mie­
tervereins (BMV) war das eine schwie­
rige politische Großwetterlage.

Der Bankenskandal 
2001 machte Ber-

lin noch ärmer und 
sorgte dafür, dass die 

Stadt ihr Tafelsilber 
 verkaufte

Im Glauben an die A
Allmacht des Marktes 

ließen Politiker auch 
Wohnungen abreißen
agazin 1+ 2/2021
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Nach Aufhebung der Mietpreisbindung für 
West­Berlin war die Abschaffung der Woh­
nungsgemeinnützigkeit durch die Bundes­
regierung im Jahr 1990 ein tiefer Einschnitt 
in die soziale Wohnraumversorgung. Denn 
damit erteilte man auch den landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften den Auftrag, 
Profit zu machen und Geld in die öffentlichen 
Kassen zu spülen. Die notorisch klamme fi­
n  anzielle Situation Berlins verschärfte sich 
enorm, als der CDU­Filz 2001 den Berliner 
Bankenskandal auslöste. Der rot­rote Nach­
folge­Senat sah sich in der Notlage gezwun­
rmaten
gen, 2004 die städtische Wohnungsbauge­
sellschaft GSW zu verkaufen.
Im Osten der Stadt standen die Mieterinnen 
und Mieter nach der Wiedervereinigung vor 
großen Unsicherheiten. Die Mieten wurden 
stufenweise auf Westniveau  angehoben, 
Altbauten wurden an Alteigentümer rück­
übertragen, und nach dem Altschuldenhilfe­
gesetz mussten die städtischen Unterneh­
men erhebliche Teile ihrer Wohnungs be­
stände privatisieren. 
Nachdem die hochfliegenden Metropolen­
träume der unmittelbaren Nachwendezeit 
verflogen waren, zog sich der Staat 1997 
auch aus der Neubauförderung zurück. Ange­
sichts von Leerständen wurde ab 2007 sogar 
der Abriss von Wohnungen gefördert. 
Die Abwehr der wohnungspolitischen Rück­
schritte brachte nicht wie in den 80er Jahren 
ue Organisationen in klas

Ein Verein ist nicht die einzige Form, in der 
sich Mieter zusammenschließen können. In 
Berlin gibt es zwei neue Ansätze, die klassi-
sche Organisationsformen nutzen: eine Ge-
werkschaft und eine Partei.
Vor einem Jahr haben Engagierte aus dem 
Mietenwahnsinn-Bündnis eine Initiative zur 
Gründung einer „Mieter:innengewerkschaft“ 
gebildet. Sie wollen das Gewerkschaftsprin-
zip aus der Arbeitswelt auf das Wohnen über-
tragen. „Dazu gilt es, neue Wege zu finden 
und alte Fäden wie die des Mietstreiks wie-
der aufzunehmen“, sagt die Initiative. Für den 
„Flickenteppich“ der Initiativenlandschaft will 
die Gewerkschaft die Interessen bündeln und 
schlagkräftig vertreten. 
Ein Vorbild für die Mieter:innengewerkschaft 
ist die schwedische „Hyresgästföreningen“. 
Die 1915 gegründete Organisation hat mit ih-
ren Mietstreiks maßgeblich dazu beigetragen, 
dass in Schweden die Mieten in Tarifverhand-
lungen bestimmt werden. Die Hyresgästföre-
ningen hat über 500 000 Mitglieder und ver-
handelt über die Mieten von rund drei Millio-
nen Mietern.
Seit 2016 gibt es die „Mieterpartei“. Sie ist in 
ihrem Gründungsjahr zu den Abgeordneten-
L Initiative 
Mieter:innen-
gewerkschaft:
mg-berlin.org/

Mieterpartei:
https://mieter
partei-jetzt.de/

B Die Mieter:
innengewerk -
schaft will alte 
Fäden, wie den 
Mieterstreik, 
wieder auf-
nehmen

haus- und Bezirksverordnetenwahlen sowie 
2017 bei den Bundestagswahlen angetreten, 
ohne allerdings Mandate zu erringen. „Die 
Mieten explodieren“, heißt es im Grundsatz-
programm der Mieterpartei. „Den etablierten 
Parteien fehlt der Wille und die Unabhängig-
keit, tatsächlich dagegen vorzugehen.“ Die 
Mieterpartei setzt sich auch für ein besseres 
Renten- und Gesundheitssystem sowie für ein 
demokratischeres Gemeinwesen ein. 
Die Idee, als Mietervertretung zu Wahlen an-
zutreten, ist nicht neu. Im Jahr 1911 haben 36 
Mietervereine mit eigenen Listen erfolgreich 
an Kommunalwahlen teilgenommen. Auf die-
se Weise ist damals auch der Verein Steglitzer 
Wohnungsmiether in den Gemeinderat ein-
gezogen.  js
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Menschenmassen auf die Straße. Die Gefah­
ren waren für die Mieter abstrakt, und durch 
den noch halbwegs entspannten Wohnungs­
markt fühlte man sich nicht direkt gefährdet. 
Das änderte sich mit der Finanzkrise 2008. 
Die Ideologie, dass der Markt alles  regele, 
brach in sich zusammen. Das Geld der Inves­
toren floss fortan nicht mehr in Aktien, son­
dern in vermeintlich sichere Immobilien, das 
sogenannte Betongold. Kaufpreise und Mie­
ten erreichten ungeahnte Höhen. Hinzu kam 
ein anhaltender Zuzug nach Berlin. Jeder Mie ­
 ter erfuhr, dass er im Falle eines Umzugs kaum 
noch Chancen auf eine bezahlbare Wohnung 
hatte. 
30

Nach ersten Erfolgen 
ist die Welle des Mie-

terprotests erst richtig 
ins Rollen gekommen, 
(hier: Initiative gegen 
die Vollstreckung von 

Zwangsräumungen)
Frühzeitig hat der Mieterverein von der Politik 
Gegenmaßnahmen gefordert. 2019 führte das 
Land Berlin mit Unterstützung des BMV den 
Mietendeckel ein. Der Mieterverein hatte das 
Mietenvolksbegehren befürwortet und tritt ak­
tuell für das Volksbegehren „Deutsche Woh­
nen & Co enteignen“ ein.
Innerhalb des BMV haben die Bezirksgruppen 
nach 1990 mehr Gewicht bekommen. Als 
Basis­Vertretung tragen sie Probleme über 
den Beirat in den Verein. So unterstützt der 
BMV auch ganz direkt Mietergemeinschaf­
ten, die sich gegen Modernisierungen oder ge­
gen den Verkauf ihrer Wohnanlage wehren.
Jens Sethmann
Erst nach 2015 
reagierte die Ber-
liner Politik auf die 
Auswüchse des 
Wohnungsmarktes 
– unter anderem 
mit dem Mieten-
deckelFo
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Professioneller und radikaler
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Dem Abriss in der DDR hatten sich die 
dortigen Aktivisten an mancher Stel­
le trickreich entgegengestellt – eine 
Verdrängung im wiedervereinigten 
Berlin konnten sie zunächst nicht ver­
hindern. Gut 25 Jahre nach dem Fall 
der Mauer konnte die Politik sich Igno­
ranz gegenüber den Forderungen 
einer stadtübergreifenden Protest­
initiative nicht mehr leisten: Der so­
genannte Mietenvolksentscheid kas­
sierte einen beachtlichen Teilerfolg. 
Aber auch mit einem solchen will sich 
die jetzige Enteignungsinitiative nicht 
mehr zufriedengeben. Die Aktivisten 
sind professioneller geworden, ihre 
Forderungen radikaler.
Wir haben die Oderberger Straße nicht vor 
dem Abriss gerettet, um jetzt von hier ver­
drängt zu werden!“ Matthias Bernt erinnert 
sich noch gut an die in den ersten Jahren 
nach dem Mauerfall aufkommende Wut von 
Bewohnern der Berliner Ost­Bezirke. Engagier­
te und Oppositionelle hatten die verfallenden 
Gründerzeitbauten im Prenzlauer­Berg­Quar­
tier zwischen Kastanienallee, Eberswalder 
Straße und der Mauer zu West­Berlin in den 
1980er Jahren trickreich gegen sozialistische 
Stadtplanung verteidigt. Jetzt sahen sie sich 
fast über Nacht mit ganz neuen Begehrlich­
keiten konfrontiert. Häuser gingen an ihre 
Alteigentümer zurück, wurden zu hohen Prei­
sen verkauft und versteigert – Sanierung und 
Aufwertung des alten Bestandes setzten mit 
voller Wucht ein. Und damit schnellten die 
Mieten nach oben. 

„Es wurden die verrücktesten Immobilienpro­
jekte diskutiert – und zugleich wuchs eine un­
geheure Verunsicherung“, so der Politikwissen­
schaftler Bernt, der 1992 zum Aktionsbündnis 

„Wir bleiben alle!“ gehörte. Mit dem Kürzel 
WBA – zu DDR­Zeiten bedeutete das „Wohn­
bezirksausschuss“ – wollten seine Initiatoren 
auch an einen subversiven Widerstand gegen 
autoritäre Strukturen erinnern, der mit der Un­
terwanderung eines WBA im Bezirk Prenzlauer 
Berg gegen Ende der DDR verbunden war. 
Nun fand sich unter diesem Symbol eine Pro­
testbewegung im Osten Berlins zusammen, die 
gegen beginnende Vertreibung mobil machte. 
Und sie fand massenhaften Zulauf: Am 9. Sep­
tember 1992 gingen 20 000 Menschen gegen 
die anstehende Erhöhung der Mieten im Osten 
auf die Straße. „Verhindern oder verändern 
konnten wir damals nichts“, so Bernt zum ent ­
 täuschenden Ergebnis des  Protestereignisses. 
„Die Medien haben uns so gut wie nicht er­
wähnt, und die Politik tat die Proteste als 
Transformationsproblem ab.“ 
13 Jahre später sollte das nicht mehr möglich 
sein. Da machten fast 50 000 Unterschriften, 
die 2015 innerhalb von nur zwei Monaten 
zur Einleitung eines Mietenvolksentscheides 
gesammelt worden waren, den politisch Ver­
antwortlichen deutlich: Die Wohnungsfrage 
in Berlin ist ohne die Mieter nicht zu lösen. 
Ursache für das massenhafte und lautstarke 
Aufbegehren war eine immer angespanntere 
Lage auf dem Berliner Wohnungsmarkt. Da­
ran waren die Regierenden nicht unschuldig: 
MieterMagazin 1+ 2/2021
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Sie hatten nahezu die Hälfte des landeseige­
nen Wohnungsbestandes verkauft. Zugleich 
wurde internationales Kapital auf Berlin auf­
merksam – die Investments in Grund und Bo­
den und auch in Häuser stiegen. Neu gebaut 
wurde dagegen immer weniger. 
MieterMagazin 1+ 2/2021
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„Jetzt mussten sogar die Mieter bei den kom­
munalen Unternehmen befürchten, ihre Woh­
nung bald nicht mehr bezahlen zu können“, 
erklärt Jan Kuhnert, einer der Mitinitiatoren 
des Mietenvolksentscheides. Den Organisa­
toren war es gelungen, die wachsende Angst 
und Unsicherheit in eine breite Protestbewe­
gung zu transformieren. „Wir wollten eine 
neue, soziale Wohnungspolitik und haben des­
halb nicht einfach einen Forderungskatalog 
vorgelegt, sondern einen konkreten Gesetz­
entwurf ausgearbeitet“, sagt Kuhnert. Und 
der wurde in großen Teilen in einem mit dem 
Senat vereinbarten Kompromissentwurf über­
nommen: Am 12. November 2015 beschloss 
die Landesregierung das Berliner Wohnraum­
versorgungsgesetz. Es schreibt unter anderem 
fest, dass landeseigene Unternehmen auf eine 
soziale, langfristig gesicherte Wohnungsver­
sorgung ausgerichtet sein müssen.
Der Volksentscheid war damit erst einmal 
vom Tisch. Aber die Welle der Mieterprotes­
B Der Protest von Ost-
Berlinern nach der 
Wiedervereinigung 
war wirkungslos – 
heute ist man profes-
sioneller und radikaler 
(hier: Mieterdemo 
1992 in Ost-Berlin)

te kam jetzt erst richtig ins Rollen – „eine so  ­
ziale Bewegung in breitester Form“, wie der 
Aktivist Michael Prütz erklärt. „Ihre Pro fes­
sionalität ist viel größer als bei den Protes­
ten vor 25 Jahren, und vor allem sind die 
Forderungen mutiger, radikaler.“ Prütz ist 
Mitbegründer der wohl radikalsten Initiative: 

„Deutsche Wohnen & Co enteignen“. Sie zielt 
auf die Vergesellschaftung profitorientierter 
übergroßer Wohnungsunternehmen und be­
ruft sich dabei auf Artikel 15 des Grundgeset­
zes, der eine Überführung von Grund und Bo­
den, Naturschätzen und Produktionsmitteln 
in Gemeineigentum möglich macht. 
Gestartet wurde die Initiative 2018 von nur 
wenigen Aktiven. Ein Erfolg ihres Anliegens 
wurde anfangs von vielen anderen Gruppen 
angezweifelt, wird noch heute von großen 
Organisationen wie dem Deutschen Gewerk­
schaftsbund ignoriert und von den meisten 
Parteien abgelehnt. Aber inzwischen zählen 
zu den rund 300 Organisatoren erfahrene 
… nach Bayern
„Sechs Jahre Mietenstopp“ fordert ein breites 
Bündnis, dem Parteien und Gewerkschaften, 
aber auch der Mieterverein München und die 
Initiative „Ausspekuliert“ angehören. Zwischen 
Oktober 2019 und März 2020 war es ihnen ge-
lungen, über 50 000 Unterschriften für den An-
trag auf ein Volksbegehren zu sammeln. Errei-
chen will man unter anderem, dass in 162 bay-
rischen Gemeinden mit einem besonders ange-
spannten Mietwohnungsmarkt die Erhöhung 
der Miete in bestehenden Verträgen für sechs 
Jahre ausgesetzt wird. Bei Neuvermietungen 
und Modernisierungen sollten Mieterhöhungen 
nur in engen Grenzen möglich sein. Im Juli 2020 
erklärte der Bayrische Verfassungsgerichtshof 
den Antrag für ungültig. Begründung: Das Land 
habe auf diesem Gebiet keine Gesetzgebungs-
kompetenz, weil die einschlägigen Vorschriften 
im Bundesrecht abschließend geregelt seien. 
Die Initiatoren erklärten daraufhin: „Jetzt muss 
es weitergehen!“ und legten Verfassungsbe-
schwerde beim Bundesverfassungsgericht ein.
 
… nach Frankfurt/Main
„Die dreisteste Mieterhöhung Frankfurts“ 
– mit dieser Kampagne macht die  Initiative 
„Miet entscheid“ derzeit in der Stadt auf sich 
aufmerksam. Sie wurde 2018 gegründet mit 
dem Ziel, über einen Bürgerentscheid die städ-
tische Wohnungsbaugesellschaft zu verpflich-
ten, in Zukunft nur noch Sozialwohnungen zu 

n Blick über den Stadtrand

 
-
t 
 
 

bauen. Die Initiative, von der Partei Die Lin-
ke angestoßen, ist heute ein Bündnis, dem 
Gewerkschaften, der AStA der  Frankfurter 
Uni und beispielsweise auch das Bündnis 
 „Eine Stadt für alle“ angehören. Bereits im  
letzten Jahr hatten die Aktivisten ihre Unter-
schriftenliste für einen Bürgerentscheid vor-
gelegt – mit weit mehr als den  benötigten 
17 000 Stimmen. Dennoch wurde der Antrag 
von den Behörden für nicht rechtsgültig er-
klärt. Die Aktivisten nehmen das nicht hin 
und haben Klage eingereicht. 

… nach NRW
„Wir wollen wohnen“ heißt ein starkes Bünd-
nis in Nordrhein Westfalen. Seit zwei Jahren 
mischt es sich lautstark in die Wohnungspo-
litik der Landesregierung ein – mit Stellung-
nahmen, Fachtagungen, deutlicher Kritik und 
einem klaren Forderungskatalog. Der verlangt 
beispielsweise Verordnungen zur Mietpreisbe-
grenzung, eine Regelung zur Zweckentfrem-
dung von Wohnraum, mehr öffentlich geför-
derte Wohnungen und eine nachhaltige sozia-
le Wohnungswirtschaft. Ganz einfach  beiseite
 schieben kann die Politik diese  Forderungen 
nicht, denn hinter dem Bündnis stehen acht 
starke Organisationen, zu denen auch der 
Deutsche Mieterbund NRW gehört, sowie 
zahlreiche Vereine und Initiativen als Unter-
stützer. Im Sommer 2019 legte das Bündnis 
mehr als 31 000 Unterschriften aus einer On-
line-Petition auf den Tisch, die von der  Politik 
ein wohnungspolitisches Umsteuern fordern.

… nach Stuttgart
Mit dem „Mietentscheid Stuttgart“ fand sich 
im Frühjahr 2019 ein Bündnis zusammen, um 
ein Bürgerbegehren für bezahlbares  Wohnen 
vorzubereiten. Das Bündnis, dem 25  Vereine, 
zahlreiche Initiativen, Parteien und Gewerk-
schaften angehören, fordert unter anderem: 
Verkaufsstopp von städtischem Grund und 
Boden, Vorgehen gegen Zweckentfremdung 
von Wohnraum, Deckelung der Mieten bei 
5 Euro für alle Wohnungen im Eigentum der 
Stadt und der städtischen Wohnungsbauge-
sellschaft sowie die Auflage eines Bau- und 
Nachverdichtungsprogramms zur Verdoppe-
lung des kommunalen Wohnungsbestandes. 
Die Reaktion der Politik bisher: aussitzen und 
hinhalten.  rm
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Mieter­Aktivisten, Politprofis und Juristen, die 
sich ihres Rückhalts in einem großen Teil der 
Hauptstadtbevölkerung sicher sind. „Das ist 
kein Wunder“, so Michael Prütz, „die Lage 
hat sich seit dem Mietenvolksentscheid noch 
verschärft: Preistreiberei, Vermieterarroganz, 
sinkende Bereitschaft zur Instandhaltung und 
Verdrängung sind allgegenwärtig.“ 
Als die Initiative im April 2019 ihre Unterschrif­
tensammlung für den Antrag auf ein Volksbe­
gehren über die Frage der Enteignung star te te, 
32
standen nach nur neun Wochen die Namen von 
77 000 Unterstützern auf den Listen – fast drei­
mal so viele, wie notwendig gewesen wären. 
Auf einen Kompromiss mit der Politik will sich 
die Initiative nicht einlassen. Michael Prütz: 

„Wir können über das Wie der Vergesellschaf­
tung reden, aber nicht über das Ob.“ Es ist 
ein Kampf mit Symbolkraft, der längst nicht 
mehr nur im Fokus lokaler Aufmerksamkeit 
steht. Interviewanfragen kommen von der 
New York Times und der BBC.
Inzwischen bereitet die Initiative „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“ den zweiten Schritt 
vor: Am 25. Februar startet die Unterschrif­
tensammlung für das Volksbegehren selbst. 
Bringt es die erforderlichen 170 000 gültigen 
Unterschriften zusammen, wird neben den 
Listen zur Bundestags­ und Abgeordneten­
hauswahl im Herbst dieses Jahres auch ein 
Abstimmungsbogen über die Frage der Ent­
eignung liegen. 
Rosemarie Mieder
Unterschiedliche Ressourcen – das gleiche Ziel
A Wo MIEtErVErEIn unD InItIAtIVEn SICh ErGänZEn
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Von einer Initiative auf 
den Weg gebracht, 
wurde der Mieten-

volksentscheid auch 
vom Berliner Mieter-

verein unterstützt: 
BMV-Geschäftsführer 

Wild beim Informieren 
und Unterschriften-

sammeln auf der 
Straße

Seit 40 Jahren stehen Mieterverein 
und Bürgerinitiativen in Kontakt und 
tauschen sich aus. Auch wenn es 
Schwierigkeiten in der Zusammen­
arbeit und unterschiedliche Bewer­
tungen von politischen Situationen 
gab – die Verbindung hat gehalten. 
Heute ist sie belastbarer denn je. 
 Nutzen und Erfolg aus dieser Ko­
operation ziehen beide Seiten. 

Als sich im Juni vergangenen Jahres Mieter­
vereine und mietenpolitische Initiativen beim 
Deutschen Mieterbund (DMB) an einen Tisch 
setzten, um ein engeres Zusammengehen zu 
beraten, war das kein Start vom Nullpunkt aus 
– „... natürlich nicht“, so Reiner Wild, Ge   ­
schäftsführer des Berliner Mietervereins ent­
schieden. „Als ich beim Mieterverein im Ja­
nuar 1981 angefangen habe, war ich Kontakt­
mann zu den Mieterinitiativen, die es damals 
ja auch schon in Berlin gab.“ Wie etwa das 
Schöneberger Projekt „Stadtteilnähe“, für das 
der studierte Soziologe Wild ehrenamtlich 
arbeitete. Der Mieterverein setzte frühzeitig 
auf ein Zusammengehen mit Initiativen und 
aktiven Protestlern, beispielsweise mit den 
Hausbesetzern, die sich ab Ende der 70er 
Jahre gegen Abriss wehrten, oder Mitte der 
1980er Jahre beim Kampf um den Erhalt der 
Mietpreisbindung in West­Berlin. 
Reiner Wild: „Schnittstellen zwischen unse­
rem Verein und Initiativen waren über Jahr­
zehnte hinweg immer vorhanden – aber die 
Zusammenarbeit hatte ihre Höhen und Tie ­
fen.“ Da die Probleme am Berliner Wohnungs­
markt nicht zu allen Zeiten gleich ausgeprägt 
waren, wurde ihre Brisanz oft unterschiedlich 
eingeschätzt. Und das von beiden Seiten. 
Matthias Bernt, Mitinitiator von „Wir bleiben 
alle“, erinnert sich, dass der BMV für die Ak­
tivisten aus den Ost­Berliner Bezirken in den 
90ern kein wirklicher Partner war: „Wir fan­
den: Mietervereine sind zu wenig aktionistisch, 
agieren lobbymäßig und viel zu konservativ. 
Um es auf den Punkt zu bringen: Wir fanden 
die langweilig.“ In einem allerdings war der 
Berliner Mieterverein den WBA­Vorkämpfern 
eine Hilfe: „Seine Rechtsberater haben uns 
damals von einem Mietenstreik abgeraten – 
völlig zu Recht: Wir hätten nicht die Struktur 
gehabt, die Menschen vor Zwangsräumungen 
schützen zu können.“ 
Juristische Expertise ist eine Ressource, über 
die Vereine wie der BMV verfügen. Von ihrer 
Professionalität profitieren nicht nur einzelne 
Ratsuchende – auch Initiativen kann sie von 
Nutzen sein, zum Beispiel im Kampf gegen 
große Vermieter, die oft einen ganzen Stab 
von Anwälten im Rücken haben. Dazu knüp­
fen Mietervereine und ­vertretungen lang­
fristig Netzwerke, die sowohl in die Politik 
wie in die Verwaltung hineinreichen. Und sie 
verfügen über Möglichkeiten, die sich tempo­
räre Initiativen nicht von heute auf morgen 
erschließen können, so etwa materielle und 
technische Ressourcen und die Aufmerksam­
keit einer breiten Öffentlichkeit. 
Als sich die Mai­Ausgabe des MieterMaga­
zins 2015 am Auftakt des Mietenvolksent­
scheids beteiligte, erreichten Informationen 
und Unterschriftenliste sofort alle BMV­Mit­
glieder – mit einem Schlag über einhundert­
tausend Berliner Haushalte. Jan Kuhnert, Mit­
initiator des Mietenvolksentscheides: „Damit 
kamen wir in Kreise der Berliner Bevölkerung, 
die sich uns anders nicht erschlossen hätten.“ 
Die Unterstützung von Initiativen bei der Or­
ganisation und Durchführung ihrer Aktionen, 
die in Berlin seit dem Mietenvolksentscheid 
selbstverständlicher und kontinuierlicher ge­
worden ist, bringt auch dem Mieterverein ein 
großes Plus, davon ist Reiner Wild überzeugt: 
„Würden wir uns auf die Mietrechtsstreitig­
MieterMagazin 1+ 2/2021



BEWEGTE MIETERMM SPEZIAL

Ein g – 
übe  

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
ün

ch

Fo
to

: C
hr

is
tia

n 
M

uh
rb

ec
k

keiten von Mietern und Vermietern beschrän­
ken, liefe vieles an uns vorbei. So aber sind 
wir immer an den wohnungspolitischen Pro­
b  lemen in dieser Stadt hautnah dran.“ Ge­
meinsam könnten Verein und Initiativen ver­
hindern, dass ein Konflikt auf einen Einzelfall 
reduziert wird. 
Dass sich viele Menschen mit ihren Mietpro­
blemen in Berlin nicht mehr alleine fühlen, de ­
  monstriert das Bündnis „Gemeinsam gegen Ver­
drängung und Mietenwahnsinn“, eine Allianz, 
die Initiativen mit unterschiedlichen Zielen und 
Interessen erfasst. Was sie vereint, ist ihr Wille, 
MieterMagazin 1+ 2/2021
der Verdrängung entschlossen entgegenzutre­
ten. Anfangs, so Kim Meyer, einer der Orga­
nisatoren des Aktionsbündnisses, hätten viele 
den Mieterverein für zögerlich gehalten. Aber 
das habe sich geändert. Auch weil der Verein 

und Mieterinitiativen, 
tren, Sozial- und Kultu

Die Mieterdemo 
vom April 2019 or-
ganisierte ein viel-

fältiges Bündnis

Mit seinen Mit-
arbeitern und Rechts-
anwälten bietet der 
Mieterverein Fach-
kenntnis und juristi-
sches Know-how
sich deutlicher politisch positioniere: „Dass er 
eine Bewegung wie ‚Deutsche Wohnen & Co 
enteignen‘ unterstützt – das wäre vor ein paar 
Jahren nicht denkbar gewesen.“ 
Rosemarie Mieder 
 gemeinsamer Aktionsta
r Berlin und Deutschland
Tausende Menschen trafen sich am 6. April 
2019 auf dem Berliner Alexanderplatz, um ge-
gen die dramatischen Entwicklungen am Ber-
liner Wohnungsmarkt zu demonstrieren. Da-
zu aufgerufen hatte das „Bündnis gegen Ver-
drängung und Mietenwahnsinn“, dem damals 
bereits an die 300 verschiedene Gruppen und 
Organisationen angehörten: Nachbarschafts- 

Kiez- und Familienzen-
reinrichtungen, Haus-
hinaus
gemeinschaften, selbstverwaltete Projek-
te, Wohnungslosenhilfen, Gewerkschaften, 
stadtpolitische Netzwerke und der Berliner 
Mieterverein. Dessen klare Aussage zur woh-
nungspolitischen Misere: „Wo es um Grund 
und Boden geht, muss der freie Zugriff auf 
den Markt eingeschränkt werden.“
Die Proteste fanden nicht nur in Berlin statt, 
sondern waren zeitgleich auch in 22 anderen 
deutschen Städten und in 16 europäischen 
Metropolen organisiert worden.
Die Mietendemo in Berlin war zugleich Auf-
takt für „Deutsche Wohnen & Co  enteignen“, 
das Volksbegehren zur Enteignung großer 
Wohnkonzerne mit mehr als 3000 Wohnun-
gen im Bestand. Es richtet sich gegen 12 pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen mit rund 
240 000 Wohnungen, die rund 15 Prozent 
des gesamten Mietwohnungsbestandes der 
Hauptstadt ausmachen. 
rm
Allianzen erhöhen den politischen Druck
A EIn GESPräCh MIt DEr StADtforSChErIn LISA VoLLMEr
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Proteste gegen Mietwucher und Ver­
drängung gibt es seit über 100 Jah­
ren. Aber nur wenn sie sich lautstark 
Gehör verschaffen und Druck aufbau­
en, kann die Politik sie nicht einfach 
ignorieren. Möglich wird das durch 
ei  ne Vielfalt der Aktionen, den Schritt 
in die Öffentlichkeit – und breite Al­
lian zen. 

MieterMagazin: Seit es einen kapitalis­
tischen Wohnungsmarkt gibt, wehren sich 
Menschen gegen Mietwucher und Verdrän­
gung. Was facht die Proteste immer aufs 
Neue an? 
Lisa Vollmer: Es ist die kapitalistische 
Wohnraumproduktion, die zu einem ekla­
tanten Widerspruch führt: Einerseits ist der 
Wohnraum eine Ware, andererseits ist das 

„Trockenwohner“ A 
nannte Heinrich Zille 
seine Zeichnung: Für 
eine geringere Miete 

haben ärmere Berliner 
in der Gründerzeit die 
nach dem Bauen noch 
feuchten Wohnungen 

„trockengewohnt“
Zuhause ein menschliches Grundbedürfnis. 
Das ist heute nicht anders, als es im 19. Jahr­
hundert war. Eine Folge des kapitalistischen 
Wohnungsmarktes ist der Mangel an bezahl­
barem Wohnraum für untere Einkommens­
schichten, weil sich deren Versorgung für In  ­
vestoren finanziell nicht lohnt. Gleichzeitig 
folgen daraus auch schlechte Lebensverhält­
nisse: Zu Kaisers Zeiten war es das „Tro­
ckenwohnen“. Heute ist es die mangelnde 
Instandhaltung. Beides verhilft Vermietern zu 
zusätzlichen Einnahmen. Und das gab und 
gibt immer wieder Anlass für Aufbegehren: 
gegen Mietsteigerungen, Zwangsräumungen 
oder auch ungesunde und unzumutbare 
Wohnverhältnisse. 
MieterMagazin: Haben sich die Proteste 
in der Gesellschaft immer Gehör verschaf­
fen können? 
Lisa Vollmer: Durchaus nicht. Ich würde sa­
gen, sie sind dann am ehesten wahrgenom­
men worden, wenn nicht nur die ärmsten 
Schichten betroffen waren. Die werden ja 
permanent durch den Mangel an Wohnungen 
und seine Folgen belastet. Aber trifft es auch 
die mittleren Schichten und gelingt es, Allian­
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Die Akteure können 
manchmal sehr un-
terschiedlich sein, 
dennoch gehen sie ge-
meinsam auf die Straße 
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zen zu schmieden, ist die Aufmerksamkeit 
viel, viel größer. So war es nach Krisenzeiten, 
etwa nach den Weltkriegen, der Weltwirt­
schaftskrise 1929 und der Finanzkrise 2008. 
Es gibt aber auch Faktoren innerhalb der Pro­
testbewegung, die eine Rolle spielen: Wie 
gut gelingt es, das Problem als ein struktu­
relles darzustellen? Bleibt es beim Protest 
gegen einzelne Fälle, etwa von Mietwucher, 
oder wird auf den gesellschaftlichen Hinter­
grund aufmerksam gemacht?  
MieterMagazin: Und so wird der Protest 
letztlich auch erfolgreicher?
Lisa Vollmer: Ganz genau. Dann kommt 
auch die Politik nicht mehr daran vorbei. In 
Deutschland ist das in den letzten zehn Jah­
ren zunehmend der Fall. Nicht, dass es vorher 
keine Wohnungsprobleme gab – in Hamburg 
oder München beispielsweise war die Situation 
am Wohnungsmarkt schon viel länger drama­
tisch. Sicher hat es Proteste dagegen gege­
ben. Aber die wurden kaum beachtet. Das 
gelingt erst, wenn eine bestimmte Schwelle 
der öffentlichen Wahrnehmung überschritten 
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wird, etwa mithilfe der Medien. Auch die 
Vielfalt in den Initiativen, ihre Originalität 
und der Ideenreichtum der Aktionsformen 
sind ausschlaggebend. In Berlin besetzen 
Seniorinnen und Senioren ihren Klub – und 
Linksradikale sammeln Unterschriften für 
Gesetzesänderungen. Die Akteure könnten 
unterschiedlicher kaum sein, dennoch gehen 
sie zusammen auf die Straße. 
MieterMagazin: Etablierte Mieterorganisa­
tionen haben sich daran lange nicht beteiligt. 
Sind sie für einen solchen politischen Kampf 
zu träge? 
Lisa Vollmer: Die Speerspitze der Bewe­
gung sind sie jedenfalls nicht. Aber es fragt 
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sich: Hat eine strukturierte, in Gremien und 
Ortsgruppen organisierte Arbeit nicht auch 
Vorteile? Entscheidungen fallen zwar nicht 
ganz so schnell, dafür sind sie demokratisch 
legitimierter, als das bei Initiativen der Fall 
ist. Mietervereine gehen den Weg des Ge­
setzes und haben das juristische Handwerks­
zeug, rechtliche Mittel auszuschöpfen. Damit 
sind sie unverzichtbare und von der Politik 
anerkannte Interessenvertretungen für Mie­
terinnen und Mieter. Ihre Arbeit ist langfristig 
orientiert und funktioniert auch zuverlässig 
in Zeiten, wo es nicht notwendig ist, auf die 
Straße zu gehen. 
MieterMagazin: Ist das nicht eine Struktu­
riertheit und Professionalität, die der Protest­
bewegung nutzen könnte? 
Lisa Vollmer: Ja – und dass es so ist, ha­
ben Berlin und auch München bewiesen, wo 
Mietervereine etwa Mietenvolksentscheide 
unterstützen. Leider gibt es das in vielen an­
deren Städten so noch nicht. Da herrschen 
auf beiden Seiten Bedenken, Vorurteile, so­
gar Unverständnis. Dabei können erfahrene 
Lobbyarbeit auf der einen und schnelles kon­
fliktbezogenes Agieren auf der anderen Seite 
erfolgversprechend miteinander verknüpft 
werden. 
B Fantasievolle 
Aktionen wecken  
das Interesse der 
Menschen und 
der Medien

MieterMagazin: Und das baut den not­
wendigen Druck auf, um die Politik zu einem 
Umsteuern in der Wohnungspolitik zu bewe­
gen? 
Lisa Vollmer: Von selbst passiert jedenfalls 
gar nichts. In Berlin ist es gelungen, Druck 
aufzubauen und Massen zu mobilisieren: 
Über 70 000 Unterschriften für einen Volks­
entscheid in kürzester Zeit, 40 000 Menschen 
auf einer Mietendemo – die lassen sich nicht 
mehr als Chaoten abtun oder als Fortschritts­
verweigerer. 
Aber solche Proteste für eine sozialere Wohn­
politik bleiben immer noch lokal beschränkt. 
Sie finden vor allem in wachsenden Städten 
statt. Der ländliche Raum, in dem es ja auch 
genügend Wohnprobleme gibt, ist davon 
noch gar nicht erfasst. Solange dies nicht 
gelingt, werden Proteste auf Bundesebene 
kaum gehört. Dort jedoch liegen wichtige 
Gesetzgebungskompetenzen. Eine Zusam­
menarbeit zwischen den angeblich „trägen 
Tankern“ der Vereine und Organisationen 
und den schnellen Akteuren der Initiativen 
könnte dafür sorgen, dass das Problem 
Wohnen endlich auch die Spitzen der  Po­
litik erreicht. 
Das Gespräch führte Rosemarie Mieder.
Forschungsfeld: Mieterbewegungen

Die Wohnungs- und Stadtforscherin Lisa Voll-
mer arbeitet am Institut für Europäische Urba-
nistik der Bauhaus-Universität Weimar. In ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit beschäftigt sie sich 
mit Bewegungen von Mieterinnen und Mietern 
vom 19. Jahrhundert bis heute. So untersuchte 
sie beispielsweise mietenpolitische Proteste in 
Berlin und New York, die sich gegen steigende 
Mieten und Verdrängung zur Wehr setzen. Sie 
ist außerdem aktiv bei der stadtpolitischen Ini-
tiative „Stadt von Unten“ in Berlin. 
MieterMagazin 1+ 2/2021
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Ordentliche Kündigung
Zur Frage, welche Bedeutung eine Abmahnung, die 
vor einer fristlosen Kündigung des Mietverhältnisses 
erklärt wurde, für die hilfsweise erklärte ordentliche 
Kündigung des Mietverhältnisses hat.
BGH vom 25.8.2020 – VIII ZR 59/20 –

 Langfassung im Internet

Der BGH bestätigt hier seine bisherige Rechtsprechung 
(vgl. BGH vom 28.11.2007 – VIII ZR 145/07 –), wo-
nach eine Abmahnung nicht Voraussetzung für eine 
ordentliche Kündigung des Mietverhältnisses nach 
§ 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB sei. Ihr könne jedoch für die 
Kündigung wegen schuldhafter, nicht unerheblicher 
Pflichtverletzung des Mieters insofern Bedeutung zu-
kommen, als erst ihre Missachtung durch den Mieter 
dessen Pflichtverletzung das erforderliche Gewicht ver-
leihe, etwa weil vorher nur ein schlichtes Versehen des 
Mieters vorgelegen habe. Die Abmahnung sei somit 
lediglich ein einzelner Gesichtspunkt bei der umfassen-
den Prüfung, ob eine schuldhafte, nicht unerhebliche 
Pflichtverletzung des Mieters vorliege. 

Kündigungssperrfrist
Ehegatten gehören auch dann derselben Familie im 
Sinne des § 577 a Abs. 1 a Satz 2 BGB an, wenn sie 
getrennt leben oder geschieden sind. 
BGH vom 2.9.2020 – VIII ZR 35/19 – 

 Langfassung im Internet

Die Kündigungssperrfrist nach Umwandlung einer Woh-
nung in eine Eigentumswohnung, die in Berlin gemäß 
§  577 a Abs. 2 BGB 10 Jahre beträgt, gilt gemäß §  577 a 
Abs. 1 a Satz 1 BGB entsprechend unter anderem dann, 
wenn vermieteter – nicht umgewandelter – Wohnraum 
nach der Überlassung an den Mieter an mehrere Erwer-
ber veräußert worden ist. Gemäß Satz 2 dieser Vorschrift 
gilt dies allerdings dann nicht, wenn die Er werber dersel-
ben Familie oder demselben Haushalt angehören.
Vorliegend bestand das Mietverhältnis über ein Einfami-
lienhaus seit 2001. Im Jahre 2015 wurde das Haus an 
ein Ehepaar veräußert, welches bereits seit 2013 getrennt 
lebte. Im Juli 2016 wurde die Ehe der Erwerber, aus der 
zwei Kinder hervorgegangen sind, geschieden. Im Mai 
2/2021
2017 kündigten die Erwerber das Mietverhältnis wegen 
Eigenbedarfs, weil die Ex-Ehefrau mit den beiden Kindern 
und ihrem neuen Lebensgefährten in das Haus einziehen 
wollte.
Der BGH hatte letztendlich zu entscheiden, ob die Kün-
digung wegen der Nichteinhaltung der Kündigungssperr-
frist (Kündigungsausspruch schon zwei Jahre nach  Er werb 
des Hauses) unwirksam war oder aber, ob die Kün di gungs-
sperrfrist gemäß § 577 a Abs. 1 a Satz 2 BGB nicht einge-
halten werden musste, weil die Erwerber – trotz der Schei-
dung – eine „Familie“ im Sinne der Vorschrift waren.
Der BGH entschied sich für Letzteres. Die Vermieter ge-
hörten unabhängig vom Fortbestand der Ehe „derselben 
Familie“ im Sinne von § 577 a Abs. 1 a Satz 2 BGB an. 
Die Privilegierung von Familien- und Haushaltsangehöri-
gen in § 577 a Abs. 1 a Satz 2 BGB sei der Regelung des 
§ 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB nachgebildet worden. Nach den 
Vorstellungen des Gesetzgebers sollte zur Auslegung der 
Vorschrift auf die zu § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB ergangene 
Rechtsprechung zurückgegriffen werden. 
Als Anknüpfungspunkt dafür, wie weit der Kreis der Fa-
milienangehörigen in § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB zu  ziehen 
sei, habe der BGH bereits in seinem Urteil vom 27.1.2010 
(VIII ZR 159/09) die Wertungen der Regelungen über ein 
Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen Gründen her-
angezogen. Diese konkretisierten mit Rücksicht auf eine 
typisierte persönliche Nähebeziehung den Kreis privile-
gierter Familienangehöriger, und zwar unabhängig davon, 
ob tatsächlich eine persönliche Bindung besteht.
Damit seien diejenigen Personen, denen das Prozess-
recht ein Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen 
Gründen gewähre, unabhängig vom Vorliegen eines 
konkreten, tatsächlichen Näheverhältnisses Familien-
angehörige gemäß § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB, zu deren 
Gunsten eine Eigenbedarfskündigung ausgesprochen 
werden könne. Hierunter fielen Ehegatten auch dann, 
wenn sie getrennt leben, ein Scheidungsantrag bereits 
eingereicht oder die Scheidung vollzogen sei. Denn ge-
mäß § 383 Abs. 1 Nr. 2 ZPO und nach § 52 Abs. 1 Nr. 2 
StPO sei ein Ehegatte selbst dann zur Verweigerung des 
Zeugnisses berechtigt, wenn die Ehe nicht mehr bestehe. 
Für den Begriff des Familienangehörigen gemäß § 577 a 
Abs. 1 a Satz 2 BGB gelte dasselbe; auch insoweit sei der 
Ehegatte unabhängig vom Fortbestand der Ehe Familien-
angehöriger, so dass die Sperrfrist bei Erwerb durch Ehe-
gatten oder geschiedene Ehegatten nicht eingreife. 
Die Sperrfrist sei auch nicht deshalb anwendbar, weil 
nicht beide Erwerber, sondern nur die Erwerberin mit 
weiteren Familienangehörigen in das Haus einziehen 
wollte. § 577 a Abs. 1 a Satz 2 BGB setzte nicht voraus, 
dass die Erwerber, die zu derselben Familie gehören, den 
zur Eigennutzung erworbenen vermieteten Wohnraum 
auch gemeinsam nutzen möchten. 

Mängelbeseitigung
Zu den Voraussetzungen, unter denen Maßnahmen des 
Vermieters zur Mangelerforschung und Mangelbesei-
tigung die Annahme eines „tatsächlichen“ Anerkennt-
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nisses der vom Mieter behaupteten Mängel der Miet-
sache rechtfertigen können. 
BGH vom 23.9.2020 – XII ZR 86/18 – 

 Langfassung im Internet

Ein Gewerberaummieter zeigte gegenüber der Hausver-
waltung an, dass in einem der Büroräume ein beißender, 
die Atemwege und Augen reizender Geruch feststellbar 
sei. Der Mieter zahlte seit Juli 2015 nur noch eine um 
10 Prozent geminderte Bruttomiete; ferner forderte er 
die Vermieterin unter Fristsetzung und Klageandrohung 
zur Beseitigung der beanstandeten Geruchsbeeinträch-
tigung auf. Daraufhin erfolgte am 7. Juli 2015 eine 
Begehung der Mieträume durch den Hausmeister. Am 
9.11.2015 richteten die Rechtsanwälte der Vermieterin 
an den Mieter ein Schreiben, das auszugsweise den fol-
genden Inhalt hatte: 
„… wir kommen zurück auf vorbenannte Angelegenheit 
und bitten zunächst um Mitteilung, ob Sie entsprechend 
Ihrer Ankündigung (…) mittlerweile Klage auf Beseiti-
gung und Mietminderung eingereicht haben. 
Gleichwohl bieten wir Ihrem Auftraggeber ohne Aner-
kennung einer Rechtspflicht und Präjudiz zum Zwecke 
einer einvernehmlichen Regelung der bestehenden Mei-
nungsverschiedenheiten das Folgende an: 
1. Die Mandantschaft tauscht den textilen Bodenbelag 
im streitgegenständlichen Raum komplett auf eigene 
Kosten aus. 
2. Nach Abschluss der unter Ziffer 1 beschriebenen 
Maßnahme zahlt Ihr Auftraggeber die seit Juli 2015 
aufgelaufenen Mietrückstände (…) vollständig an die 
Mandantschaft nach …“ 
Der Mieter kündigte mit Schreiben vom 7.12.2015 das 
Mietverhältnis zum 31.12.2016 außerordentlich  unter 
Hinweis auf den gerügten Mangel. Die Vermieterin ver-
anlasste am 22.3.2016 eine erneute Begehung der Miet-
räume durch den Hausmeister und zwei Mitarbeiter. 
Nachdem dabei im streitgegenständlichen Büroraum ein 
Geruch festgestellt worden war, ließ die Vermieterin am 
13.4.2016 eine Wand im angrenzenden WC öffnen, um 
einen etwaigen Rohrschaden im Versorgungsschacht aus-
zuschließen. Im November und Dezember 2016 zahlte 
der Mieter keine Miete mehr; er gab die Mieträume im 
Dezember 2016 zurück. 
Das Berufungsgericht wies die Klage der Vermieterin auf 
Ausgleich der Mietrückstände ab. 
Das Gericht hielt die Minderung von 10 Prozent für be-
rechtigt, obwohl die Vermieterin bestritten habe, dass es 
sich bei der Geruchsbelästigung um einen erheblichen 
Mangel gehandelt habe. Im Angebot, den Bodenbelag 
zu tauschen, liege aber ein tatsächliches Anerkenntnis 
der Vermieterin, dass die Gebrauchstauglichkeit nicht 
nur unerheblich beeinträchtigt gewesen sei. Eine auf Ge-
winnerzielung ausgerichtete Kapitalgesellschaft finde 
sich nicht allein zur Wahrung eines guten Verhältnisses zu 
den Gewerbemietern zu einem solchen Angebot bereit, 
sondern nur, wenn wirklich ein Mangel vorliege. 
Zudem stelle die Öffnung der Wand ein tatsächliches 
Anerkenntnis dar. Ein gewerblich handelnder Vermieter 
würde einen solchen Aufwand nicht auf sich nehmen, 
wenn er die Geruchsbelästigung als unerheblich anse-
hen würde. Diese tatsächlichen Anerkenntnisse hätten 
eine Umkehr der Beweislast zur Folge. Da die Vermie-
terin nicht nachgewiesen habe, dass die Geruchsbeein-
trächtigungen unerheblich waren, sei die Mietminderung 
gerechtfertigt gewesen.
Der BGH sah die Rechtslage anders, hob das Berufungsur-
teil auf und verwies die Sache an das Landgericht zurück.
Wolle ein Mieter die Miete wegen eines Mangels min-
dern, trage er nach den allgemeinen Grundsätzen die 
Darlegungs- und Beweislast für die ihm vorteilhafte Tat-
sache der Existenz dieses Mangels. Weil nicht schlecht-
hin jede Geruchsentwicklung in gemieteten Räumen zu 
einer Gebrauchsbeeinträchtigung führe, müsse der Mie-
ter darlegen und im Bestreitensfall beweisen, dass mit 
der Geruchsentwicklung eine spürbare und das Wohl-
befinden der Nutzer erheblich beeinträchtigende Belas-
tung des Geruchsempfindens einhergehe. Soweit das 
Berufungsgericht für die diesbezügliche Beweisführung 
dem Schreiben vom 9.11.2015 ein Tatsachenanerkennt-
nis entnehme, werde dies dem eindeutigen Wortlaut 
des Schreibens nicht gerecht. Der von der Vermieterin 
unterbreitete Vorschlag, den Bodenbelag im streitgegen-
ständlichen Büroraum auszutauschen, erfolgte im Rah-
men eines Vergleichsangebots und ausdrücklich „ohne 
Anerkennung einer Rechtspflicht und Präjudiz“. Der da-
mit eindeutig zum Ausdruck gebrachte Vorbehalt, nur 
zur gütlichen Beilegung des bestehenden Streits handeln 
und darüber hinaus keine rechtlich bindende Verpflich-
tung eingehen zu wollen, stehe der Annahme eines 
rechtsgeschäftlichen (kausalen) Schuldanerkenntnisses 
entgegen. 
Die Ansicht, dass sich die Vermieterin zu einem Aus-
tausch des Bodenbelags wegen der damit verbundenen 
Kosten nur beim wirklichen Vorliegen einer unzumutba-
ren Geruchsbeeinträchtigung bereitgefunden hätte, weil 
sie als Kapitalgesellschaft auf Gewinnerzielung ausgerich-
tet sei und sie deshalb anders als ein Privateigentümer 
kein gesteigertes Interesse daran habe, sich gegenüber 
ihren Gewerbemietern kulant zu zeigen, sei sachfremd. 
Auch im Zusammenhang mit Mangelbeseitigungsarbei-
ten gebe es keine Vermutung für die Abgabe eines An-
erkenntnisses. So enthalte die Bereitschaft des Vermie-
ters, einer Mangelanzeige des Mieters nachzugehen, für 
sich genommen noch keine Aussage dahingehend, das 
Vorhandensein eines Mangels und die Beeinträchtigung 
des vertragsgemäßen Gebrauchs der Mietsache außer 
Streit stellen zu wollen. Maßnahmen des Vermieters zur 
Erforschung oder Beseitigung eines von dem Mieter an-
gezeigten Mangels könnten nur dann als Zeugnis des 
Vermieters gegen sich selbst angesehen werden, wenn 
besondere Umstände des Einzelfalls die Wertung tragen, 
dass der Vermieter nicht nur aus Kulanz oder zur gütli-
chen Beilegung des Streits um die vermeintliche Mangel-
haftigkeit der Mietsache, sondern in dem Bewusstsein 
gehandelt habe, im Rahmen seiner Gewährleistungs-
pflicht zur Beseitigung des behaupteten Mangels ver-
pflichtet zu sein. Von Bedeutung seien dabei vor allem 
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der Umfang, die Dauer und die Kosten der Mängelbe-
seitigungsarbeiten. 
Bei der Öffnung der Wand handelte es sich vorliegend 
aber um eine Maßnahme mit überschaubarem Aufwand. 
Hieraus lasse sich nicht das eindeutige Bewusstsein der 
Vermieterin herleiten, zur Beseitigung eines erheblichen 
Mangels verpflichtet zu sein. Zudem habe ein Gebäude-
eigentümer ein generelles Interesse daran, Hinweisen auf 
mögliche Undichtigkeiten von Leitungen nachzugehen. 
Zudem sei das Öffnen der Wand eine punktuelle Maß-
nahme gewesen, auf die keine weiteren Schritte folgten. 
Es liege daher auch in der Gesamtschau fern, im Verhalten 
der Vermieterin ein tatsächliches Anerkenntnis zu sehen.
Nach alledem obliegt es somit dem Mieter, das Vorlie-
gen eines erheblichen Mangels zu beweisen. Dieser Fra-
ge muss das Landgericht nun in einem erneuten Verfah-
ren nachgehen.

Betriebskostenabrechnung
Die Regelungen in § 556 Abs. 3, 4 BGB hindern die 
Mietvertragsparteien nicht, nach Zugang einer Be-
triebskostenabrechnung an den Mieter eine Vereinba-
rung darüber zu treffen, dass der Mieter den ausgewie-
senen Saldo als verbindlich anerkennt. Weder formelle 
Mängel der Abrechnung noch die mit einer solchen 
Vereinbarung etwa verbundene Verkürzung der dem 
Mieter zustehenden Einwendungsfrist (§ 556 Abs. 3 
Satz 5 BGB) stehen der Wirksamkeit einer derartigen 
Vereinbarung entgegen. 
BGH vom 28.10.2020 – VIII ZR 230/19 – 

 Langfassung im Internet

In einem Vorprozess schlossen die  Mietvertragsparteien 
einen Vergleich, in dem sich der Mieter zur Räumung und 
Herausgabe eines „Studentenzimmers“ bis zum 30.4.2017 
verpflichtete. Kurz vor dem vereinbarten Räumungster-
min bat der Mieter mit einem an den Vermieter gerich-
teten Schreiben vom 27.4.2017 um Fortsetzung des 
Mietverhältnisses. Daraufhin bot dieser dem Mieter mit 
Schreiben vom 28.4.2017 an, mit der Beauftragung des 
Gerichtsvollziehers zur Zwangsräumung bis längstens 
zum 1.7.2017 zuzuwarten, sofern der Mieter für Mai 
und Juni jeweils bis zum 3. Werktag 190 Euro Nutzungs-
entschädigung zahlen und ferner ausstehende Strom- 
und Wasserrechnungen von insgesamt 1588,46 Euro bis 
31.5.2017 begleichen würde. Der Mieter nahm dieses 
Angebot schriftlich an. Anfang Juli 2017 zog er aus der 
Wohnung aus. Die im Schreiben des Vermieters vom 
28.4.2017 genannten Strom- und Wasserrechnungen in 
Höhe von insgesamt 1588,46 Euro beglich er nicht. 
Im anschließenden Streit über die Rückzahlung der Kau-
tion brachte der Mieter vor, die Betriebskostenabrech-
nungen, aus denen sich die offenen Strom- und Wasser-
kosten ergäben, seien formell unwirksam und beruhten 
auf unzutreffenden Messergebnissen wegen fehlender 
Eichung der Zähler. Zudem hätte der Vermieter seinem 
Ansinnen nach Einsicht in die Abrechnungsbelege bis-
lang nicht entsprochen.
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Das Berufungsgericht stellte sich auf den Standpunkt, 
dass eine wirksame Einigung der Parteien über die Ver-
pflichtung des Mieters, die offenen Rechnungsbeträge 
in Höhe von insgesamt 1588,46 Euro an den Vermieter 
zu entrichten, nicht voraussetze, dass die genannten Ab-
rechnungen den formellen Anforderungen nach § 556 
Abs. 3 BGB genügten. Dies ergebe sich insbesondere 
nicht aus den Bestimmungen des § 556 Abs. 3, 4 BGB. 
Der BGH folgte dieser Ansicht.
Denn die Regelungen in § 556 Abs. 3, 4 BGB hinderten 
die Mietvertragsparteien jedenfalls nicht daran, nach 
Zugang einer Betriebskostenabrechnung an den Mieter 
eine Vereinbarung darüber zu treffen, dass der Mieter 
den ausgewiesenen Saldo als verbindlich anerkenne. 
Weder formelle Mängel der Abrechnung noch die mit 
einer solchen Vereinbarung etwa verbundene Verkürzung 
der dem Mieter zustehenden Einwendungsfrist (§ 556 
Abs. 3 Satz 5 BGB) stünden der Wirksamkeit einer der-
artigen Vereinbarung entgegen. Es handele sich hierbei 
nämlich nicht um eine Abrede, die Einwendungen des 
Mieters gegen die Abrechnung von vornherein generell 
ausschließe oder einschränke, sondern um die Anerken-
n ung einer konkreten Schuld, sei es in Form eines (dekla-
ratorischen) Anerkenntnisses oder – wie hier – in Form 
einer vergleichsweisen Einigung. Dieser Fall werde von 
§ 556 Abs. 4 BGB seinem Sinn und Zweck nach nicht 
erfasst. 
Die in § 556 Abs. 3 BGB normierte Abrechnungspflicht 
des Vermieters nebst den damit im Zusammenhang ste-
henden ausschlussbewehrten Abrechnungs- und Ein-
wendungsfristen dienten im Interesse beider Mietver-
tragsparteien der Abrechnungssicherheit, der Streitver-
meidung und der Schaffung von Rechtsklarheit in über-
schaubarer Zeit. Dieser gesetzgeberischen Zielsetzung 
werde eine Auslegung des § 556 Abs. 4 BGB nicht ge-
recht, die den Vertragsparteien – selbst wenn sachliche 
Gründe hierfür vorlägen – die Möglichkeit versage, sich 
einvernehmlich auf schnellerem Weg Klarheit über die 
wechselseitigen Pflichten aus einem abgeschlossenen 
Abrechnungszeitraum zu verschaffen. 
Der mit § 556 Abs. 4 bezweckte Mieterschutz werde 
in solchen Fällen schon deshalb nicht unterlaufen, weil 
die Annahme sowohl einer vergleichsweisen Einigung 
– nach der gesetzlichen Regelung des § 779 BGB – als 
auch eines deklaratorischen Anerkenntnisses – nach stän-
diger Rechtsprechung – voraussetze, dass zwischen den 
Parteien Streit oder Ungewissheit über ein bestehendes 
Rechts- beziehungsweise Schuldverhältnis herrsche und 
die Parteien dieses durch die Vereinbarung insgesamt 
oder in einzelnen Beziehungen dem Streit entziehen 
wollten, mithin – auch für den Mieter – ein konkreter 
Anlass für die Anerkennung des Abrechnungssaldos 
vorliegen müsse. Die Bejahung einer solchen Einigung 
komme also nur in Betracht, wenn sich ein materielles 
Interesse (auch) des Mieters an deren Zustandekommen 
feststellen lasse, was in der Regel damit einhergehen wer-
de, dass etwaige Nachteile für den Mieter hinreichend 
kompensiert werden, wie hier durch die Einräumung ei-
ner längeren Räumungsfrist. 
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Diese Auslegung von § 556 Abs. 4 BGB stehe auch im 
Einklang mit der bisherigen Rechtsprechung des achten 
für das Wohnraummietrecht zuständigen Zivilsenats des 
BGH. Der Senat habe bereits entschieden, dass § 556 
Abs. 4 BGB der Wirksamkeit einer einzelfallbezogenen 
Verständigung der Mietvertragsparteien über die ein-
malige Verlängerung der jährlichen Abrechnungsperiode 
(§ 556 Abs. 3 Satz 1 BGB) zwecks Umstellung auf eine 
kalenderjährliche Abrechnung nicht entgegenstehe und 
dabei entscheidend darauf abgestellt, dass eine solche 
Vereinbarung im beiderseitigen Interesse liege und die 
dem Mieter möglicherweise entstehenden Nachteile 
durch entsprechende Vorteile hinreichend kompensiert 
würden (vgl. BGH vom 27.7.2011 – VIII ZR 316/10). 
Soweit der BGH eine vorbehaltlose Zahlung oder Gutschrift 
innerhalb der dem Mieter gewährten Einwendungsfrist für 
sich genommen nicht als ein deklaratorisches Schuldaner-
kenntnis ansehe (BGH vom 12.1.2011 – VIII ZR 296/09), 
werde damit nicht etwa generell die Möglichkeit verneint, 
dass die Mietvertragsparteien sich vor Ablauf der Einwen-
dungsfrist gemäß § 556 Abs. 3 Satz 5 BGB über das Beste-
hen eines sich aus einer Betriebskostenabrechnung ergeben-
den Saldos verbindlich verständigten. Diese Rechtsprechung 
lasse lediglich den Schluss zu, dass an eine solche Einigung 
hohe Anforderungen zu stellen seien und sie nur bei eindeuti-
gen Erklärungen der Mietvertragsparteien in Betracht kämen. 

Kaution
Der Vermieter ist berechtigt, sich nach Beendigung des 
Mietverhältnisses aus einer gewährten Barkaution durch 
Aufrechnung mit streitigen aus dem Mietverhältnis 
stammenden Forderungen zu befriedigen. 
BGH vom 28.10.2020 – VIII ZR 230/19 – 

 Langfassung im Internet

Der BGH hat die zuvor höchstrichterlich noch nicht ent-
schiedene Frage, ob der Vermieter berechtigt sei, sich 
nach Beendigung des Mietverhältnisses aus einer gewähr-
ten Barkaution auch durch Aufrechnung mit streitigen 
aus dem Mietverhältnis stammenden Forderungen zu 
befriedigen, bereits im Jahr 2019 bejaht (BGH vom 24.7. 
2019 – VIII ZR 141/17). Insoweit bringt die Entscheidung 
vom 28.10.2020 nichts Neues.

Unwirksame Bedingung
Eine Vertragsbestimmung, die die Beendigung eines 
Mietvertrags an die Beendigung eines (unbefristeten) 
Arbeits- oder Dienstverhältnisses knüpft, stellt eine 
auflösende Bedingung dar. Macht der Mieter deutlich, 
nicht ausziehen zu wollen und somit die Bedingung 
nicht gegen sich gelten zu lassen, wird das Mietver-
hältnis zwischen den Parteien unverändert fortgesetzt. 
BGH vom 11.11.2020 – VIII ZR 191/18 – 

 Langfassung im Internet

Die Parteien streiten um die Räumung und Herausgabe 
eines Reihenhauses in München. 
Die Mieterin und ihr – seit dem Jahr 1969 als Diakon im 
kirchlichen Dienst der Kirche in Bayern beschäftigter – 
Ehemann hatten das Reihenhaus mit Vertrag vom 7.2. 
1977 angemietet. Mit Rücksicht auf die Beschäftigung 
des Ehemanns als Diakon war in § 2 einer Anlage zum 
Mietvertrag vorgesehen: 
„Das Mietverhältnis endet ohne weiteres mit dem Aus-
scheiden aus dem kirchlichen Dienst.“ 
Als der Ehemann zum 1.10.2002 in den Ruhestand trat, 
wurde das Mietverhältnis mit Rücksicht auf die Beschäf-
tigung auch der Ehefrau und Mitmieterin im kirchlichen 
Dienst fortgesetzt. Nach dem Tod ihres Ehemanns be-
wohnte die Mieterin das Reihenhaus weiter. Sie wurde 
zum 31.5.2015 in den Ruhestand versetzt. 
Unter dem 18.3.2015 hatte die Vermieterin die Mieterin 
wie folgt angeschrieben: „Da das Anstellungsverhältnis 
von Ihnen, Frau H. , mit ihrem Eintritt in den Ruhestand 
zum 31.5.2015 endet und somit auch Ihr Mietverhältnis 
gemäß § 2 des Mietvertrages vom 7.2.1977 nebst An-
lage beendet wird, bitte ich um baldige Vereinbarung 
eines Rückgabetermins. …“.
Als die Mieterin nicht auszog, kam es zur Räumungsklage.
Am Ende des Instanzenweges stellte der BGH fest, dass 
das Mietverhältnis der Parteien entgegen der Mitteilung 
der Vermieterin im Schreiben vom 18.3.2015 nicht am 
31.5.2015 geendet hatte. Die in § 2 der Anlage des 
Mietvertrags vom 7.2.1977 vereinbarte Klausel führe 
nicht dazu, dass das Mietverhältnis mit dem Eintritt 
des Ruhestands der Mieterin endete, obwohl diese das 
Mietverhältnis fortsetzen wollte. 
Es könne dahinstehen, ob die Klausel überhaupt dahin 
auszulegen sei, dass sie auch den Fall erfasse, dass der 
Mieter bis zum Eintritt des Ruhestands in den Diensten 
der Vermieterin verbleibe und lediglich aus dem akti-
ven Dienstverhältnis ausscheide. Jedenfalls stelle eine 
Klausel, die die Beendigung eines Mietvertrags an die 
Beendigung eines (unbefristeten) Arbeits- oder Dienst-
verhältnisses – also an den Eintritt eines ungewissen Er-
eignisses – knüpfe, eine auflösende Bedingung dar. Auf 
eine solche auflösende Bedingung könne sich der Ver-
mieter von Wohnraum jedoch gemäß § 572 Abs. 2 BGB 
nicht berufen. 
Dies bedeute, dass es für die Annahme eines Fortbestands 
des Mietverhältnisses jedenfalls ausreiche, wenn der Mie-
ter deutlich mache, nicht ausziehen und somit die Beendi-
gung nicht gegen sich gelten lassen zu wollen, wie es hier 
die Mieterin im Anschluss an das Schreiben der Vermiete-
rin vom 18.3.2015 getan habe. Ob in einem solchen Fall 
die auflösende Bedingung unwirksam sei oder – was der 
Wortlaut des § 572 Abs. 2 BGB nahelege – der Vermieter 
sich lediglich so behandeln lassen müsse, als sei die Bedin-
gung nicht eingetreten, könne deshalb dahinstehen. Denn 
das Mietverhältnis werde in einem solchen Fall im Verhält-
nis der Parteien unverändert fortgesetzt. 
Mangels einer Übergangsregelung finde die durch das 
am 1.9.2001 in Kraft getretene Mietrechtsreformgesetz 
vom 19.6.2001 eingefügte Vorschrift des § 572 Abs. 2 
BGB auch auf zu diesem Zeitpunkt bereits bestehende 
Mietverhältnisse – wie hier – Anwendung. 
MieterMagazin 1+2/2021
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden), nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Beratung derzeit im 1. OG, Zugang 
Haustür links neben „MyMobile-
repair24; Zugang nicht rollstuhlgerecht. 
Kein Fahrstuhl!

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
MieterMagazin 1+2/2021
 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr

Aktuell keine Beratung ohne Terminvereinbarung
Corona-Prävention in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle: 
Aktuell keine Beratungen ohne Terminvereinbarung
Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin 
über unser Servicetelefon S	030-226  260.
Aktuelles zu den Beratungsangeboten finden Sie unter 
www.berliner-mieterverein.de 
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung (aktuell nur mit Terminvereinbarung, siehe unten): 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Corona-Prävention: 
Auch in der Geschäftsstelle finden zurzeit keine Beratungen ohne Terminverein-
barung statt. Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260. Weitere Infos: www.berliner-mieterverein.de 
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Weitere Beratun
Die hier aufgeführten Beratungsstellen
sind wieder geöffnet. Nur hier ist auf-
grund der geringeren Besucherzahlen 
auch eine Beratung ohne vorherige Ter
minvereinbarung möglich. Teilweise ist
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sic
also darauf ein, dass Sie gegebenenfall
vor der Einrichtung warten müssen. 
Selbstverständlich müssen auch hier di
Hygieneregeln eingehalten werden. In 
vielen Beratungsstellen kann aufgrund 
der Auflagen nur eine Person pro Bera-
tungsgespräch zugelassen werden. 

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind: 

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, 
Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

auch eine Beratung ohne vorherige Ter
minvereinbarung möglich. Teilweise ist
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sic
also darauf ein, dass Sie gegebenenfall
vor der Einrichtung warten müssen. 
Selbstverständlich müssen auch hier di
Hygieneregeln eingehalten werden. In 
vielen Beratungsstellen kann aufgrund 
der Auflagen nur eine Person pro Bera-
tungsgespräch zugelassen werden. 

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind:

Lichtenberg
Mo 9-11 Uhr

Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 

Karlshorst

Marzahn-Hellersdorf
Mo 17-19 Uhr 

Kieztreff, 
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Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Weiter geschlossen bleiben: 

Lichtenberg: 
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 2. OG, Raum 204

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
 Beratungsstelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße

Tempelhof-Schöneberg:
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 

Treptow-Köpenick: Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40

 

Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg)
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., Königstraße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Weiter geschlossen bleiben:

Lichtenberg: 
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1b, 2. OG, Raum 204

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
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Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Änderungen per Post oder 
per E-Mail kontakt@berliner-mieterverein.de 
mitteilen. Vielen Dank für Ihr Verständnis. 
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 1+2/2021
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist notwendig 
unter S 030-226 260:
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85
Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter S 030-226 260 

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an: 
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 
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Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
unter S 030-230 899-0 
Corona-Prävention: 
Ob Energieberatung zu Heizung und 
Heizkosten, Sozialrechtsberatung, 
 Gewerbemieterberatung, Nutzer-/
Pächterberatung oder Mietrechts-
beratung für Künstler (siehe unten) – 
in jedem Fall ist derzeit eine Termin-
vereinbarung erforderlich.

Bitte vereinbaren Sie Ihren persön-
lichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260.
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Service

Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
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K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, 
www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  

Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Kontakt zu den ehremamtlichen Bezirks-
aktivengruppen auch über Thomas Chris-
tel, Geschäftsstelle des BMV, christel@ber-
liner-mieterverein.de S 030-226 26-144

Achtung: Bis auf Weiteres finden keine 
Treffen der Bezirksaktivengruppen statt. 

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter 
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow 
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: 
bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich 
jeden 3. Mo im Monat um 18.30 Uhr 
(Achtung: neuer Termin!) 
in der Richardstraße 5 
(Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Hans-Günther Miethe, 
Aleksandar Perovic, Karin Kemner
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Die Broschüren können bezogen werden über den Online-
Shop des DMB-Verlages:  https://shop.mieterbund.de/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

Mietminderung  
bei Wohnungsmängeln

Was muss beachtet werden, 
wenn die Miete aufgrund von 
Mängeln gekürzt werden soll? 
Mit aktueller Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten, 
11,90 Euro

Was ich als Mieter  
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt 
Rechte und Pflichten 

bei Wohnmietverhältnissen 
vor – ein Standardwerk 

für alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale 

NRW und DMB.
380 Seiten,
16,90 Euro

Tipps zum Mietvertrag 
für Mieter – Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem 
künftigen Mieter Hinweise, 
worauf beim Abschluss  eines 
Mietvertrages zu achten ist. 
Die Erläuterungen werden 
ergänzt durch praktische 
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro



Endlich!
Keine Angst vor 
Mieterhöhung

MIETENDECKELWIRKT!

https://www.berliner-mieterverein.de/mietendeckel.htm
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